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Gesetzentwurf

Der Niedersachsische Ministerprasident Hannover, den 23.08.2015

Herrn
Prasidenten des Niedersachsischen Landtages

Hannover

Sehr geehrter Herr Prasident,

anliegend Uibersende ich den von der Landesregierung beschlossenen
Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Jugendarrestvollzuges in Niedersachsen

nebst Begrindung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizufiihren. Eine Ge-
setzesfolgenabschéatzung hat stattgefunden.

Federfihrend ist das Justizministerium.

Mit freundlichen Griil3en

Stephan Weil
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§2
Rechtsstellung der Arrestantinnen und Arrestanten

!Die Arrestantin oder der Arrestant unterliegt den in diesem Gesetz vorgesehenen Beschran-
kungen ihrer oder seiner Freiheit. *Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthélt,
kodnnen ihr oder ihm die Beschrénkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder zur Abwehr einer Stérung der Ordnung der Anstalt unerlasslich sind.

§3

Zusammenarbeit

'Die Vollzugsbehdrden arbeiten insbesondere mit den Behdrden und Stellen der Bewéh-
rungshilfe, Schulen und Schulbehdrden, Tragern der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe, insbe-
sondere der Jugendgerichtshilfe, den Agenturen fir Arbeit, den Einrichtungen fiir berufliche Bil-
dung, den Tragern der Sozialversicherung und der Sozialhilfe, Gesundheits-, Auslander- und Poli-
zeibehorden, Sucht- und Schuldnerberatungsstellen, Auslander- und Integrationsbeauftragten so-
wie Hilfeeinrichtungen anderer Behdrden und den Verbanden der freien Wohlfahrtspflege eng zu-
sammen. %Ilm Vollzug des Jugendarrestes soll mit Personen und Vereinen, deren Einfluss die Er-
reichung des Vollzugszieles férdern kann, zusammengearbeitet werden.

§4
Grundsatz der Verhaltnismafigkeit

'Von mehreren geeigneten MaRnahmen ist diejenige zu treffen, die die Arrestantin oder den
Arrestanten voraussichtlich am wenigsten beeintrachtigt. “Eine MaRnahme darf nicht zu einem
Nachteil fihren, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar auer Verhaltnis steht. 3Sie ist nur solan-
ge zuléssig, bis ihr Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht werden kann.

§5
Ermessen und Beurteilungsspielraume

Bei der Ausubung von Ermessen und dem Ausflllen von Beurteilungsspielrdumen sind na-
mentlich das Vollzugsziel, die allgemeinen Gestaltungsgrundsatze sowie die Besonderheiten der
Arrestformen (Dauer-, Kurz- und Freizeitarrest) und Arrestarten zu beachten.

Zweiter Teil

Vollzug des Dauerarrestes

Erstes Kapitel

Allgemeine Vorschriften, Grundsatze

§6
Vollzugsziel

Der Vollzug des Jugendarrestes soll einen Beitrag leisten, die Arrestantinnen und Arrestanten
zu einem straffreien Leben in sozialer Verantwortung zu beféhigen.

8§87

Allgemeine Gestaltungsgrundsatze

Q) 'Der Jugendarrest ist erzieherisch auszugestalten und dabei auf Férderung und Unter-
stlitzung der Arrestantinnen und Arrestanten, insbesondere auf die Zeit nach der Entlassung, aus-
zurichten. 2Er soll den Arrestantinnen und Arrestanten das von ihnen begangene Unrecht, dessen
Folgen und ihre Verantwortung hierflir bewusst machen.
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2) 'Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhéltnissen so weit wie méglich an-
gepasst werden. “Die Arrestantinnen und Arrestanten sind insbesondere an einen geregelten Ta-
gesablauf heranzufiihren.

3) Schadlichen Folgen der Freiheitsentziehung ist entgegenzuwirken. *Der Vollzug ist ins-
besondere so zu gestalten, dass die Arrestantinnen und Arrestanten vor wechselseitigen Ubergrif-
fen geschitzt werden.

(4) Die unterschiedlichen Lebenslagen und Bedurfnisse der Arrestantinnen und Arrestanten,
insbesondere im Hinblick auf Alter, Geschlecht und Herkunft, werden bei der Gestaltung des Voll-
zuges und bei MaBnahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten berlcksichtigt.

(5) Die Rechte der Personensorgeberechtigten sind bei der Planung und Gestaltung des
Vollzuges zu bertcksichtigen.

§8
Mitwirkung

(1) Zur Erreichung des Vollzugszieles ist die Mitwirkung der Arrestantin oder des Arrestanten
erforderlich.

(2) Die Bereitschaft der Arrestantin oder des Arrestanten, an der Erreichung des Vollzugszie-
les mitzuwirken, ist zu wecken und zu fordern.

8§89
FordermalRnahmen

'Zur Erreichung des Vollzugszieles sind FérdermaBnahmen durchzufiihren, die sich insbe-
sondere auf die Auseinandersetzung mit dem begangenen Unrecht, den Ursachen und Folgen der
Straftat, auf die Verbesserung der sozialen oder personlichen Kompetenzen, die Unterstltzung bei
der schulischen und beruflichen Entwicklung, die verantwortliche Gestaltung des alltdglichen Zu-
sammenlebens und des Freizeitverhaltens sowie die Vermittlung unterstitzender Kontakte richten.
“Der Arrestantin oder dem Arrestanten ist in geeigneter Weise zu vermitteln, dass sie oder er Ver-
antwortung fur ihr oder sein Verhalten Gbernehmen und die notwendigen Konsequenzen fur ihr
oder sein kiinftiges Leben ziehen muss. ®lhr oder sein Bewusstsein fiir den zugefiigten Schaden
bei der oder dem durch die Straftat Verletzten soll geweckt und geférdert werden.

§10
UnterstiitzungsmalRnahmen

Die Arrestantin oder der Arrestant wird darin unterstiitzt, ihre oder seine persénlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu ordnen und zu regeln; sie oder er soll dabei zur
selbstandigen und eigenverantwortlichen Lebensfithrung angeleitet werden. “Der Arrestantin oder
dem Arrestanten sollen Forder- und Hilfsangebote auch auf3erhalb des Vollzuges aufgezeigt und
sie oder er in ihren oder seinen Bemuhungen zur Kontaktaufnahme mit den Trégern solcher Ange-
bote unterstitzt werden. 3In geeigneten Fallen sollen der Arrestantin oder dem Arrestanten Stellen
und Einrichtungen zur Durchfiihrung eines Tater-Opfer-Ausgleichs benannt werden.

§11

Verstol3 gegen Weisungen, Auflagen oder Anordnungen

(1) Ist Jugendarrest wegen des Nichtbefolgens von Weisungen oder der Nichterfullung von
Auflagen (§ 11 Abs. 3, 8 15 Abs. 3 Satz 2, § 23 Abs. 1 Satz 4 und § 88 Abs. 6 Satz 1 des Jugend-
gerichtsgesetzes - JGG -) verhangt, so sollen mit der Arrestantin oder dem Arrestanten die Griinde
und Ursachen erdrtert werden.

(2) Die Bereitschaft der Arrestantin oder des Arrestanten, den ihr oder ihm erteilten Weisun-
gen nachzukommen oder ihre oder seine Auflagen zu erflllen, ist zu wecken und zu férdern.
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(3) Ist Jugendarrest wegen Nichtbefolgens von Anordnungen nach § 98 Abs. 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) verhangt (8§ 98 Abs. 2 OWIiG), so gelten die Absétze 1 und 2
entsprechend.
§12
Vorbereitung auf die Bewahrungszeit

Wird Jugendarrest neben Jugendstrafe verhéngt (8 16 a JGG), so dient der Vollzug des Ju-
gendarrestes auch dazu, die Arrestantinnen und Arrestanten auf die Bewéahrungszeit vorzuberei-
ten.

Zweites Kapitel

Planung und Verlauf des Vollzuges

8§13
Aufnahme in die Anstalt

(1) 'Bei der Aufnahme in die Anstalt wird mit der Arrestantin oder dem Arrestanten unverziig-
lich ein Zugangsgesprach gefiihrt. “Dabei wird sie oder er tiber ihre oder seine Rechte und Pflich-
ten und grundlegende Fragen der Vollzugsgestaltung unterrichtet.

(2) 'Die Arrestantin oder der Arrestant und ihre oder seine Sachen werden durchsucht. “Sie
oder er wird alsbald &rztlich untersucht.

3) 'Wahrend des Aufnahmeverfahrens diirfen andere Arrestantinnen oder Arrestanten nicht
anwesend sein. “Erfordert die Verstandigung mit der Arrestantin oder dem Arrestanten die Zuzie-
hung einer Dolmetscherin oder eines Dolmetschers, so ist diese unverziiglich zu veranlassen.

4) Von der Aufnahme werden die Personensorgeberechtigten, die Vollstreckungsleiterin
oder der Vollstreckungsleiter und die Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe, insbesondere
die Jugendgerichtshilfe, unterrichtet. “Steht die Arrestantin oder der Arrestant unter Bewahrung, ist
auch die Bewahrungshilfe zu unterrichten.

§14

Forderplanung

(1) 'Nach der Aufnahme wird unverziglich ein Forderplan aufgestellt. ’Hierzu werden Daten
insbesondere zur Personlichkeit und zu den Lebensverhéltnissen der Arrestantin oder des Arres-
tanten sowie zu den Ursachen fiir das begangene Unrecht oder den VerstoR gegen Weisungen,
Auflagen oder Anordnungen erhoben. 3Erkenntnisse aus dem Zugangsgesprach und den Vollstre-
ckungsunterlagen sind einzubeziehen. *Die Arrestantin oder der Arrestant ist an der Forderplanung
zu beteiligen. *Anregungen und Vorschlage der Arrestantin oder des Arrestanten sollen beriick-
sichtigt werden, soweit dies mit dem Vollzugsziel vereinbar ist.

(2) 'Der Forderplan legt den individuellen Forderbedarf fest und benennt die zur Erreichung
des Vollzugszieles erforderlichen FérdermaflRnahmen. ’Die Arrestantin oder der Arrestant ist ver-
pflichtet, an den im Férderplan benannten Férdermafnahmen teilzunehmen.

(3) Der Forderplan enthalt neben FérdermalRnahmen auch Angaben tber mindestens folgen-
de MaRRnahmen:

1. Unterstiitzungsmaflnahmen,

2 MafRnahmen zur Erfillung von Weisungen, Auflagen und Anordnungen,
3. Teilnahme an Freizeit- und Sportangeboten,

4.  Aufenthalte auf3erhalb der Anstalt und
5

MaRnahmen zur Vorbereitung der Entlassung.



Niederséachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/4111

4) 'Der Forderplan wird mit der Arrestantin oder dem Arrestanten erdrtert und ihr oder ihm in
schriftlicher Form ausgehéandigt. *Auf Verlangen ist der Férderplan mit den Personensorgeberech-
tigten zu erértern und in schriftlicher Form zu Ubersenden.

§15

Aufenthalte auBerhalb der Anstalt

(1) Zur Erreichung des Vollzugszieles kann der Arrestantin oder dem Arrestanten gestattet
werden, die Anstalt fiir eine bestimmte Zeit eines Tages ohne Begleitung (Ausgang), mit einer von
der Vollzugsbehorde zugelassenen Begleitung (Begleitausgang) oder unter Aufsicht Justizvoll-
zugsbediensteter (Ausfuhrung) zu verlassen.

(2) 'Der Arrestantin oder dem Arrestanten kénnen auf Antrag auch aus wichtigem Anlass
MaRBnahmen nach Absatz 1 gewahrt werden. 2Wichtige Anlasse sind insbesondere die lebensge-
fahrliche Erkrankung oder der Tod einer oder eines Angehérigen sowie die Teilnahme an einem
gerichtlichen Termin. *Auf Ersuchen eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft wird die Arres-
tantin oder der Arrestant vorgefiihrt; § 16 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Die Arrestantin oder der Arrestant darf auch ohne ihre oder seine Zustimmung ausgefuhrt
werden, wenn dies aus besonderem Grund notwendig ist.

(4) Der Arrestantin oder dem Arrestanten kdnnen Weisungen erteilt werden.

§16
Verlegung, Uberstellung, Ausantwortung

(1) Die Arrestantin oder der Arrestant kann abweichend vom Vollstreckungsplan aus zwin-
genden Griinden der Vollzugsorganisation oder aus anderen wichtigen Griinden in eine andere
Anstalt verlegt oder Giberstellt werden.

(2) Der Transport findet nicht zusammen mit Personen statt, an denen andere Freiheitsent-
ziehungen vollzogen werden.

3) 'Die Arrestantin oder der Arrestant kann mit ihrer oder seiner Zustimmung befristet dem
Gewahrsam einer anderen Behorde Uberlassen werden, wenn diese zur Erfillung ihrer Aufgaben
darum ersucht (Ausantwortung). Die Ausantwortung ist auch ohne Zustimmung der Arrestantin
oder des Arrestanten zuldssig, wenn die ersuchende Behdrde aufgrund einer Rechtsvorschrift das
Erscheinen der Arrestantin oder des Arrestanten zwangsweise durchsetzen kdnnte. ®Die Verant-
wortung fur die Sicherung des Gewahrsams und fir das Vorliegen der Voraussetzungen nach
Satz 2 tragt die ersuchende Behdrde.

(4) 'Die in § 13 Abs. 4 genannten Personen oder Stellen werden ber die Verlegung der Ar-
restantin oder des Arrestanten unterrichtet. “Dies gilt auch fiir Uberstellungen, soweit dies mit
Rucksicht auf die Dauer der Mal3nahme angezeigt ist.

Drittes Kapitel

Aufenthalt, Unterbringung, Kleidung und Verpflegung

817
Aufenthalt auRerhalb der Ruhezeit

!Arrestantinnen und Arrestanten konnen sich auRerhalb der Ruhezeit gemeinsam aufhalten.
Der gemeinsame Aufenthalt kann eingeschrankt werden, wenn

1. ein schadlicher Einfluss auf andere Arrestantinnen oder Arrestanten zu beflirchten ist
oder

2. esdie Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfordert.
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§18
Unterbringung wéahrend der Ruhezeit

'Die Arrestantin oder der Arrestant wird wahrend der Ruhezeit allein in ihrem oder seinem Ar-
restraum untergebracht. *Weibliche Personen werden getrennt von méannlichen Personen unter-
gebracht. %Um schadlichen Folgen der Freiheitsentziehung entgegenzuwirken, kénnen mit ihrer
Zustimmung zwei Personen gleichen Geschlechts gemeinsam untergebracht werden.

§19
Kleidung

Die Arrestantin oder der Arrestant darf eigene Kleidung, eigene Wasche und eigenes Bett-
zeug benutzen, soweit hierdurch die Erreichung des Vollzugszieles oder die Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt nicht beeintrachtigt wird. Auf Antrag erhalt sie oder er Kleidung, Wasche und
Bettzeug von der Vollzugsbehdrde.

§20
Verpflegung, Einkauf

Q) !Arrestantinnen und Arrestanten sind gesund zu ernadhren. Auf arztliche Anordnung wird
besondere Verpflegung gewahrt. ®Der Arrestantin oder dem Arrestanten ist es zu ermoglichen,
Speisevorschriften ihrer oder seiner Religionsgemeinschaft zu befolgen.

(2) Der Arrestantin oder dem Arrestanten kann der Einkauf aus einem von der Vollzugsbe-
hdérde vermittelten Angebot auf eigene Kosten gestattet werden.

Viertes Kapitel

Besuche, Schriftwechsel, Telekommunikation und Pakete

8§21
Besuche

(1) 'Die Arrestantin oder der Arrestant darf nach vorheriger Anmeldung Besuch von ihren o-
der seinen Personensorgeberechtigten empfangen. Besuche sollen dartiber hinaus zugelassen
werden, wenn sie die Erreichung des Vollzugszieles fordern. *Besuche sollen nicht am Tag der
Aufnahme, den beiden darauffolgenden Tagen und am Tag der Entlassung erfolgen. “Die Ge-
samtdauer soll zwei Stunden in der Woche nicht Gberschreiten. °Die Besuchszeiten regelt die
Hausordnung.

(2) Besuche kénnen untersagt werden, wenn die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahr-
det wiirde.

(3) Zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt kann der Besuch einer
Person von ihrer Durchsuchung abhéngig gemacht und die Anzahl der gleichzeitig zu einem Be-
such zugelassenen Personen beschrankt werden.

§22

Besuche von Verteidigerinnen, Verteidigern, Beistanden, Rechtsanwaltinnen,
Rechtsanwalten, Notarinnen und Notaren

'Besuche von Verteidigerinnen und Verteidigern, Beistanden nach § 69 JGG sowie von
Rechtsanwaltinnen, Rechtsanwalten, Notarinnen und Notaren in einer die Arrestantin oder den Ar-
restanten betreffenden Rechtssache sind ohne Beschrankungen hinsichtlich ihrer Dauer und Hau-
figkeit zulassig und kénnen auch am Aufnahmetag, den beiden darauffolgenden Tagen und am
Entlassungstag erfolgen. Die regelmafRigen Besuchszeiten legt die Vollzugsbehdrde im Beneh-
men mit der Rechtsanwaltskammer in der Hausordnung fest. 3§ 21 Abs. 3 gilt entsprechend. *Eine
inhaltliche Uberpriifung der mitgefiihrten Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen ist nicht zulassig.

10
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§23
Uberwachung von Besuchen

(1) 'Besuche diirfen offen tiberwacht werden. Die Uberwachung kann mit technischen Hilfs-
mitteln erfolgen. %Eine Aufzeichnung findet nicht statt. “Eine akustische Uberwachung von Besu-
chen ist nicht zulassig.

2) 'Ein Besuch darf nach vorheriger Androhung abgebrochen werden, wenn Besucherinnen
oder Besucher oder die Arrestantin oder der Arrestant gegen die Vorschriften dieses Gesetzes
oder die aufgrund dieses Gesetzes getroffenen Anordnungen verstof3en. “Der Besuch kann sofort
abgebrochen werden, wenn dies unerlasslich ist, um eine Gefahr fir die Sicherheit oder einen
schwerwiegenden VerstolR gegen die Ordnung der Anstalt abzuwehren.

(3) Besuche nach § 22 werden nicht Giberwacht.

4) 1Gegenstémde dirfen beim Besuch nur mit Erlaubnis tUbergeben werden. “Dies gilt nicht
fur die bei dem Besuch einer Verteidigerin oder eines Verteidigers, eines Beistandes nach 8§ 69
JGG sowie einer Rechtsanwadltin, eines Rechtsanwalts, einer Notarin oder eines Notars zur Erledi-
gung einer die Arrestantin oder den Arrestanten betreffenden Rechtssache tbergebenen Schrift-
stiicke und sonstigen Unterlagen.

§24

Schriftwechsel

'Die Arrestantin oder der Arrestant darf Schreiben absenden und empfangen. Die Vollzugs-
behodrde kann die Kosten fur abgehende Schreiben in angemessenem Umfang tbernehmen, wenn
die Arrestantin oder der Arrestant dazu nicht in der Lage ist.

§25

Kontrolle des Schriftwechsels

(1) Eine inhaltliche Kontrolle des Schriftwechsels der Arrestantin oder des Arrestanten findet
nicht statt.

(2) Der Schriftwechsel wird auf Gegensténde kontrolliert, die die Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt gefahrden kénnen.

(3) *Absatz 2 findet keine Anwendung fiir den Schriftwechsel der Arrestantin oder des Arres-
tanten mit der Verteidigerin oder dem Verteidiger. “Gleiches gilt fir Schreiben an sonstige Perso-
nen nach § 22, an Gerichte sowie an die in § 119 Abs. 4 Satz 2 der Strafprozessordnung (StPO)
genannten Personen oder Stellen. *Schreiben der in Satz 2 genannten Personen und Stellen, die
an eine Arrestantin oder einen Arrestanten gerichtet sind, werden nicht auf Gegenstande kontrol-
liert, wenn die Identitat der Absender feststeht.

§ 26

Weiterleitung von Schreiben, Aufbewahrung

(1) Die Arrestantin oder der Arrestant hat Absendung und Empfang ihrer oder seiner Schrei-
ben durch die Vollzugsbehodrde vermitteln zu lassen, soweit nicht etwas anderes gestattet ist.

(2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverziglich weiterzuleiten.

(3) Der Arrestantin oder dem Arrestanten kann aufgegeben werden, eingehende Schreiben
unverschlossen zu verwahren, soweit dies zur Durchfiihrung einer Durchsuchung ihres oder sei-
nes Arrestraumes erforderlich ist; sie oder er kann die Schreiben verschlossen zur Habe geben.

11
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8§27
Telekommunikation

(1) 'Die Arrestantin oder der Arrestant darf Telefongespréche fuhren, soweit diese erforder-
lich sind, um eilbedurftige personliche Angelegenheiten zu regeln oder die Erreichung des Voll-
zugszieles fordern. g 23 Abs. 1 gilt entsprechend.

(2) Fur das Verbot und den Abbruch von Telefongesprachen gelten § 21 Abs. 2 und § 23
Abs. 2 entsprechend.

3) 1Telefongespré\che der Arrestantin oder des Arrestanten werden von der Vollzugsbehdrde
vermittelt. “Die Vollzugsbehdrde kann das Nahere in Nutzungsbedingungen regeln. %In den Nut-
zungsbedingungen kénnen auch Regelungen getroffen werden, die zur Durchfiihrung oder Ab-
rechnung der Telefongesprache erforderlich sind. “Hat die Vollzugsbehorde Nutzungsbedingungen
erlassen, so sind Telefongespréache aufRer in dringenden Féllen nur zu gestatten, wenn sich die Ar-
restantin oder der Arrestant mit den Nutzungsbedingungen einverstanden erklart hat.

4) !Andere nach den allgemeinen Lebensverhaltnissen tbliche Formen der Telekommunika-
tion konnen vom Fachministerium zugelassen werden. “Die Vollzugsbehérde hat der Arrestantin
oder dem Arrestanten die Nutzung einer zugelassenen Kommunikationsform zu gestatten, wenn
hierdurch die Erreichung des Vollzugszieles geférdert und die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt
nicht gefahrdet werden. ®Fir Telekommunikationsformen,

1. die einem Besuch vergleichbar sind, gilt Absatz 2,
2. die einem Schriftwechsel vergleichbar sind, gelten die 88 25 und 26 entsprechend.
“Im Ubrigen gilt Absatz 3 entsprechend.

5) 'Durch den Einsatz technischer Mittel kann verhindert werden, dass mittels einer inner-
halb der Anstalt befindlichen Mobilfunkendeinrichtung unerlaubte Telekommunikationsverbindun-
gen hergestellt oder aufrechterhalten werden. ’Der Telekommunikationsverkehr auBerhalb des
raumlichen Bereichs der Anstalt darf nicht beeintréachtigt werden.

§ 28
Pakete

(1) 'Der Arrestantin oder dem Arrestanten kann in begriindeten Ausnahmefallen gestattet
werden, Pakete zu empfangen. “Pakete diirfen Nahrungs- und Genussmittel sowie Gegenstande,
die die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefahrden, nicht enthalten. ®pakete, fiir die keine Er-
laubnis erteilt worden ist, sollen nicht angenommen werden.

2) 1Angenommene Pakete sind in Gegenwart der Arrestantin oder des Arrestanten zu off-
nen. 2Gegenstémde nach Absatz 1 Satz 2 sind zur Habe zu nehmen, zuriickzusenden oder, wenn
es erforderlich ist, zu vernichten. *Die MaRnahmen werden der Arrestantin oder dem Arrestanten
mitgeteilt.

(3) Der Empfang von Paketen kann allgemein befristet untersagt werden, wenn dies wegen
einer Geféhrdung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unerlasslich ist.

(4) 'Der Arrestantin oder dem Arrestanten kann gestattet werden, Pakete zu versenden.
“Deren Inhalt kann aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt tGberprift werden.

12
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Funftes Kapitel

Religionsaustiibung

§29
Seelsorge

(1) 'Der Arrestantin oder dem Arrestanten darf eine religiose Betreuung durch eine Seelsor-
gerin oder einen Seelsorger ihrer oder seiner Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ih-
ren oder seinen Wunsch ist ihr oder ihm zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger
ihrer oder seiner Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten.

(2) 'Die Arrestantin oder der Arrestant darf religiose Schriften besitzen. “lhre Anzahl kann be-
grenzt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt erforderlich ist.
3Grundlegende religiose Schriften durfen der Arrestantin oder dem Arrestanten nur bei grobem
Missbrauch entzogen werden; auf Verlangen der Arrestantin oder des Arrestanten soll ihre oder
seine Seelsorgerin oder ihr oder sein Seelsorger Uiber den Entzug unterrichtet werden.

(3) Der Arrestantin oder dem Arrestanten sind sonstige Gegenstande des religiésen Ge-
brauchs in angemessenem Umfang zu belassen, soweit nicht iberwiegende Griinde der Sicherheit
der Anstalt entgegenstehen.

§30
Religitse Veranstaltungen

(1) Die Arrestantin oder der Arrestant hat das Recht, am Gottesdienst und an anderen religi-
O0sen Veranstaltungen ihres oder seines Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen.

(2) Die Arrestantin oder der Arrestant wird zu dem Gottesdienst oder zu religidsen Veranstal-
tungen einer anderen Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsor-
ger zustimmt.

(3) Die Arrestantin oder der Arrestant kann von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen
religidsen Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus Uberwiegenden Griinden der
Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegenden Stérung des Gottesdienstes oder religio-
sen Veranstaltung erforderlich ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehdrt werden.

§31
Weltanschauungsgemeinschaften

Fur Angehdrige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die 88 29 und 30 entsprechend.

Sechstes Kapitel

Gesundheitsfursorge

§32
Allgemeine Bestimmungen
(1) Die Vollzugsbehorde sorgt fiir die Gesundheit der Arrestantin oder des Arrestanten.

(2) 'Das Bewusstsein der Arrestantin oder des Arrestanten fiir gesunde Ernahrung und Le-
bensfiihrung ist zu férdern. %Insbesondere ist auf die Gefahrdung durch Infektionen, Betaubungs-
mittel, Tabak, Alkohol und Verhalten hinzuweisen, das nicht stoffgebundene Abhangigkeiten her-
vorrufen kann.

(3) Die Arrestantin oder der Arrestant hat die notwendigen MalRnahmen zum Gesundheits-
schutz und zur Hygiene zu unterstitzen.
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4) 'Die Arrestantin oder der Arrestant, die oder der keinen anderweitigen Anspruch auf Absi-
cherung im Krankheitsfall hat, hat gegen die Vollzugsbehorde einen Anspruch auf Schutzimpfun-
gen, medizinische Vorsorgeleistungen, Gesundheitsuntersuchungen und Krankenbehandlung
(medizinische Leistungen), soweit dies nicht mit Rucksicht auf die Kurze des Vollzuges des Ju-
gendarrestes unverhaltnismagig ist. ’Fir Art und Umfang der medizinischen Leistungen gelten die
Vorschriften des Funften Buchs des Sozialgesetzbuchs und die aufgrund dieser Vorschriften ge-
troffenen Regelungen entsprechend, soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist.
*Nach dem Finften Buch des Sozialgesetzbuchs von der Versorgung ausgeschlossene Arznei-,
Heil- und Hilfsmittel kénnen der Arrestantin oder dem Arrestanten zur Verfligung gestellt werden,
soweit dies medizinisch angezeigt ist.

8§33
Aufenthalt im Freien

Den Arrestantinnen und Arrestanten wird ermdglicht, sich téglich mindestens eine Stunde im
Freien aufzuhalten, wenn die Witterung dies zulésst.

§34
ZwangsmafRnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfursorge

(1) Eine medizinische Untersuchung und Behandlung ist ohne Einwilligung der Arrestantin
oder des Arrestanten zulassig, um den Erfolg eines Selbsttdtungsversuches zu verhindern.

2) 'MaRnahmen nach Absatz 1 diirfen nur auf Anordnung und unter Leitung einer Arztin oder
eines Arztes durchgefiihrt werden, unbeschadet der Leistung Erster Hilfe fir den Fall, dass eine
Arztin oder ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden
ist. “Die Griinde fiir die Anordnung der MaRnahmen sowie die ergriffene MaBnahme, einschlieRlich
ihres Zwangscharakters, der Durchsetzungsweise, der Wirkungsiiberwachung sowie der Untersu-
chungs- und Behandlungsverlauf sind zu dokumentieren. *Gleiches gilt fiir Erklarungen der Arres-
tantin oder des Arrestanten, die im Zusammenhang mit Zwangsmafnahmen von Bedeutung sein
kdénnen.

3) 'Die zwangsweise korperliche Untersuchung der Arrestantin oder des Arrestanten zum
Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist nur zuléssig, wenn sie nicht mit einem korperlichen Eingriff
verbunden ist. °Sie bedarf der Anordnung einer Arztin oder eines Arztes und ist unter deren oder
dessen Leitung durchzufiihren.

Siebtes Kapitel

Freizeit

§35
Freizeitgestaltung
(1) Die Vollzugsbehdrde bietet téaglich Angebote zur Freizeitgestaltung an.

(2) 'Dem Sport kommt im Vollzug des Jugendarrestes besondere Bedeutung zu. “Der Arres-
tantin und dem Arrestanten ist eine sportliche Betatigung zu ermdglichen. ®Diese betragt mindes-
tens vier Stunden je Woche.

(3) Die Bereitschaft der Arrestantin oder des Arrestanten, an Angeboten zur Freizeitgestal-
tung teilzunehmen, ist zu wecken und zu férdern.

(4) Zur Gewahrleistung tagesaktueller Informationen hat die Vollzugsbehérde den Zugang zu
Rundfunk- und Fernsehempfang zu erméglichen sowie Tageszeitungen in angemessenem Um-
fang bereitzustellen. ’Der Rundfunk- und Fernsehempfang kann zur Erreichung des Vollzugszieles
oder zur Abwehr einer Gefahr fiir die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt beschrankt werden.
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Achtes Kapitel

Sicherheit und geordnetes Zusammenleben

8§ 36
Grundsatz

Das Verantwortungsbewusstsein der Arrestantin oder des Arrestanten flr ein geordnetes Zu-
sammenleben in der Anstalt ist zu wecken und zu férdern.

8§37
Verhaltensvorschriften

(1) Die Arrestantin oder der Arrestant hat die rechtmafligen Anordnungen der Vollzugsbe-
diensteten zu befolgen.

2) !Die Arrestantin oder der Arrestant hat sich nach der Tageseinteilung der Einrichtung zu
richten. “Sie oder er darf einen zugewiesenen Bereich nicht ohne Erlaubnis verlassen. *Sie oder er
darf durch ihr oder sein Verhalten gegentber anderen Arrestantinnen oder Arrestanten, Vollzugs-
bediensteten und anderen Personen das geordnete Zusammenleben nicht stéren.

(3) Der Arrestraum, sonstige Bereiche zur allgemeinen Nutzung durch Arrestantinnen oder
Arrestanten und die von der Vollzugsbehdorde tberlassenen Sachen sind in Ordnung zu halten und
schonend zu behandeln.

(4) Die Arrestantin oder der Arrestant hat Umstande, die eine Gefahr fur das Leben oder eine
erhebliche Gefahr fur die Gesundheit einer Person bedeuten, unverziglich zu melden.

§ 38
Personlicher Gewahrsam

Q) 'Die Arrestantin oder der Arrestant darf Sachen nur mit Erlaubnis der Vollzugsbehdrde in
Gewahrsam haben, annehmen oder abgeben. “Die Erlaubnis kann versagt werden, soweit die Sa-
chen die Erreichung des Vollzugszieles oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt beeintrachti-
gen. *Fir Sachen von geringem Wert kann die Vollzugsbehdrde ihre Zustimmung allgemein ertei-
len.

) 1Eingebrachte Sachen, die die Arrestantin oder der Arrestant nicht in Gewahrsam haben
darf, sind zu verwahren, sofern dies nach Art und Umfang mdglich ist. ?Ihr oder ihm wird Gelegen-
heit gegeben, die Sachen abzusenden, die wahrend des Vollzuges und fir die Entlassung nicht
benétigt werden.

3) 1Weigert sich die Arrestantin oder der Arrestant, eingebrachte Sachen, deren Aufbewah-
rung nach Art und Umfang nicht mdglich ist, aus der Anstalt zu entfernen, so darf die Vollzugsbe-
horde diese Sachen auRerhalb der Anstalt verwahren oder nach Mal3gabe des Satzes 2 verwerten
oder vernichten. *Fur die Voraussetzungen und das Verfahren der Verwertung und Vernichtung gilt
§ 28 des Niedersachsischen Gesetzes uber die offentliche Sicherheit und Ordnung entsprechend.

(4) Aufzeichnungen und andere Gegenstande, die Kenntnisse lber Sicherheitsvorkehrungen
der Anstalt vermitteln, durfen von der Vollzugsbehdérde vernichtet oder unbrauchbar gemacht wer-
den.

§39
Durchsuchung

Q) !Die Arrestantin oder der Arrestant, ihre oder seine Sachen und ihr oder sein Arrestraum
durfen durchsucht werden. *Die Durchsuchung von Arrestantinnen darf nur von Frauen, die Durch-
suchung von Arrestanten nur von Mannern vorgenommen werden. 3satz 2 gilt nicht fir das Absu-
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chen mittels technischer Geréte ohne unmittelbaren kérperlichen Kontakt. “Das Schamgefuhl ist zu
schonen.

2) 'Eine korperliche Durchsuchung nach Absatz 1, die mit einer Entkleidung verbunden ist,
ist nur bei Gefahr im Verzug oder auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters im
Einzelfall zulassig. ’Sie darf bei Arrestantinnen nur in Gegenwart von Frauen, bei Arrestanten nur
in Gegenwart von Méannern erfolgen. %Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzufiihren.
“Andere Arrestantinnen oder Arrestanten diirfen nicht anwesend sein.

840
Einschluss

Q) !Die Arrestantin oder der Arrestant wird wahrend der Ruhezeit in ihrem oder seinem Ar-
restraum oder einem anderen fir den Aufenthalt wahrend der Ruhezeit bestimmten Raum der An-
stalt eingeschlossen. “Hiervon kann abgesehen werden, soweit eine Gefahr fir die Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt nicht besteht.

(2) Die Vollzugsbehorde kann allgemein anordnen, dass die Arrestantinnen oder Arrestanten
auBRerhalb der Ruhezeit voriibergehend in ihren Arrestrdumen oder anderen Raumen der Anstalt
eingeschlossen werden, soweit dies aus Grinden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erfor-
derlich ist.

§41

Besondere SicherungsmalRnahmen

(1) Gegen eine Arrestantin oder einen Arrestanten kdnnen besondere Sicherungsmafnah-
men angeordnet werden, wenn nach ihrem oder seinem Verhalten oder aufgrund ihres oder seines
seelischen Zustandes die Gefahr von Gewalttatigkeiten gegen Personen oder Sachen oder die
Gefahr der Selbsttétung oder der Selbstverletzung besteht.

) 'Als besondere SicherungsmalRnahmen sind zulassig
1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegensténden,
2. die Beobachtung der Arrestantin oder des Arrestanten, auch mit technischen Hilfsmitteln,

3. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefahrdende Gegensténde
oder sonstige Absonderung von anderen Arrestantinnen oder Arrestanten und

4. die Fesselung.

2zur Durchsetzung einer Malinahme nach Satz 1 Nr. 3 kann die Arrestantin oder der Arrestant ein-
geschlossen werden, soweit dies unerlasslich ist.

(3) Bei einer Ausfiihrung zum Zweck einer medizinischen Untersuchung oder Behandlung ist
die Fesselung auch dann zulassig, wenn nach dem Verhalten der Arrestantin oder des Arrestanten
oder aufgrund ihres oder seines seelischen Zustandes aufgrund konkreter Anhaltspunkte in erhéh-
tem Mal Fluchtgefahr besteht.

(4) 'In der Regel diirfen Fesseln nur an den Handen oder an den FiiBen angelegt werden.
%Im Interesse der Arrestantin oder des Arrestanten kann eine andere Art der Fesselung angeord-
net werden. *Die Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies notwendig ist.

§42

Vollzug besonderer Sicherungsmafnahmen

wahrend der Absonderung und der Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum
ruhen die Befugnisse der Arrestantin oder des Arrestanten aus den 8817, 19, 33, 35 und 38
Abs. 1. Soweit das Ruhen zum Erreichen des Zwecks der Absonderung nicht erforderlich ist, ist
etwas Abweichendes anzuordnen.
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§43
Anordnung besonderer Sicherungsmaf3nahmen

(1) 'Besondere Sicherungsmafinahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an.
’Bei Gefahr im Verzug kénnen auch andere Justizvollzugsbedienstete diese MaRnhahmen anord-
nen. °Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzuglich einzuholen.

2) 'Wird eine Arrestantin oder ein Arrestant arztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr
oder sein seelischer Zustand den Anlass der MaRnahme, so ist vorher die Arztin oder der Arzt zu
horen. “Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht méglich, so wird die &rztliche Stellungnahme unver-
zuglich eingeholt.

(3) Besondere Sicherungsmal3nahmen sind in angemessenen Abstanden daraufhin zu tber-
prufen, ob und in welchem Umfang sie aufrechterhalten werden missen.

(4) Wéhrend einer Malinahme nach § 41 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 ist die Arrestantin oder der Ar-
restant in besonderem Maf3 zu betreuen.

(5) Wird eine Maflinahme nach § 41 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 mehr als 24 Stunden vollzogen, so ist
dies dem Fachministerium unverzuglich mitzuteilen.
§44
Arztliche Uberwachung

(1) Eine Arrestantin oder einen Arrestanten, die oder der in einem besonders gesicherten
Raum untergebracht oder in sonstiger Weise von anderen Arrestantinnen oder Arrestanten mehr
als 24 Stunden abgesondert ist (§ 41 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3), sucht die Arztin oder der Arzt alsbald
und in der Folge mdglichst taglich auf.

(2) Die Arztin oder der Arzt ist regelméaRig zu horen, solange der Arrestantin oder dem Arrestanten
der tagliche Aufenthalt im Freien (8 33) entzogen ist.
Neuntes Kapitel

Unmittelbarer Zwang

§ 45
Begriffsbestimmungen

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch kdrperliche Ge-
walt und ihre Hilfsmittel.

(2) Korperliche Gewalt ist jede unmittelbare korperliche Einwirkung auf Personen oder Sa-
chen.

(3) Hilfsmittel der kérperlichen Gewalt sind dienstlich zugelassene Fesseln sowie Reiz- und
Betaubungsstoffe.
§ 46
Voraussetzungen

(1) Justizvollzugsbedienstete dirfen zur Durchsetzung von rechtmaBigen Vollzugs- und Si-
cherungsmaflnahmen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn der damit verfolgte Zweck nicht auf
andere Weise erreicht werden kann.

(2) Gegen andere Personen als Arrestantinnen oder Arrestanten darf unmittelbarer Zwang
angewendet werden, wenn sie es unternehmen, Arrestantinnen oder Arrestanten zu befreien oder
in den Anstaltsbereich widerrechtlich einzudringen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

(3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Regelungen bleibt unberthrt.
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§ 47
Handeln auf Anordnung

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder einer sonst befugten Person angeord-
net, so sind Justizvollzugsbedienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung
verletzt die Menschenwiirde oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

2) 'Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen wiirde.
2Befolgen Justizvollzugsbedienstete sie trotzdem, so trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennen
oder wenn es nach den ihnen bekannten Umstanden offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat
begangen wird.

3) 'Bedenken gegen die RechtmaRigkeit der Anordnung haben die Justizvollzugsbedienste-
ten den Anordnenden gegeniiber vorzubringen, soweit das nach den Umstanden mdglich ist.
Abweichende Vorschriften des allgemeinen Beamtenrechts tiber die Mitteilung solcher Bedenken
an Vorgesetzte (8 36 Abs. 2 und 3 des Beamtenstatusgesetzes) sind nicht anzuwenden.

§ 48
Androhung

'Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. ’Die Androhung darf nur dann unterbleiben,
wenn die Umsténde sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss,
um eine rechtswidrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfillt, zu verhindern oder eine
gegenwartige Gefahr abzuwenden.

Zehntes Kapitel

DisziplinarmaRnahmen

§49
Voraussetzungen

Q) verstoRt eine Arrestantin oder ein Arrestant schuldhaft gegen Pflichten, die ihr oder ihm
durch dieses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind, so kdnnen gegen sie oder ihn
DisziplinarmaRnahmen angeordnet werden. “Ist durch den PflichtenverstoR eine andere Person
verletzt worden, so ist bei Ausiibung des Ermessens auch zu beriicksichtigen, inwieweit die Arres-
tantin oder der Arrestant sich bemiiht, einen Ausgleich mit der verletzten Person zu erreichen, ins-
besondere einen Schaden wiedergutzumachen oder sich bei ihr zu entschuldigen. ®Die Vollzugs-
behdrde soll die Arrestantin oder den Arrestanten bei den Bemihungen nach Satz 2 unterstiutzen.

(2) Von einer DisziplinarmaRnahme wird abgesehen, wenn es genigt, die Arrestantin oder
den Arrestanten zu verwarnen.

(3) Eine Disziplinarmafinahme ist auch zulassig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf-
oder BuR3geldverfahren eingeleitet wird.
§ 50
Arten der DisziplinarmafBhahmen
(1) 'Die zulassigen DisziplinarmaRnahmen sind
1. die Beschrankung oder der Entzug des Horfunk- und Fernsehempfangs,

2. die Beschrankung oder der Entzug einzelner Gegenstande der Freizeitgestaltung mit Aus-
nahme von Lesestoff,

3. die Beschrankung oder der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Freizeitveranstaltun-
gen und

4. die getrennte Unterbringung wahrend der Freizeit.
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*Der Horfunkempfang darf nur nach seinem Missbrauch beschréankt oder entzogen werden. ®Im
Fall einer Malinahme nach Satz 1 Nr. 4 gilt 8 41 Abs. 2 Satz 2 entsprechend. “MaRnahmen nach
Satz 1 durfen die Dauer von zwei Tagen nicht tberschreiten.

(2) Mehrere Disziplinarmaf3nahmen kénnen miteinander verbunden werden.

§51
Vollstreckung der Disziplinarmaf3nahmen, Aussetzung zur Bewahrung
(1) Disziplinarmaf3nahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

(2) Die Vollstreckung einer Disziplinarmaf3nahme kann ganz oder teilweise zur Bewahrung
ausgesetzt werden.

3) 'Die Vollstreckung von Disziplinarmafnahmen ist auszusetzen oder zu unterbrechen, so-
weit ansonsten die Erreichung des Vollzugszieles gefahrdet wiirde. ?Pflichtenverstée nach § 49
Abs. 1 sollen aufgearbeitet werden.
§52
Disziplinarbefugnis
(1) Disziplinarmaf3nahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an.
(2) Das Fachministerium entscheidet, wenn sich die Verfehlung der Arrestantin oder des Ar-
restanten gegen die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter richtet.
§53
Verfahren

(1) 'Der Sachverhalt ist zu klaren. “Die Arrestantin oder der Arrestant wird angehort. *Vor der
Anhorung wird ihr oder ihm erdffnet, welche Verfehlung ihr oder ihm zur Last gelegt wird.
“Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass es ihr oder ihm freisteht, sich zur Sache zu &uRern oder
nicht zur Sache auszusagen. °Die Einlassung der Arrestantin oder des Arrestanten und Beweiser-
hebungen werden schriftlich festgehalten.

(2) 'Die Entscheidung wird der Arrestantin oder dem Arrestanten von der Anstaltsleiterin oder
dem Anstaltsleiter miindlich eréffnet und mit einer kurzen Begriindung schriftlich abgefasst. “Die
schriftliche Begriindung wird der Arrestantin oder dem Arrestanten auf Verlangen ausgehandigt.

Elftes Kapitel

Entlassung, Nachsorge

§ 54
Entlassungsbericht, Entlassungsgesprach

(1) 'Zum Ende des Vollzuges wird ein Entlassungsbericht erstellt. >Dieser enthalt namentlich
folgende Angaben:

1. Feststellungen zur Personlichkeit und zu den Lebensverhéltnissen der Arrestantin oder des
Arrestanten vor dem Vollzug des Jugendarrestes,

2. Darstellung des Vollzugsverlaufes, insbesondere Teilnahme an FérdermaRnahmen und Mit-
arbeitsbereitschaft,

3. durchgefiihrte UnterstiitzungsmafRnahmen und Unterstitzungsbedarf nach der Entlassung
und

4.  Erfullung von Weisungen, Auflagen oder Anordnungen wahrend des Vollzuges.
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®Der wesentliche Inhalt wird mit der Arrestantin oder dem Arrestanten in einem Entlassungsge-
sprach erortert.

2) 'Den Entlassungsbericht erhalten die Arrestantin oder der Arrestant, die Personensorge-
berechtigten, die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstreckungsleiter und die Trager der 6ffentli-
chen und freien Jugendhilfe, insbesondere die Jugendgerichtshilfe. “Steht die Arrestantin oder der
Arrestant unter Bewahrung, erhalt auch die Bewéahrungshilfe den Bericht. *Der Schule, die die Ar-
restantin oder der Arrestant im Rahmen ihrer oder seiner Schulpflicht besucht, sind der Entlas-
sungsbericht oder Auszuge davon zu Ubermitteln, soweit dies zu deren Aufgabenerfullung erfor-
derlich ist.

§ 55

Entlassung, Entlassungsbeihilfe

(1) Die Entlassung kann am Tag des Arrestendes vorzeitig erfolgen, wenn die Arrestantin o-
der der Arrestant aus schulischen oder beruflichen Grinden hierauf angewiesen ist oder die Ver-
kehrsverhéltnisse dies erfordern.

2) 'Die Arrestantin oder der Arrestant erhalt, soweit eigene Mittel nicht ausreichen, eine Bei-
hilfe zu den Reisekosten. Daneben kann fir den Tag der Entlassung sonstige notwendige Unter-
stltzung, insbesondere angemessene Kleidung und Verpflegung, gewéhrt werden.

(3) Der Anspruch auf Beihilfe zu den Reisekosten und die ausgezahlte Reisebeihilfe sind un-
pfandbar.
§ 56
Freiwilliger Verbleib

(1) 'Eine friihere Arrestantin oder ein friiherer Arrestant darf auf Antrag voriibergehend in der
Anstalt verbleiben, wenn ihre oder seine Wohnsituation ungeklart und ein Aufenthalt in der Anstalt
aus diesem Grund gerechtfertigt ist. Die Zustimmung der Personensorgeberechtigten ist einzuho-
len. ®Der Aufenthalt soll eine Woche nicht tiberschreiten.

(2) 'Gegen die verbliebene Person diirfen MaBnahmen des Vollzuges nicht mit unmittelba-
rem Zwang durchgesetzt werden. “Im Ubrigen finden die sonstigen Vorschriften dieses Gesetzes
entsprechende Anwendung.

3) *Auf ihren Antrag ist die verbliebene Person unverziglich zu entlassen. 2Gleiches gilt im
Fall des Widerrufs der Zustimmung der Personensorgeberechtigten.
Zwoblftes Kapitel
Aufhebung von Verwaltungsakten, Beschwerderecht,
gerichtlicher Rechtsschutz
§ 57
Aufhebung von Verwaltungsakten

Fir den Widerruf und die Ricknahme von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz gelten die
Vorschriften des Niedersachsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes iber den Widerruf und die
Riucknahme von Verwaltungsakten entsprechend, soweit dieses Gesetz eine besondere Regelung
nicht erhalt.

§ 58

Beschwerderecht

(1) Die Arrestantin oder der Arrestant erhalt Gelegenheit, schriftlich und miindlich Wiinsche,
Anregungen und Beschwerden in eigenen Angelegenheiten bei der Vollzugsbehdrde vorzubringen.
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(2) Es ist zu gewahrleisten, dass sich die Arrestantin oder der Arrestant in eigenen Angele-
genheiten auch an Bedienstete der Aufsichtsbehdrde wenden kann, die die Einrichtung besichti-
gen.

(3) Absatz 1 gilt fur Personensorgeberechtigte der Arrestantin oder des Arrestanten entspre-
chend.
§ 59
Gerichtlicher Rechtsschutz
Gegen eine Maflnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Ju-
gendarrestes kann gerichtliche Entscheidung nach MafRgabe des 8§ 92 JGG beantragt werden.
Dritter Teil

Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes

8§ 60
Freizeit- und Kurzarrest

(1) Fur den Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes gelten die Bestimmungen des Zweiten
Teils Uber den Vollzug des Dauerarrestes, soweit in diesem Teil nichts anderes bestimmt ist.

(2) 'Im Vollzug des Kurz- und Freizeitarrestes finden § 13 Abs. 2 Satz 2, § 14 Abs. 3 und § 54
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 keine Anwendung. %g 35 Abs. 2 Satz 2 gilt mit der MaRgabe, dass der Arres-
tantin oder dem Arrestanten eine sportliche Betatigung erméglicht werden soll; § 35 Abs. 2 Satz 3
findet keine Anwendung.
Vierter Teil

Vollzugsorganisation, Datenschutz und Schlussbestimmungen

Erstes Kapitel

Vollzugsorganisation

§ 61
Einrichtungen fir den Vollzug des Jugendarrestes

Jugendarrest wird in Jugendarrestanstalten der Landesjustizverwaltung vollzogen.

§ 62
Gestaltung, Differenzierung und Organisation der Anstalten

!Die Anstalten sind vom Fachministerium und von den Vollzugsbehdrden so zu gestalten und
zu differenzieren, dass das Ziel und die Aufgaben des Vollzuges gewahrleistet werden. ’Dazu
muss insbesondere sichergestellt werden, dass die erforderlichen Forder- und Unterstutzungs-
mafRnahmen durchgefiihrt werden kdénnen. 3personelle Ausstattung, sachliche Mittel und Organi-
sation der Anstalten sind hieran auszurichten. “Zur Gewahrleistung der getrennten Unterbringung
wahrend der Ruhezeit sind die Arrestraume fiir die Unterbringung der Arrestantinnen und Arrestan-
ten in getrennten Bereichen einzurichten.

§ 63
Belegungsfahigkeit und Ausgestaltung der Raume

(1) Das Fachministerium setzt die Belegungsfahigkeit fiir jede Anstalt fest.
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(2) Raume fur den Aufenthalt wahrend der Ruhe- und Freizeit sowie Gemeinschafts- und Be-
suchsraume mussen zweckentsprechend ausgestaltet und fir eine gesunde Lebensfiihrung aus-
reichend mit Heizung, Liftung, Boden- und Fensterfliche ausgestattet sein.

§ 64
Vollzugsgemeinschaften
Fir den Vollzug des Jugendarrestes kdnnen Vollzugsgemeinschaften mit anderen Landern
gebildet werden.
§ 65
Zustandigkeit

(1) Die Anstalt ist als Vollzugsbehorde fir die Entscheidungen und sonstigen MafRnahmen
nach diesem Gesetz zustandig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.

(2) Das Fachministerium kann bestimmte vollzugliche Aufgaben anstaltsiibergreifend einer
nachgeordneten Stelle Ubertragen.

§ 66
Anstaltsleitung

Q) 'Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter tragt die Verantwortung fur den gesamten Voll-
zug in der Anstalt, vertritt die Anstalt in den ihr als Vollzugsbehdrde obliegenden Angelegenheiten
nach auRen und regelt die Geschéftsverteilung innerhalb der Anstalt. ’Die Befugnis, eine Fesse-
lung bei Ausfiihrungen zur Gesundheitsfiirsorge, mit einer Entkleidung verbundene kérperliche
Durchsuchung, besondere SicherungsmafRnahmen und DisziplinarmaRnahmen anzuordnen, darf
sie oder er nur mit Zustimmung des Fachministeriums anderen Justizvollzugsbediensteten uber-
tragen.

(2) 'Das Fachministerium bestellt
1. die Jugendrichterin oder den Jugendrichter am Ort des Vollzuges oder

2. eine Person, die hauptamtlich tétig ist, in einem o6ffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever-
héltnis zum Land steht und erzieherisch beféahigt sowie in der Jugenderziehung erfahren sein
soll,

zur Leiterin oder zum Leiter der Anstalt. Ist im Fall des Satzes 1 Nr. 1 am Ort des Vollzuges eine
Jugendrichterin oder ein Jugendrichter nicht oder sind dort mehrere Jugendrichterinnen oder Ju-
gendrichter tatig, so bestimmt das Fachministerium eine Jugendrichterin oder einen Jugendrichter
zur Leiterin oder zum Leiter der Anstalt.

§ 67

Aufgabenwahrnehmung durch Justizvollzugsbedienstete

(1) 'Die Wahrnehmung der Aufgaben der Vollzugsbehorden wird Justizvollzugsbeamtinnen
und Justizvollzugsbeamten Ubertragen. “Aus besonderen Griinden kann die Wahrnehmung der
Aufgaben auch anderen Beamtinnen und Beamten, sonstigen Justizvollzugsbediensteten oder ne-
benamtlich in einer Anstalt beschéftigten Personen ibertragen werden.

) 'Es sollen Justizvollzugsbedienstete eingesetzt werden, die fiir den Umgang mit jungen
Menschen besonders geeignet sind. Die Eignung ist durch entsprechende Fortbildungen zu for-
dern. *Praxisberatung und Praxisbegleitung sollen regelmaRig durchgefiihrt werden.
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§ 68
Seelsorgerische Betreuung

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religions-
gemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet.

(2) Wenn die geringe Zahl der Angehorigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge
nach Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen.

(3) Mit Zustimmung der Vollzugsbehérde dirfen die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstalts-
seelsorger freie Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer und fir Gottesdienste sowie fir andere
religidse Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seelsorger von auf3en zuziehen.

§69
Arztliche Versorgung

Die arztliche Versorgung ist durch hauptberuflich in der Anstalt tatige oder vertraglich ver-
pflichtete Arztinnen und Arzte sicherzustellen.

§70
Beauftragung

'Fachlich geeignete und zuverlassige natiirliche Personen, juristische Personen des offentli-
chen oder privaten Rechts oder sonstige Stellen kdnnen beauftragt werden, Aufgaben fur die Voll-
zugsbehdrde wahrzunehmen, soweit dabei keine Entscheidungen oder sonstige in die Rechte der
Arrestantinnen, Arrestanten oder anderer Personen eingreifende MaRnahmen zu treffen sind.
’Eine Ubertragung von vollzuglichen Aufgaben zur eigenverantwortlichen Wahrnehmung ist aus-
geschlossen.

§71
Hausordnung

(1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter erlasst eine Hausordnung fur den Vollzug des
Jugendarrestes.

(2) In die Hausordnung sind namentlich Regelungen aufzunehmen tber

1. die Tageseinteilung, die insbesondere Zeiten zur Durchfihrung von FérdermaflRnahmen, Frei-
zeit sowie der Ruhezeiten umfasst,

2. die regelmé&Rigen Besuchszeiten und

3. die Gelegenheit, Antrége und Beschwerden anzubringen oder sich an Bedienstete der Auf-
sichtsbehdrde zu wenden.

(3) Ein Abdruck der Hausordnung ist allgemein zugénglich auszuhéngen und auf Verlangen
auszuhandigen.
8§72
Aufsicht

Das Fachministerium fiihrt die Aufsicht Uber die Vollzugsbehérden.

8§73
Vollstreckungsplan

Das Fachministerium regelt die ortliche und sachliche Zusténdigkeit der Vollzugsbehérden
nach allgemeinen Merkmalen in einem Vollstreckungsplan.
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8§74
Evaluation

Q) 'Die im Vollzug eingesetzten MalRhahmen, namentlich Methoden zur Férderung der Arres-
tantinnen und Arrestanten, sind vom Fachministerium und den Vollzugsbehérden in Zusammenar-
beit mit Einrichtungen der Forschung im Hinblick auf ihre Wirksamkeit wissenschatftlich zu Uberpr -
fen. “Dabei sind geschlechtsspezifische Besonderheiten des Vollzuges zu bericksichtigen, soweit
dies fur die Aussagekraft der Untersuchung von Bedeutung ist. *Die Ergebnisse der Uberpriifung
sind fir die Zwecke der Strafrechtspflege nutzbar zu machen. ‘Auf Grundlage der gewonnenen Er-
kenntnisse sind Konzepte fir den Einsatz vollzuglicher MaBnahmen zu entwickeln und fortzu-
schreiben. *Auch im Ubrigen sind die Erfahrungen mit der Ausgestaltung des Vollzuges durch die-
ses Gesetz sowie der Art und Weise der Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes zu Uberpri-
fen.

2) Zu diesen Zwecken sind landesweit von den einzelnen Vollzugsbehérden aussagefahige
und auf Vergleichbarkeit angelegte Daten zu erheben, die eine Feststellung und Bewertung der Er-
folge und Misserfolge des Vollzuges sowie die gezielte Erforschung der hierfir verantwortlichen
Faktoren ermoglichen. “Entsprechende Daten fiir Bereiche auBerhalb des raumlichen Geltungsbe-
reiches dieses Gesetzes sind einzubeziehen und zu vergleichen, soweit solche Daten fur das
Fachministerium zugéanglich sind. ®Fir die Auskunft und Akteneinsicht fiir wissenschaftliche Zwe-
cke gilt 8 476 StPO mit der Mal3gabe entsprechend, dass auch in Dateien gespeicherte personen-
bezogene Daten Ubermittelt werden kdnnen.

Zweites Kapitel

Beirate

§75
Bildung der Beirate
(1) Bei den Jugendarrestanstalten sind Beirate zu bilden.

(2) 'Das Nahere regelt das Fachministerium durch Verordnung. “Die Verordnung enthélt ins-
besondere Regelungen zur Anzahl der Beiratsmitglieder sowie Uiber deren Berufung und Abberu-
fung. Justizvollzugsbedienstete, Beauftragte sowie Bedienstete des Fachministeriums diirfen
nicht Mitglied eines Beirats sein.

§76

Aufgaben und Befugnisse der Beirate

Q) 'Der Beirat wirkt bei der Gestaltung des Vollzuges durch Anregungen und Verbesse-
rungsvorschlage mit. “Er kann Arrestantinnen und Arrestanten unterstiitzen, soweit dies mit dem
Vollzugsziel im Einklang steht; er kann Arrestantinnen und Arrestanten bei der Vorbereitung auf
die Entlassung helfen.

) 'Der Beirat kann namentlich Wiinsche, Anregungen und Beanstandungen entgegenneh-
men. Er kann sich tber die Unterbringung, Verpflegung, Betreuung und Forderung der Arrestan-
tinnen und Arrestanten unterrichten sowie die Anstalt besichtigen.

?3) 'Der Beirat kann Arrestantinnen und Arrestanten in ihren Raumen aufsuchen. “Die Aus-
sprache wird nicht Gberwacht, der Schriftwechsel nicht kontrolliert.
8§77
Pflicht zur Verschwiegenheit

'Die Mitglieder des Beirats sind verpflichtet, au3erhalb ihrer Tatigkeit tiber alle Angelegenhei-
ten, die ihrer Natur nach vertraulich sind, besonders tiber Namen und Personlichkeit der Arrestan-
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tinnen und Arrestanten, Verschwiegenheit zu bewahren. ’Dies gilt auch nach Beendigung ihrer Té-
tigkeit.
Drittes Kapitel

Datenschutz

8§78
Datenschutz

Die 88 190 bis 200 des Niedersachsischen Justizvollzugsgesetzes gelten entsprechend.

Viertes Kapitel

Schlussbestimmungen

§79
Einschrankung von Grundrechten
Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Artikel 2 Abs. 2 Séatze 1 und 2 (korperliche
Unversehrtheit und Freiheit der Person), Artikel 6 Abs. 3 (Elternrecht) und Artikel 10 Abs. 1 (Brief-,
Post- und Fernmeldegeheimnis) des Grundgesetzes eingeschrankt.
Artikel 2
Anderung des Niedersachsischen Richtergesetzes
§ 13 des Niederséchsischen Richtergesetzes vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBI. S. 16), ge-
andert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. November 2011 (Nds. GVBI. S. 422), erhélt folgende
Fassung:
.8 13
Aufgabenzuweisung
Richterinnen und Richtern kann

1. nach MaRgabe von § 66 Abs. 2 des Niedersachsischen Jugendarrestvollzugsgesetzes die
Leitung einer Jugendarrestanstalt und

2. der Vorsitz in einem Umlegungsausschuss nach der Niedersachsischen Verordnung zur
Durchfiihrung des Baugesetzbuches

Ubertragen werden.*

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft.
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A.

Begriindung

Allgemeiner Teil

Anlass, Ziel und Schwerpunkt des Entwurfs

1.

Der Gesetzesentwurf stellt die gesetzliche Grundlage fur den Jugendarrestvollzug in
Niedersachsen dar. Diese Form der Freiheitsentziehung war bislang nur unzureichend
gesetzlich geregelt. Neben der Vorschrift des § 90 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG)
erfolgte eine ndhere Ausgestaltung im Wesentlichen durch eine Rechtsverordnung der
Bundesregierung, der Jugendarrestvollzugsordnung. Seit der Foderalismusreform liegt
die Gesetzgebungskompetenz gemaR Artikel 70 Abs. 1 des Grundgesetzes bei den
Landern. Von dieser Gesetzgebungskompetenz macht Niedersachsen nunmehr Ge-
brauch.

Der jetzige Zustand ist aus zweierlei Griinden zu bereinigen:

a) Zum einen sind die bisherigen Regelungen verfassungsrechtlich unbefriedigend.
So hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 31. Mai 2006 (NJW
2006, S. 2093 ff.) eine gesetzliche Grundlage fir Grundrechtseingriffe im Jugend-
strafvollzug, die Uber den Freiheitsentzug als solchen hinausgehen, gefordert und
somit die Rechtsprechung zum Vollzug an erwachsenen Strafgefangenen aus dem
Jahr 1972 (BVerfGE 33, 1) fortgesetzt. Dieser Grundsatz findet auch auf andere
Formen von freiheitsentziehenden Sanktionen Anwendung, wie sie etwa im Ju-
gendarrest anzufinden sind.

b)  Zum anderen werden die bisherigen Regelungen auch der kriminalpolitischen Be-
deutung des Jugendarrestes nicht gerecht.

Der wesentliche Anteil des Jugendarrestes betrifft den Arrest als jugendrichterliche
Sanktionsmdglichkeit wegen Begehung einer Straftat, entweder als direkt ausgeurteilte
Sanktion oder im Rahmen eines Nichtbefolgungsarrestes.

Der Jugendarrest gehort geméan 8 13 Abs. 1 und 2 Nr. 3 JGG zu der Sanktionskategorie
der sogenannten Zuchtmittel und kann gegen Personen verhdngt werden, die zum Zeit-
punkt der Tatbegehung Jugendliche oder Heranwachsende waren. Als kurzzeitige stati-
ondre Freiheitsentziehung steht diese Ahndung zwischen einer Erziehungsmafregel
und der Jugendstrafe. Zuchtmittel haben dabei nicht die Rechtswirkung einer Strafe,
§ 13 Abs. 3 JGG. Jugendarrest wird als schéarfstes Zuchtmittel dann verhéngt werden,
wenn eine Verwarnung oder die Erteilung von Auflagen nicht mehr als ausreichend zu
erachten sein wird, bei dem jungen Menschen das Bewusstsein zu entwickeln, dass er
fur das begangene Unrecht einzustehen hat. In Abgrenzung hierzu steht der Freiheits-
entzug aufgrund einer zu verhangenden Jugendstrafe. Diese ist nach 8 17 Abs. 2 JGG
nur dann zuléassig, wenn wegen der schadlichen Neigung des Jugendlichen, die in der
Tat hervorgetreten sind, Erziehungsmafregeln oder Zuchtmittel zur Erziehung nicht
ausreichen oder wenn wegen der Schwere der Schuld Strafe erforderlich ist. Unter
schadliche Neigungen fallen dabei solche Méangel, die ohne langere Gesamterziehung
die Gefahr der Begehung weiterer solcher Straftaten in sich bergen, die nicht nur ,ge-
meinléstig” sind oder den Charakter von Bagatelldelikten haben. Um einen solchen tief-
greifenden Erziehungsmangel kompensieren zu kdnnen, bestimmt § 18 Abs. 1 JGG ei-
ne Mindestdauer von sechs Monaten bei einer zu verhangenden Jugendstrafe, wobei
aus Erziehungsgriinden dieses Mindestmal oftmals tberschritten wird. Durch das Ge-
setz zur Erweiterung der jugendrichterlichen Handlungsmaéglichkeiten vom 4. September
2012 ist der Anwendungsbereich des Jugendarrestes dahingehend erweitert worden,
dass dieser unter bestimmten Voraussetzungen auch neben der Verhangung einer zur
Bewahrung ausgesetzten Jugendstrafe ausgeurteilt werden kann.

Der Jugendarrest unterteilt sich nach § 16 Abs. 1 JGG in Freizeit-, Kurz- und Dauerar-
rest. Ein Dauerarrest betragt mindestens eine Woche und hdchstens vier Wochen. Der
Freizeitarrest wird fir die wochentliche Freizeit des Jugendlichen verhangt und auf eine
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oder zwei Freizeiten bemessen. Der Kurzarrest kann ersatzweise fir den Freizeitarrest
verhangt werden und umfasst zwei oder vier Tage.

Neben der direkten jugendrichterlichen Ahndungsmdglichkeit kann der Jugendarrest
auch bei Nichterbringung von Weisungen (8§ 11 Abs. 3 JGG) oder Auflagen (§ 15 Abs. 3
JGG) sowie bei Nichterbringung von Weisungen und Auflagen im Rahmen der Ausset-
zung einer Jugendstrafe zur Bewahrung (8 23 Abs. 1 Satz 4 JGG, § 88 Abs. 6 Satzl
JGG) durch Beschluss verhangt werden.

Unter bestimmten Voraussetzungen kann auch im Ordnungswidrigkeitenverfahren ein
Jugendarrest bis zu einer Woche verhangt werden (8 98 des Gesetzes liber Ordnungs-
widrigkeiten - OWIiG -). Hierunter fallen insbesondere Schulverweigerer.

Der Entwurf bringt deshalb ein den verfassungsrechtlichen Anforderungen entspre-
chendes, am Erziehungsgedanken ausgerichtetes Gesetz auf den Weg. Dabei ist eine
Aufteilung in Artikel vorgesehen. Artikel 1 enthélt ein eigensténdiges Gesetz zum Voll-
zug des Jugendarrestes in Niedersachsen. Artikel 2 fihrt zu einer erforderlichen Anpas-
sung im Niederséchsischen Richtergesetz.

Ziel des Jugendarrestvollzuges ist nach dem Entwurf, einen Beitrag dazu zu leisten, die
Arrestantinnen und Arrestanten zu einem straffreien Leben in sozialer Verantwortung zu
befahigen. Mit der Formulierung beriicksichtigt der Entwurf, dass sich im Vollzug des
Jugendarrestes nicht ausschlie3lich junge Menschen befinden, die bereits eine Straftat
begangen haben, sondern die Verhangung von Jugendarrest auch nach der Begehung
einer Ordnungswidrigkeit in Betracht kommt. Zugleich wird aus der Formulierung der
Zielbestimmung deutlich, dass die Einwirkungsméglichkeiten im Jugendarrest aufgrund
der kurzen Verweildauer der Arrestantinnen und Arrestanten begrenzt sind.

Uberdies benennt der Entwurf ergdnzende Zwecke, die an den jeweiligen Grund fur die
Verhangung des Jugendarrestes ankniipfen: So bestimmt der Entwurf, dass der Arrest-
vollzug bei Verhdngung von Jugendarrest neben Jugendstrafe (§ 16 a JGG) zur Vorbe-
reitung der Bewahrungszeit beitragt. Ferner bildet der Entwurf ab, dass im Vollzug des
Arrestes wegen der Nichtbefolgung von Weisungen, Auflagen oder Anordnungen der
Zweck auch darin besteht, die Arrestantinnen und Arrestanten zur Erfullung ihrer Pflich-
ten anzuhalten und sie hierin zu unterstitzen.

Der Entwurf stellt klar, dass Aufgabe des Jugendarrestvollzuges auch die sichere Un-
terbringung der Arrestantinnen und Arrestanten ist, wozu auch der Schutz vor Ubergrif-
fen von Mitarrestantinnen und Mitarrestanten zahilt.

Der Gesetzesentwurf regelt in erster Linie den Dauerarrest, weil dieser gegenuber Frei-
zeit- und Kurzarrest schon wegen seiner Dauer von einer bis zu vier Wochen intensive-
re erzieherische Einwirkungsmdglichkeiten auf die Arrestantinnen und Arrestanten er-
offnet. Flr den Freizeit- und Kurzarrest regelt der Entwurf, welche fiir den Dauerarrest
geltenden Regelungen Anwendung oder keine Anwendung finden.

In der Zeit des Arrestes soll die Arrestantin und der Arrestant unterstiitzt und geférdert
werden. Diese Punkte bilden Schwerpunkte des vorliegenden Entwurfs. So sichert § 3
eine enge Zusammenarbeit mit anderen Behdrden und Stellen ab, die einen positiven
Einfluss auf die Entwicklung der Arrestantin oder des Arrestanten ausiiben kénnen. § 9
gibt die Durchfihrung von FérdermaRnahmen vor, um insbesondere eine Auseinander-
setzung mit dem begangenen Unrecht zu erzielen und soziale oder persénliche Kompe-
tenzen zu verbessern und so eine Unterstiitzung bei der schulischen und beruflichen
Entwicklung des jungen Menschen sicherzustellen. Flankierend sollen die Unterstut-
zungsmafinahmen gemaR § 10 greifen, um die persodnlichen, wirtschaftlichen und sozia-
len Angelegenheiten zu ordnen und zu regeln. Sowohl die FérdermalRnahmen als auch
die UnterstlitzungsmaRnahmen bilden den Grundstock fiir einen aufzustellenden For-
derplan (8§ 14), um die Zeit im Arrest fur die positive Entwicklung nutzen zu kénnen. Der
Entwurf sieht hierbei auch eine Mitwirkungspflicht der Arrestantin oder des Arrestanten
an den Férdermanahmen vor.
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Einen wesentlichen Aspekt des Entwurfs stellt auch die Stérkung der Stellung der Per-
sonensorgeberechtigten dar. Gerade bei jugendlichen Arrestantinnen und Arrestanten
ist dies unter Beachtung des Erziehungsrechts aus Artikel 6 Abs. 2 des Grundgesetzes
geboten. Angesichts der Bedeutung der Personensorgeberechtigten fur die gegenwarti-
ge Lebenssituation sowie fur die bisherige und zukinftige Entwicklung der Arrestantin-
nen und Arrestanten kann eine starkere Einbeziehung der Personensorgeberechtigten
in die Ausgestaltung des Jugendarrestvollzuges die Erreichung der Vollzugsziele for-
dern und auch zur Bewadltigung von Schwierigkeiten fur die Zeit nach der Entlassung
beitragen.

Die Ubertragung der Gesetzgebungskompetenz erméglicht eine Anderung der Lei-
tungskonzeption einer Jugendarrestanstalt. Bislang oblag gemafl? § 90 Abs. 2 Satz 2
JGG die Vollzugsleitung der Jugendrichterin oder dem Jugendrichter am Ort des Voll-
zuges. Personalfiihrung, Budgetverantwortung oder auch das Controlling gehérten hin-
gegen in das Aufgabengebiet der jeweiligen Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters. Der
Entwurf sieht eine Konzentration in einer Hand vor (§ 66 Abs. 1). Diese Leitungsfunktion
kann nach 8 66 Abs. 2 Nr. 1 der Jugendrichterin oder dem Jugendrichter am Ort des
Vollzuges neben ihrer oder seiner richterlichen Tatigkeit Ubertragen werden. Als weitere
Maoglichkeit sieht § 66 Abs. 2 Nr. 2 vor, eine hauptamtlich tatig werdende Person mit der
Leitung der Gesamtverantwortung zu betrauen. Hierbei kann es sich um eine Beamtin
oder einen Beamten, aber auch um eine Jugendrichterin oder einen Jugendrichter han-
deln.

Fir diejenigen Falle, in denen die Leitung nach 8§ 66 Abs. 2 Nr. 1 einer Jugendrichterin
oder einem Jugendrichter neben der richterlichen Tatigkeit Ubertragen werden sollen, ist
eine Anpassung des Niedersachsischen Richtergesetzes in Artikel 2 des Entwurfs not-
wendig.

Il.  Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landesentwicklung

Der Entwurf hat keine Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landes-
entwicklung.

IIl.  Auswirkungen auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Mannern, auf Men-
schen mit Behinderungen und auf Familien

Der Entwurf hat keine Auswirkungen auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen
und Mannern.

Der Entwurf berticksichtigt die besonderen Bedurfnisse auch von Menschen mit Behinderun-
gen (vgl. 8 7 Abs. 4) und die besonderen Bedurfnisse von Familien. Hierunter fallt insbeson-
dere die Einbeziehung der Personensorgeberechtigten. Deren Rechte sind bei der Planung
und Gestaltung des Vollzuges zu bertcksichtigen (8 7 Abs. 5) und sie sind Uber die Aufnah-
me zu unterrichten (8 13 Abs. 4 Satz 1). Daruber ist die Forderplanung mit den Personensor-
geberechtigten auf Verlangen zu erértern (8 14 Abs. 4 Satz 2). Sie sollen auch den Entlas-
sungsbericht erhalten (8 55 Abs. 2 Satz 1).

IV. Voraussichtliche Kosten und haushaltsmaRige Auswirkungen

Die Umsetzung des Entwurfs fihrt zu (Mehr-)Kosten im Sinne von Artikel 68 Abs. 1 der Nie-
dersachsischen Verfassung.

1. Kosten fir BaumaRnahmen

Der Arrestvollzug soll nach dem Entwurf ausschlief3lich in gesonderten Jugendarrestan-
stalten erfolgen und nicht mehr - wie bisher - zusatzlich auch in Gebauden der Amtsge-
richte.

Bislang stehen Jugendarrestanstalten in Goéttingen, Emden, Neustadt am Ribenberge,
Nienburg und Verden zur Verfiigung. Am Standort Verden ist im Jahr 2011 die damalige
Justizvollzugsabteilung in eine Jugendarrestanstalt umgewidmet und umfangreich reno-
viert worden. Der Bau zusatzlicher Jugendarrestanstalten ist angesichts der derzeitigen
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Kapazitaten nicht geplant. Hierbei ist bereits beriicksichtigt worden, dass ein Arrestvoll-
zug an den Amtsgerichten nicht mehr erfolgen soll und somit diese Arrestplatze auch
nicht mehr zur Verfligung stehen.

Kosten fur personelle MaRhahmen

Der Wegfall des Arrestvollzuges in den Amtsgerichten fuhrt dort zu einem reduzierten
Personaleinsatz. Frei werdende Arbeitskraftanteile (AKA) von Hauptbeschéftigten wer-
den den Amtsgerichten fiir andere Tatigkeiten zur Verfiigung stehen, so geht das Amts-
gericht Dannenberg von einer Verlagerung von 0,25 AKA zugunsten von Serviceein-
heitstatigkeiten aus. Soweit anderen Aufsichtspersonen Aufwandsentschadigungen ge-
zahlt werden, fallen diese nach SchlieBung des Arrestvollzuges bei den Amtsgerichten
weg.

Der Gesetzesentwurf erfordert jedoch auch zusétzliches Personal. Die gemeinsame Un-
terbringung der Arrestantinnen und Arrestanten auf3erhalb der Ruhezeit und der Schutz
vor wechselseitigen Ubergriffen erfordert die standige Beaufsichtigung der Station durch
eine Bedienstete oder einen Bediensteten. Daneben ziehen das tagliche Freizeitange-
bot und der Sport einen erhdhten Personalbedarf nach sich. Im Bereich der Laufbahn-
gruppe 1 ist mit einem zusatzlichen Bedarf von elf Planstellen der Besoldungsgruppe A
8 zu rechnen. Sowohl die Beamten der Laufbahngruppe 1 als auch der Laufbahngruppe
2 werden von dem erhdhten Verwaltungsaufwand aufgrund der zu fertigenden Foérde-
rungs- und Entlassungsberichte im Kurz- und Freizeitarrest betroffen sein. Daher wird
der Personalschlissel im Bereich der sozialen Dienste (Laufbahngruppe 2) von 1:20 auf
1:10 zu heben sein. Hierflr sind zusétzlich besonders die Intensivierung der Zusam-
menarbeit mit externen Stellen (8 3), die Anforderungen an die Férderplanung und die
Planung der Zeit nach der Entlassung zu bertcksichtigen. Zu erwarten sind insoweit
sechs neue Planstellen in der Besoldungsgruppe A 10. Die gestiegenen padagogisch-
psychologischen Anforderungen in der Betreuung der Arrestantinnen und Arrestanten
erfordert auch bei dem psychologischen Dienst eine Erh6hung des Personalschlissels
von derzeit 1:100 auf 1:50, was einen zusatzlichen Bedarf an einundeinhalb Planstellen
in der Besoldungsgruppe A 14 entstehen lasst.

Sollte von der Neuausrichtung der Anstaltsleitung nach § 66 Abs. 2 Nr. 2 Gebrauch ge-
macht werden, entstlinde ein personeller Mehrbedarf aufseiten des Vollzuges, der sich
jedoch als Minderposten auf gerichtlicher Seite widerspiegeln und durch eine entspre-
chende Verschiebung der Stellenanteile innerhalb des Haushaltstitels fir die Justiz
haushaltsneutral verhalten wiirde.

Durchzufiihrende Supervisionen sind mit 6 000 Euro zu veranschlagen.
Sachkosten

Die Aufgabe des Arrestvollzuges an den Amtsgerichten kénnte zu erhéhten Fahrtkosten
fuhren. Sollten die Arrestantinnen und Arrestanten nicht Giber die notwendigen Barmittel
verfligen, kdnnen diese bei ihren Heimatgerichten eine entsprechende Fahrkarte fur die
Fahrt zum Arrestantritt und fiir die Ruckfahrt beantragen.

V. Beteiligung von Verbéanden und sonstigen Stellen

1.

Angehorte Verbéande und sonstige Stellen

Im Rahmen der Verbandsbeteiligung wurden folgende Verbéande und sonstigen Stellen
um Stellungnahme gebeten:

— Deutscher Gewerkschaftsbund

— Niedersachsischer Beamtenbund und Tarifunion (NBB)
— Niedersachsischer Richterbund

— Niedersachsischer Stadtetag

— Niedersachsischer Landkreistag
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— Niederséchsischer Stadte- und Gemeindebund

— Hauptrichterrat fiir die ordentliche Gerichtsbarkeit

— Hauptpersonalrat bei dem Niederséchsischen Justizministerium

— Hauptstaatsanwaltsrat bei dem Niedersachsischen Justizministerium

— Hauptvertrauensperson der schwerbehinderten Richterinnen und Richter in der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit des Landes Niedersachsen

— Vertrauensperson der schwerbehinderten Staatsanwéltinnen und Staatsanwalte in
Niedersachsen

— Hauptvertrauensperson der schwerbehinderten Beamtinnen, Beamten und Be-
schaftigten fur den Geschéftsbereich des Niederséchsischen Justizministeriums

— Neue Richtervereinigung e. V.
— Niederséchsischer Anwalt- und Notarverein im DAV
— Republikanischer Anwéltinnen und Anwaélteverein e. V. (RAV)

— Vereinigung Niederséachsischer und Bremer Strafverteidigerinnen und Strafver-
teidiger e. V.

— Deutscher Juristinnenbund - Niedersachsischer Landesverband -

— Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen (LAG
Freie Wohlfahrt)

— Arbeitsgemeinschaft der niederséachsischen Justizfachverbénde (AG Justiz als
Dachverband der Deutschen Justiz-Gewerkschaft [DJG] im DBB Beamtenbund und
Tarifunion - Landesgewerkschaft Niedersachsen e. V. -, des Deutschen Amtsan-
waltsvereins e. V. - Landesgruppe Niedersachsen -, des Landesvereins der Justiz-
wachmeister Niedersachsen e. V., des Verbandes der Rechtspfleger e. V., des Ver-
bandes der Sozialarbeiter in der Niedersachsischen Strafrechtspflege e. V., des
Verbandes Niedersachsischer Strafvollzugsbediensteter e. V. [VNSB] und der Ver-
einigung der Leiter und Leiterinnen der Einrichtungen des Niedersachsischen Jus-
tizvollzuges e. V. und des Niederséchsischen Richterbundes [letzterer bereits als
Spitzenorganisation beteiligt])

— Landesbeauftragte fiir Datenschutz

— Landesrechnungshof

— Christlicher Gewerkschaftsbund

— Rechtsanwaltskammer Celle

— Rechtsanwaltskammer Braunschweig
— Rechtsanwaltskammer Oldenburg

— Landesarbeitsgemeinschaft des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes im
niedersachsischen Justizvollzug

— Landesarbeitsgemeinschaft der sozialen Dienste im niedersachsischen Justizvollzug
— Landesarbeitsgemeinschaft des Werkdienstes im niederséachsischen Strafvollzug
— Landesarbeitsgemeinschaft der Lehrerinnen und Lehrer

— Landesarbeitsgemeinschaft der Psychologinnen und Psychologen im nieder-
sachsischen Justizvollzug e. V.

— Landesarbeitsgemeinschaft der Juristen im niedersachsischen Strafvollzug

— Konfdderation Evangelischer Kirchen in Niedersachsen
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Katholisches Biro Niedersachsen
Landesverband der Muslime in Niedersachsen e. V. Schura Niedersachsen

DITIB Landesverband der Islamischen Religionsgemeinschaften Niedersachsen und
Bremene. V.

Deutsche Vereinigung fur Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe e. V. Nieder-
sachsen (DVJJ)

WEISSER RING e. V.
Landespraventionsrat
Gleichstellungsbeauftragte des Niedersachsischen Justizministeriums

LAG Niedersachsen fir Ambulante Sozialpdadagogische Angebote nach dem Ju-
gendrecht e. V. (LAG Ambulante Sozialpad. Angebote)

Bundesvereinigung der Anstaltsleiter und Anstaltsleiterinnen im Justizvollzug e. V.
Deutsche Vereinigung fur Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V.

Bund Deutscher Rechtspfleger e. V.

Bundesverband der Justizwachtmeister e. V.

Prasidialrat fur die ordentliche Gerichtsbarkeit

Landesverband der Judischen Gemeinden von Niedersachsen K.d.6.R.
Landesverband der israelitischen Kultusgemeinden von Niedersachsen K.d.6.R.

Alevitische Gemeinde Deutschland e. V.

Dariiber hinaus erhielten folgende Behdrden und sonstige Stellen Kenntnis von dem
Entwurf und Gelegenheit zur Stellungnahme:

die Justizvollzugsanstalten Bremervorde, Celle, Hannover, Lingen, Meppen, Olden-
burg, Rosdorf, Sehnde, Uelzen, Vechta,

die Justizvollzugsanstalt fir Frauen Vechta

die Jugendanstalt Hameln

das Bildungsinstitut des niederséchsischen Justizvollzuges
die Oberlandesgerichte in Braunschweig, Celle und Oldenburg

die Generalstaatsanwaltschaften in Braunschweig, Celle und Oldenburg.

Von den vorbezeichneten Behérden und Stellen haben die Landesbeauftrage fir den
Datenschutz, das OLG Celle, die JVA Vechta, die evangelische und katholische Kirche,
die DVJJ, der VNSB und die LAG Freie Wohlfahrt sowie die LAG Ambulante Sozialpad.
Angebote Stellung genommen. Weiterhin hat der Landesjugendhilfeausschuss zum Ge-
setzentwurf eine Stellungnahme abgegeben.

Der NBB hat von einer eigenen Stellungnahme abgesehen und sich der Stellungnahme
des VNSB angeschlossen.

Im Rahmen der Verbandsbeteiligung von einer Stellungnahme ausdriicklich abgesehen
haben der Landesrechnungshof, der RAV und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Spitzenverbéande Niedersachsens.

Die Ubrigen Verbande und Stellen haben keine Stellungnahme abgegeben.
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2. Darstellung und Wirdigung allgemeiner, die Einzelvorschriften tbergreifender Forde-
rungen der beteiligten Verbande und sonstigen Stellen

a) Darstellung

Der VNSB weist auf den personellen Mehrbedarf hin. Dieser ergebe sich etwa aus
der notwendigen Beaufsichtigung der Arrestantinnen und Arrestanten auf3erhalb
der Ruhezeiten nach § 17. Dies sei, so der VNSB, richtigerweise bereits bei den
haushalterischen Auswirkungen berlcksichtigt worden. Der VNSB hebt auch den
erhdhten Zeitfaktor hervor, der durch das Einbinden der Personensorgeberechtig-
ten, insbesondere im Rahmen der Aufnahme der Arrestantinnen und Arrestanten
und auch bei der Erdrterung der Forderplane entstehe. Ein Mehrbedarf an Perso-
nal ergebe sich zudem aufgrund der notwendigen Besuchsiberwachung und der
Abwicklung der Telefongesprache. Hierbei sei nicht nur die reine Gespréachszeit zu
bertcksichtigen, vielmehr habe die Erfahrung gezeigt, dass die Gesprache einer-
seits einen beruhigenden Charakter hatten, andererseits aber auch Kriseninterven-
tionen nach sich ziehen kénnten. Ebenfalls personalintensiver wére die Freizeitge-
staltung. Gerade in diesem Bereich sei neben dem steigenden Personalmehrbe-
darf auch mit Umbaumafinahmen und andere Sachkosten zu rechnen.

Das OLG Celle als fur die Jugendarrestanstalt Verden zustandige Stelle begriif3t
den Gesetzesentwurf aus praktischer Sicht. Beméangelt wird jedoch der Wegfall
des Arrestvollzuges an den Amtsgerichten. Hier solle zumindest die Mdglichkeit
der Vollstreckung von Freizeit- und Kurzarresten in amtsgerichtlichen Freizeitarre-
strAumen nicht ganzlich ausgeschlossen werden. Zwar werde auch im Bezirk des
OLG Celle gesehen, dass die beabsichtigten Standards wohl weder baulich noch
personell in den Arrestraumen der Amtsgerichte zu erreichen waren. Gerade in
den zu den Jugendarrestanstalten weit entfernten Gebieten musse jedoch die er-
schwerte Umsetzung der Arrestvollstreckung beachtet werden. Dies betrafe insbe-
sondere die Anreise zum Arrestvollzug. Die weitere Anreise ziehe Mehrkosten
nach sich und kénne zu einer Unzumutbarkeit fir die Arrestantinnen und Arrestan-
ten fUhren; dies sei fur den Arrestzweck wenig férderlich. Das OLG Celle weist fur
den Fall eines Beibehaltens der entworfenen Regelungen darauf hin, dass der
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes nicht zu kurzfristig gewahlt werden dur-
fe, um die Umsetzung gewahrleisten zu kénnen; zumindest misse der Vollstre-
ckungsplan friihzeitig angepasst werden.

Die JVA Vechta schlagt vor, geeignete Arrestantinnen und Arrestanten in Wohn-
gruppen unterzubringen. Ein Zusammenleben in einer Wohngruppe kénne in ei-
nem hohen Maf ein soziales Training im Alltag darstellen. Insbesondere eine
Selbstversorgung zwinge die jeweilige Gruppe zu Entscheidungen, Kompromissen
und zu Handlungsstrategien zur Realisierung von Planen.

Die LAG Freie Wohlfahrt begrii3t die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage des
Arrestvollzuges, auch wenn die LAG Freie Wohlfahrt dem System des Jugendar-
restes grundsatzlich kritisch gegeniibersteht. Beflirwortet wird, dass die erzieheri-
sche Ausgestaltung und dabei der Forder- und Unterstitzungsbedarf der straffallig
gewordenen jungen Menschen, insbesondere auch die Zeit nach der Entlassung,
in den Mittelpunkt gestellt wird. Der Jugendarrest riickt damit weg vom rein puniti-
ven Sanktionscharakter. Darliber hinaus wird als positiv erachtet, dass den schad-
lichen Folgen der Freiheitsentziehung entgegengewirkt und der Blick verstarkt auf
eine Zusammenarbeit mit den verschiedenen Akteuren der 6ffentlichen und freien
Einrichtungen der Jugendstrafrechtspflege gerichtet werden soll. Die LAG Freie
Wohlfahrt stellt als vorrangiges Ziel weiterhin auf ambulante sozialpadagogische
MaRnahmen ab. Ausreichende finanzielle Ausstattungen kénnten zu weiteren Al-
ternativangeboten zum Jugendarrest flihren und insbesondere die vielfachen
Nichterfillungs-Arreste bei Weisungsverstofen und Schulschwénzern entbehrlich
machen.
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b)

Die Konfoderation Evangelischer Kirchen in Niedersachsen begruf3t die Orientie-
rung des Gesetzentwurfs an dem Ziel des Jugendarrestes, einen Beitrag dazu zu
leisten, die Arrestantinnen und Arrestanten zu einem straffreien Leben in sozialer
Verantwortung zu beféhigen.

Das Katholische Biro Niedersachsen bewertet den Gesetzentwurf ebenfalls positiv
und hebt die Regelungen zur Seelsorge besonders hervor.

Der Niedersachsische Landesjugendhilfeausschuss befurwortet gleichsam den
Gesetzentwurf, weist jedoch auf die weiterhin notwendige finanzielle Unterstutzung
der ambulanten sozialpadagogischen Einrichtungen durch das Land hin.

Die LAG Ambulante Sozialpad. Angebote steht dem Jugendarrest grundsatzlich
kritisch gegenuber, sieht jedoch die verfassungsrechtliche Notwendigkeit fur eine
gesetzliche Regelung des Arrestvollzuges und begruf3t schon deshalb den Ent-
wurf. Die LAG Ambulante Sozialpad. Angebote sieht jedoch die Gefahr, dass der
Arrest durch eine attraktivere Ausgestaltung falsche, nicht l6sbare Erwartungen
wecken konnte, die zu einer hdheren Anordnung durch die Amtsgerichte fiihren
kdnnte. Vorrangig seien daher Ambulante MaRnahmen zur Vermeidung und Ver-
ringerung von Arrestverurteilungen zu unterstiitzen

Die DVJJ begriiRt den Gesetzentwurf und hebt die Vorgabe an die Vollzugsbehor-
den zur Zusammenarbeit mit anderen Behorden, Institutionen und freien Tragern
auRerhalb des Arrestes hervor, um ein wirksames Ubergangsmanagement vorbe-
reiten und umsetzen zu kénnen. Die DVJJ weist insoweit aber auf die notwendige
Finanzierung der beteiligten freien Trager hin.

W irdigung

Soweit auf etwaige Mehrkosten verwiesen wird, sind diese in den haushalterischen
Auswirkungen beriicksichtigt. Der VNSB zeigt die wesentlichen Punkte einer finan-
ziellen Mehrbelastung auf. Ausgeldst werden diese Mehrbelastungen durch eine
umfassendere Betreuung der Arrestantinnen und Arrestanten und den Umstand,
dass der Kontakt nach auf3en, insbesondere auch zu den Personensorgeberech-
tigten, aufrecht erhalten bleiben soll.

Die Forderung des OLG Celle hinsichtlich der Fortdauer des Arrestvollzuges in den
Raumen der Amtsgerichte wird nicht aufgegriffen. Derzeit werden laut Vollstre-
ckungsplan noch an acht Amtsgerichten Kurz- und Freizeitarrest vollzogen (Celle,
Dannenberg, Tostedt, Cuxhaven, Lingen, Westerstede, Rotenburg/Wimme und
Hildesheim). In Hildesheim und Rotenburg ist der Vollzug seit langerer Zeit einge-
stellt. In Hildesheim erfolgte die SchlieBung aus Sicherheitsgriinden. Die Praxis ei-
ner ortsnahen Vollstreckung ist daher ohnehin nicht mehr gewahrleistet. Teilweise
liegen die vorbezeichneten Amtsgerichte in rdumlicher Nahe zu einer Jugendar-
restanstalt, sodass eine wesentliche Veranderung nicht eintritt. Von Bedeutung fir
den Gesetzentwurf war die Steigerung der angebotenen FérdermalRnahmen und
der Beschaftigung. Dies ist allein in gréBeren Anstalten zu gewahrleisten. Fir ei-
nen zentralen Vollzug sprechen auch Aspekte der Sicherheit und Suizidpravention
sowie die Gefahr der isolierten Unterbringung der Arrestantinnen und Arrestanten
in den Amtsgerichten.

Dem Vorschlag der JVA Vechta zur Einrichtung von Wohngruppen wird nicht ge-
folgt, denn die von einem Wohngruppenvollzug erwarteten padagogischen Wir-
kungen koénnen sich wegen der Kurze des Arrestvollzuges und der damit verbun-
denen Fluktuation regelmafig nicht hinreichend entfalten.

Soweit die LAG Freie Wohlfahrt und auch die LAG Ambulante Sozialpad. Angebo-
te die Vermeidung des Vollzuges von Jugendarrest aufgrund von effektiven préa-
ventiven MaBnahmen oder Alternativprogrammen als vorrangiges Ziel ansehen,
teilt die Landesregierung diese Ansinnen. Der Vollzug eines Jugendarrestes stellt
neben der Jugendstrafe die ultima ratio dar, um auf ein Fehlverhalten zu reagieren.
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Ist der Vollzug hingegen geboten, sichert dieser Gesetzentwurf einen erzieherisch
wirksamen Arrestvollzug ab. Daher steht die Forderung und Unterstltzung der jun-
gen Menschen im Vordergrund dieser Regelung.

Wesentliche Anderungen des Gesetzentwurfs gegeniiber der Fassung, die dem
Beschluss der Landesregierung vom 28. April 2015 zugrunde gelegen hat, haben
sich im Rahmen der Verbandsbeteiligung nicht ergeben.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1 (NJAVoIIzG):
Zum Ersten Teil (Gemeinsame Bestimmungen):

Der Erste Teil befasst sich mit Vorschriften, die sowohl fir den Vollzug des Dauerarrestes als auch
fur den Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes gelten.

Zu § 1 (Anwendungsbereich):

Die Regelung bestimmt den Anwendungsbereich des Entwurfs. Die nachfolgenden Vorschriften
regeln den Vollzug des Jugendarrestes. Hierzu zéhlen der Jugendarrest als Zuchtmittel nach § 13
JGG, der sogenannte ,Nichtbefolgungsarrest* oder ,Ungehorsamsarrest‘ nach § 11 Abs. 3, § 15
Abs. 3 Satz 2, § 23 Abs. 1 Satz 4, § 88 Abs. 6 Satz 1 JGG und nach § 98 Abs. 2 OWIiG sowie der
Jugendarrest neben Jugendstrafe nach § 16 a JGG (sogenannter Warnschussarrest), wobei Ar-
restmaBnahmen nach 8 16 JGG als Dauer-, Freizeit- und Kurzarrest angeordnet und vollzogen
werden. Die Einrichtungen, in denen der Jugendarrest vollzogen wird, ergeben sich aus 8 61 und
dem Vollstreckungsplan gemaR § 73.

Der Entwurf regelt zunachst im Zweiten Teil den Dauerarrest, wahrend im Dritten Teil fir den Frei-
zeit- und Kurzarrest teilweise abweichende Regelungen geschaffen werden.

Zu § 2 (Rechtsstellung der Arrestantinnen und Arrestanten):

Die Vorschrift regelt die Rechtsstellung der Arrestantin und des Arrestanten und bringt zum Aus-
druck, dass Eingriffe in die Rechte der Arrestantinnen und Arrestanten auch im Jugendarrestvoll-
zug nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes zulassig sind (BVerfG, Urteil vom 14. Méarz
1972 - 2 BVR 41/71 - juris = BVerfGE 33, 1; BVerfG, Urteil vom 31. Mai 2006 - 2 BvR 1673/04, 2
BVR 2402/04 - juris = BVerfGE 116, 69). Satz 1 stellt klar, dass die Arrestantin oder der Arrestant
grundsétzlich nur den in diesem Gesetz normierten Beschréankungen ihrer oder seiner Freiheit un-
terliegt. Die Vorschrift macht zudem deutlich, dass die Einzelregelungen des Entwurfs Vorrang vor
der Auffangregelung des Satzes 2 haben. Satz 2 enthalt eine Generalklausel, die die Vollzugsbe-
hoérde erméchtigt, der Arrestantin oder dem Arrestanten weitere Beschrankungen ihrer oder seiner
Freiheit aufzuerlegen, soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthalt und dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwehr einer Stérung der Ordnung der Anstalt unerlésslich
ist. Es bedarf dieser Regelung, weil auch in einer Jugendarrestanstalt nicht alle Situationen vor-
hersehbar sind, die zu Beeintrachtigungen der Sicherheit oder Ordnung fihren kénnen; Beschran-
kungen sind jedoch nur als ,ultima ratio® zulassig.

Zu § 3 (Zusammenarbeit):

Die enge Zusammenarbeit mit den in § 3 genannten Stellen ist im Vollzug des Jugendarrestes ins-
besondere vor dem Hintergrund der Kiirze des Aufenthalts in den Jugendarrest-anstalten von be-
sonderer Bedeutung. Die Regelung ist dabei im Zusammenhang mit den Vorschriften tber das Ziel
des Jugendarrestvollzuges und den Gestaltungsgrundséatzen zu sehen, woraus folgt, dass der Ju-
gendarrest als kurzzeitige stationare MaRnahme zwar neue Impulse setzen und Weichen stellen
kann, die eigentliche Entwicklung aber iberwiegend auflerhalb des Vollzuges stattfinden muss.
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass der Vollzug ,Hand in Hand“ mit Behdrden und Stellen
auBerhalb des Vollzuges zusammenwirkt, die insbesondere nach der Entlassung der Arrestantin-
nen und Arrestanten Angebote bereithalten und Hilfestellungen erméglichen. Hierzu gehért u. a.,
dass sich die Vollzugsbehorde tber entsprechende Angebote informiert zu halten und sich um ei-
nen regelméaRigen Austausch mit den in § 3 Genannten zu bemihen hat. Dies kommt insbesonde-
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re im Fall von Schulverweigerinnen oder Schulverweigerern in Betracht, wobei eine Konkretisie-
rung der Zusammenarbeit mit den Schulen und Schulbehérden Uber die Regelung in § 54 Abs. 2
Satz 3 des Entwurfs hinaus etwaigen Verwaltungsvorschriften vorbehalten bleiben kann. Mit der
Aufnahme dieser Vorschrift im Ersten Teil des Entwurfs soll die Bedeutung der Zusammenarbeit
mit anderen Stellen sowohl im Vollzug des Dauerarrestes als auch im Vollzug des Freizeit- und
Kurzarrestes unterstrichen werden. Aus der Vorschrift folgt hingegen nicht, dass die Vollzugsbe-
hoérde bezogen auf jede einzelne Arrestantin oder jeden einzelnen Arrestanten zu samtlichen ge-
nannten Behdrden oder Stellen Kontakt aufnehmen muss. Dies bleibt vielmehr eine Entscheidung
des jeweiligen Einzelfalles, zumal insbesondere im Vollzug des Freizeitarrestes eine Erreichbarkeit
der jeweiligen Behdrden und Stellen wahrend des Wochenendes in der Regel nicht gewéhrleistet
ist. Eine Verpflichtung zur Zusammenarbeit wird ausschlief3lich fur die Vollzugsbehdérden begrin-
det und nicht auch fir die weiteren genannten Stellen und Behdrden.

Zur Verbandsbeteiligung:

Sowohl die LAG Freie Wohlfahrt als auch die LAG Ambulante Sozialpad. Angebote begriiRen aus-
drucklich die vorgesehene Regelung.

Zu § 4 (Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit):

Die Vorschrift regelt den Grundsatz der VerhéaltnismaRigkeit. Der Entwurf nimmt sie wegen der re-
gelmafig gegebenen Grundrechtsrelevanz der den Arrestantinnen und Arrestanten auferlegten
Pflichten und Beschrankungen in den Teil Uber die Gemeinsamen Bestimmungen auf und unter-
streicht damit die zentrale Bedeutung dieses Grundsatzes gerade auch im Jugendarrestvollzug.
Satz 1 enthalt das Gebot des geringstmdglichen Eingriffs bei mehreren geeigneten MafRnahmen.
Danach muss das zwecktaugliche Mittel auch erforderlich sein. Dies ist der Fall, wenn es kein mil-
deres Mittel gibt, den mit der MaRnahme bezweckten Erfolg zu erreichen. Satz 2 verlangt Proporti-
onalitat zwischen der eingesetzten Malnahme und ihrem Anlass. Danach muss das erforderliche
Mittel angemessen sein. Dies ist der Fall, wenn der mit der Mal3nahme bezweckte Erfolg nicht au-
RBer Verhaltnis zur Intensitat des Eingriffs steht. Satz 3 enthalt eine Auspragung des Verhaltnisma-
Rigkeitsgrundsatzes in zeitlicher Hinsicht, der wegen der relativ kurzen Dauer des Freiheitsentzu-
ges im Arrestvollzug besonders zu beachten ist. Danach wird standig zu Uberprifen sein, ob die
angeordneten MaRnahmen noch erforderlich sind, um den angestrebten Zweck zu erreichen.

Zu § 5 (Ermessen und Beurteilungsspielraume):

Die Vorschrift stellt klar, dass Ermessens- und Beurteilungsspielrdume unter Beachtung des Voll-
zugszieles, der allgemeinen Gestaltungsgrundséatze, der Besonderheiten des Dauer-, Kurz- und
Freizeitarrestes (Arrestformen) sowie der Arrestarten ausgefillt werden. Die Vorschrift enthélt eine
Legaldefinition der Arrestformen. Arrestarten im Sinne des Entwurfs sind der Arrest als Zuchtmittel
nach 8§ 13 JGG, der Nichtbefolgungs- oder Ungehorsamsarrest nach § 11 Abs. 3, § 15 Abs. 3
Satz 2, 8§ 23 Abs. 1 Satz 4, § 88 Abs. 6 Satz 1 JGG und nach § 98 Abs. 2 OWIG sowie der Ju-
gendarrest neben Jugendstrafe nach § 16 a JGG.

Zum Zweiten Teil (Vollzug des Dauerarrestes):

Der Zweite Teil enthalt die Vorschriften Giber den Vollzug des Dauerarrestes.

Zum Ersten Kapitel (Allgemeine Vorschriften, Grundsatze):

Im Ersten Kapitel werden zunéchst die allgemeinen Vorschriften und Grundséatze normiert.
Zu 8 6 (Vollzugsziel):

Die Norm bestimmt die Zielsetzung des Jugendarrestvollzuges. Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes zu den freiheitsentziehenden strafrechtlichen Sanktionen muss der
Vollzug auf das Ziel der sozialen Integration, d. h. auf die Erméglichung eines kinftigen straffreien
Lebens in Freiheit, ausgerichtet sein. Das Bundesverfassungsgericht hat deutlich gemacht, dass
dem Ziel der Befahigung zu einem straffreien Leben in Freiheit im Jugendstrafvollzug ein beson-
ders hohes Gewicht beizumessen ist (BVerfGE 116, 69). Diese verfassungsrechtliche Vorgabe
muss gleichermafen fiir den Vollzug des Jugendarrestes als freiheitsentziehende Sanktion gelten.
Im Ubrigen entspricht diese Ausrichtung auch dem allgemein fiir das Jugendstrafrecht geltenden
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Erziehungsgedanken des § 2 Abs. 1 JGG. Das Vollzugsziel gilt fur Arrestantinnen und Arrestanten,
die wegen einer Straftat zu Jugendarrest verurteilt worden sind, gleichermaf3en wie fur Arrestantin-
nen und Arrestanten, bei denen Jugendarrest wegen VerstolRes gegen Weisungen, Auflagen oder
Anordnungen (vgl. § 11) verhangt worden ist. Da damit auch junge Menschen erfasst werden, de-
ren Aufenthalt im Vollzug des Jugendarrestes auf der Begehung einer Ordnungswidrigkeit beruht,
stellt der Entwurf bewusst nicht auf ein Leben ohne ,weitere“ Straftaten ab, sondern auf ein ,straf-
freies Leben®.

Zu bedenken ist allerdings, dass der Jugendarrest insbesondere durch die Kiirze der Verweildauer
der Arrestantinnen und Arrestanten in den Anstalten gepragt ist. Eine Erwartungshaltung dahin
gehend, im Vollzug des Jugendarrestes konne der bisherige Sozialisations- und Entwicklungspro-
zess eines jungen Menschen grundlegend verandert werden, wéare daher verfehlt. Gleichwohl kén-
nen wahrend des Aufenthalts im Jugendarrest Impulse fir eine Veranderungsbereitschaft gesetzt
werden, wobei sich die Umsetzung von erlernten Handlungsalternativen in erster Linie in der Zeit
nach der Entlassung vollziehen wird. Durch die Formulierung, dass der Jugendarrest einen Beitrag
dazu leistet, die Arrestantinnen und Arrestanten zu einem straffreien Leben in sozialer Verantwor-
tung zu beféhigen, werden die Erwartungen an den Vollzug auf ein realistisches Ziel begrenzt.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta regt eine Ergénzung an, die Arrestantinnen und Arrestanten auch zu einem die
Rechtsordnung akzeptierenden und einhaltenden Leben zu befahigen. Dem wird nicht gefolgt. Die
angestrebte Befahigung zu einem straffreien Leben in sozialer Verantwortung schlie3t nicht aus,
den Arrestvollzug so zu gestalten, dass die Arrestantinnen und Arrestanten etwa im Rahmen von
FoérdermaRnahmen nach § 9 ein die Rechtsordnung akzeptierendes Verhalten einiiben.

Die LAG Freie Wohlfahrt bekréftigt die Fokussierung der 8§ 6 und 7 auf den Erziehungsgedanken
und sieht darin eine Verdeutlichung, dass der Vollzug des Jugendarrestes fiir sich alleine die Situ-
ation der oder des Jugendlichen insbesondere im Hinblick auf eine zukinftige Legalbewéahrung
nicht &ndern kénne.

Zu 8§ 7 (Allgemeine Gestaltungsgrundsatze):

Die Regelung enthélt die allgemeinen Gestaltungsgrundsétze fir den Vollzug des Dauerarrestes.
Diese Grundsatze richten sich an die fir den Vollzug des Jugendarrestes verantwortlichen Stellen,
raumen den Arrestantinnen oder Arrestanten aber keine unmittelbaren Rechte auf einzelne MafR3-
nahmen ein.

Zu Absatz 1:

Satz 1 schreibt fest, dass der Vollzug des Jugendarrestes erzieherisch zu gestalten ist. Dieser be-
reits in § 90 Abs. 1 Satz 2 JGG vorgesehene Gestaltungsgrundsatz wird durch die Hervorhebung
der Elemente der Foérderung und Unterstiitzung konkretisiert, um die inhaltliche Abkehr von einer
auf Abschreckung oder Bestrafung gerichteten Konzeption des Jugendarrestvollzuges hin zu einer
stationdren MaRRnahme, die auf Forderung und Unterstitzung zielt, zu unterstreichen. Zugleich
verdeutlicht die Regelung, dass die Zeit innerhalb des Vollzuges insbesondere dazu genutzt wer-
den soll, die jungen Menschen auf die Zeit nach der Entlassung sinnvoll vorzubereiten: Hierzu zéh-
len in erster Linie Bemuhungen, die Arrestantinnen und Arrestanten an vollzugsexterne Stellen an-
zubinden, nachdem ein entsprechender Kontakt abgebrochen oder von vornherein nicht zustande
gekommen ist: Zwar kann im Vollzug ein positiver Impuls fur eine Veranderungsbereitschaft der
jungen Menschen gesetzt werden. Wegen der Kiirze der Vollzugsdauer kdnnen erlernte Hand-
lungsalternativen zum bisherigen Verhalten allerdings kaum erprobt werden, insbesondere nicht im
bisher gewohnten sozialen Umfeld mit gegebenenfalls negativen Einfliissen. Vor diesem Hinter-
grund ist es von besonderer Bedeutung, dass die jungen Menschen insbesondere in der Zeit un-
mittelbar nach der Entlassung aus dem Jugendarrestvollzug Hilfestellungen und Begleitung erfah-
ren, um ginstige Entwicklungsansatze auch nach dem Aufenthalt im Vollzug zu festigen und aus-
zubauen. Im Arrest sollen daher besondere Bemiihungen unternommen werden, die Arrestantin-
nen und Arrestanten an Trager der Jugendhilfe anzubinden, um auf diesem Weg eine nachhaltige
positive Wirkung des Jugendarrestes zu erreichen. Die Vorschrift ist damit zugleich im Zusam-
menspiel mit § 3 zu sehen.
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Satz 2 greift die Regelung des 8 90 Abs. 1 Satz 1 JGG auf und bestimmt, dass den Arrestantinnen
und Arrestanten im Vollzug des Jugendarrestes das von ihnen begangene Unrecht, dessen Folgen
und ihre Verantwortung hierfir bewusst zu machen ist. Diese Hervorhebung als allgemeiner Ge-
staltungsgrundsatz verdeutlicht, dass die Aufarbeitung der begangenen Verfehlung von zentraler
Bedeutung fur die Erreichung des Vollzugsziels nach § 6 ist. Gleichwohl handelt es sich hierbei
nicht um das eigentliche Ziel des Vollzuges des Jugendarrestes, sondern um ein Mittel, dieses Ziel
zu erreichen. Der Entwurf stellt bewusst nicht auf die begangene ,Straftat, sondern vielmehr auf
das begangene ,Unrecht” ab, da sich im Vollzug des Jugendarrestes auch Arrestantinnen und Ar-
restanten befinden, die nach Begehen einer Ordnungswidrigkeit Anordnungen nach 8§ 98 Abs. 2
OWiG nicht nachgekommen sind.

Zu Absatz 2:

Satz 1 enthalt den sogenannten Angleichungsgrundsatz. Hiernach ist die Vollzugsbehérde gehal-
ten, den Unterschied zwischen den Lebensbedingungen im Vollzug und denen in der Ubrigen Ge-
sellschaft so weit wie mdglich gering zu halten und die Unterschiede aktiv auszugleichen. Insoweit
geht es nicht um eine Angleichung an solche Lebensverhéltnisse, die in der Vergangenheit gege-
benenfalls dazu beigetragen haben, dass die Arrestantin oder der Arrestant das Unrecht Uber-
haupt begangen hat, sondern vielmehr um legale, gesellschaftlich akzeptierte Bedingungen. Nach
Satz 2 sollen die Arrestantinnen und Arrestanten insbesondere an einen geregelten Tagesablauf
herangefiihrt werden. Nicht selten ist den jungen Menschen eine geordnete Struktur des alltagli-
chen Lebens mit festen Zeiten fur das Aufstehen, Zubettgehen oder die Einnahme von Mahlzeiten
nicht geléaufig, weil ihnen ein solcher Alltag in ihrem h&uslichen Umfeld nur unzureichend oder gar
nicht vorgelebt wird. Hierzu dient auch die Regelung in § 71 Abs. 2 Nr. 1, wonach bereits in der
Hausordnung feste Zeiten liber die Tageseinteilung in der Anstalt zu bestimmen sind.

Zu Absatz 3:

Die Bestimmung in Absatz 3 verpflichtet die Vollzugsbehorde dazu, schadlichen Auswirkungen des
Freiheitsentzuges entgegenzuwirken. Der Entzug der Freiheit wirkt sich fir junge Menschen in be-
sonders einschneidender Weise aus, zumal sie in ihrer Personlichkeit weniger verfestigt sind als
Erwachsene. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zum Jugendstrafvollzug
(BVerfG, a. a. O.) bereits darauf hingewiesen, dass sich vor diesem Hintergrund spezielle Bedurf-
nisse, besondere Chancen und Gefahren fur die weitere Entwicklung und eine besondere Haft-
empfindlichkeit ergeben, vor allem auch eine spezifische Empfindlichkeit fir mdgliche schédliche
Auswirkungen des Freiheitsentzuges. Auch wenn es sich beim Vollzug des Jugendarrestes um ei-
ne verhdltnismaRig kurze Freiheitsentziehung handelt, beanspruchen diese Ausfiihrungen dort
gleichermafen Geltung.

Eine mdgliche schéadliche Auswirkung des Freiheitsentzuges kann es auch sein, Opfer von Gewalt-
tatigkeiten zu werden: Auch im Vollzug des Jugendarrestes befinden sich junge Menschen mit ei-
ner Aggressionsproblematik, die unter Umstanden gerade zur Verhangung des Jugendarrestes
gefuhrt hat. Insbesondere aufkommende Frustration oder Wut Gber den Entzug der Freiheit im
Rahmen des Jugendarrestes bergen die Gefahr, dass sich diese negativen Empfindungen an Mit-
arrestantinnen oder Mitarrestanten entladen. Daher bestimmt Satz 2, dass Arrestantinnen und Ar-
restanten vor wechselseitigen Ubergriffen zu schiitzen sind. Auspragungen dieses Gestaltungs-
grundsatzes finden sich beispielsweise in den Regelungen uber die getrennte Unterbringung wéh-
rend der Ruhezeit, die Beschréankung der gemeinschaftlichen Unterbringung auRerhalb der Ruhe-
zeit oder die Einrichtung der Arrestrdume in nach Geschlechtern getrennte Bereiche.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 verpflichtet zur Beachtung der unterschiedlichen Lebenslagen und Bedirfnisse der Arres-
tantinnen und Arrestanten. Zu berticksichtigen sind insbesondere alters- und geschlechtsspezifi-
sche Besonderheiten sowie Besonderheiten, die sich aus der nationalen oder kulturellen Herkunft
ergeben kdnnen. Auspragung findet dieser Grundsatz z. B. bei der Trennung von mannlichen und
weiblichen Personen wahrend der Ruhezeiten oder bei der Einzelunterbringung der Arrestantinnen
und Arrestanten.
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Zu Absatz 5:

Bei minderjahrigen Arrestantinnen und Arrestanten endet der Erziehungsauftrag der Personensor-
geberechtigten nicht mit dem Arrestantritt. Absatz 5 sieht daher vor, dass sie in den Erziehungs-
prozess in der Jugendarrestanstalt einzubeziehen sind. Damit wird den in Artikel 6 des Grundge-
setzes (im Folgenden: GG) verankerten Rechten und Pflichten der Erziehungsberechtigten ent-
sprochen (vgl. BVerfG, a. a. O., Rn. 55). Umfang und Grenzen der Einbeziehung werden in den
einzelnen Vorschriften des Entwurfs bereichsspezifisch geregelt.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta beméngelt, die Anforderung, den Arrestvollzug erzieherisch auszugestalten, sei zu
unspezifisch. Es solle den Arrestantinnen und Arrestanten ermdglich werden, in eigener Verant-
wortung und Mundigkeit ein Leben in sozialer Verantwortlichkeit in einer demokratischen Gesell-
schaft einzuliben.

Dem wird nicht gefolgt. Die erzieherische Ausrichtung des Arrestvollzuges entspricht der Wertung
des Jugendgerichtsgesetzes. Die Ausgestaltung des Arrestvollzuges orientiert sich vor allem an
dem Erziehungsgedanken und dem Vollzugsziel geméaR 8 6. Dies schlief3t die Beruicksichtigung
der von der JVA Vechta genannten Ziele nicht aus.

Zu § 8 (Mitwirkung):
Zu Absatz 1:

Die Regelung in Absatz 1 hebt hervor, dass die Erreichung des Vollzugszieles die Mitwirkung der
Arrestantinnen und Arrestanten erfordert. Mit dieser Formulierung soll die Mitwirkungsnotwendig-
keit besonders betont, aber kein Mitwirkungsrecht und auch keine allgemeine Mitwirkungspflicht
der Arrestantinnen und Arrestanten begrindet werden. Der Entwurf verfolgt insoweit den Ansatz,
dass ein nachhaltig positiver Entwicklungsfortschritt am ehesten zu erzielen sein dirfte, wenn die
Arrestantin oder der Arrestant die Bereitschaft hat, sich zu verédndern. Gleichwohl setzt der Entwurf
nicht ausschlie3lich auf die Freiwilligkeit der jungen Menschen, an sich zu arbeiten. Vielmehr er-
geben sich aus den Regelungen des Teils 2 auch konkrete Einzelpflichten der Arrestantinnen und
Arrestanten: So sieht beispielsweise die Regelung in § 14 Abs. 2 Satz 2 vor, dass die Arrestantin
oder der Arrestant zur Teilnahme an den in der Forderplanung festgelegten Fordermal3nahmen
verpflichtet ist.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 sieht eine Verpflichtung der Vollzugsbehérde vor, die Bereitschaft der Arrestantinnen und
Arrestanten zur Mitwirkung zu wecken und zu férdern. Insoweit ist zu berlcksichtigen, dass die
jungen Menschen sich nur eine verhaltnisméaRig kurze Zeit im Arrest befinden, sodass eine Mitwir-
kung mdglichst von Beginn an erfolgen sollte. Doch auch in den Féllen, in denen keine oder nur
eine begrenzte Mitwirkungsbereitschaft besteht, sollen die jungen Menschen kontinuierlich ange-
sprochen und ihnen geeignete UnterstiitzungsmaRnahmen angeboten werden. Im Rahmen der
Teilnahme an den nach der jeweiligen Férderplanung verpflichtenden FérdermalRnahmen sollen
die Arrestantinnen und Arrestanten motiviert werden, sich mit den Inhalten der MalRnahme aktiv
auseinanderzusetzen sowie sich einzubringen, die Bereitschaft zur Veranderung zu entwickeln.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt begruf3t die Regelung, weil eine Mitwirkung unter den Bedingungen der
Unfreiheit allerhdchstens geweckt und gefordert werden kann.

Die JVA Vechta weist darauf hin, dass nur geweckt werden kdnne, was vorhanden sei und schlagt
daher eine dahin gehende Formulierung vor, die Arrestantin oder der Arrestant sei zu Giberzeugen,
an der Erreichung des Vollzugszieles mitzuwirken und dies sei zu férdern. Dem wird nicht gefolgt,
ein wesentlicher Unterschied zur Entwurfsfassung wird nicht gesehen. Zudem dirfte auch der Ver-
such einer Uberzeugung nur gelingen, wenn eine - zumindest minimale - Mitwirkungsbereitschaft
besteht.
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Zu 8§ 9 (Férdermanahmen):

Die Vorschrift bestimmt die Mittel, mit denen das Vollzugsziel zuvorderst erreicht werden soll.
Satz 1 verdeutlicht, dass hierzu FérdermalRnahmen durchzufiihren sind, in denen sich die Arres-
tantinnen und Arrestanten mit ihren individuellen Problembereichen auseinandersetzen. Es han-
delt sich insoweit um MaRnahmen, die auf Wissenszuwachs oder auf Verdnderung des Erlebens,
der Einstellung, der Kompetenz oder des Verhaltens abzielen. In der Regel werden solche Mal3-
nahmen auf Grundlage eines strukturierten Konzepts mit einer Gruppe von Arrestantinnen und Ar-
restanten durchgefuhrt. Durch das Gruppensetting selbst sollen die jungen Menschen - neben der
Auseinandersetzung mit dem jeweiligen spezifischen Thema - zugleich ihre Kompetenzen in den
Bereichen Kommunikation, angemessenes und respektvolles Gruppenverhalten sowie konstrukti-
ver Umgang mit Problemen und Konflikten verbessern. Die Regelung benennt tiberdies einen nicht
abschlieBenden Katalog von Problemfeldern, in denen sich in Praxis des Arrestvollzuges regelmaé-
RBig Forderbedarfe ergeben. Die Auseinandersetzung mit dem begangenen Unrecht stellt in Um-
setzung des allgemeinen Gestaltungsgrundsatzes nach § 7 Abs. 1 Satz 2 einen wesentlichen Bau-
stein fUr die Erreichung des Vollzugszieles dar: Um eine zukinftige Legalbewéhrung der Arrestan-
tinnen und Arrestanten zu fordern, ist es erforderlich, dass die jungen Menschen ihr Fehlverhalten,
welches Anlass fir die Verhdngung des Jugendarrestes gegeben hat, reflektieren. Hierzu zéhlen
namentlich die Auseinandersetzung mit der begangenen Straftat oder Ordnungswidrigkeit oder
dem Verstol3 gegen Weisungen, Auflagen oder Anordnungen. Dabei soll das Bewusstsein fiir den
dem Opfer zugefligten Schaden geweckt und geférdert werden. Zugleich ist den Arrestantinnen
und Arrestanten in geeigneter Weise zu vermitteln, dass sie Verantwortung fir ihr Verhalten Uber-
nehmen und die notwendigen Konsequenzen fir ihr kiinftiges Leben ziehen miissen. Dariiber hin-
aus sollen FérdermafRnahmen zukunftsgerichtet auf die Verbesserung der sozialen oder persoénli-
chen Kompetenzen abzielen. Hierzu zéhlen insbesondere soziale Trainings in Bereichen wie Ge-
waltprévention, Sucht oder Umgang mit Geld und Schulden. Weitere MaRnahmen kommen im Be-
reich der schulischen und beruflichen Entwicklung der Arrestantinnen und Arrestanten in Betracht
wie beispielsweise das Angebot von Schulunterricht, das Erproben handwerklicher Fertigkeiten
oder die Durchfiihrung eines Bewerbungstrainings. Férderungsbedarf ergibt sich regelméaRig auch
im Bereich der Gestaltung des alltdglichen Zusammenlebens und des Freizeitverhaltens, zumal
viele Arrestantinnen und Arrestanten ihre Freizeit in der Vergangenheit unstrukturiert verbracht ha-
ben und nicht selten infolge von Langeweile Straftaten begangen haben.

Zu § 10 (Unterstiitzungsmaflnahmen):

In einem erzieherisch ausgestalteten Jugendarrestvollzug sollen die Arrestantinnen und Arrestan-
ten dazu angehalten werden, ihre personlichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu
ordnen und zu regeln. Die Vorschrift in § 10 sieht zu diesem Zweck Hilfestellungen des Vollzuges
in Form von Unterstutzungsmafnahmen vor, die sich individuell an die einzelne Arrestantin oder
den einzelnen Arrestanten richten. Eine solche MaRnahme kann beispielsweise darin bestehen,
eine Arrestantin oder einen Arrestanten in dem Bemuihen zu unterstitzen, eine Stelle fur die Ab-
leistung von Arbeitsstunden zu finden oder sonst einen Kontakt zu Personen oder Stellen auRer-
halb des Vollzuges (Behorden, Beratungsstellen, o. A.) herzustellen. Die Hervorhebung in Satz 1
Halbsatz 2, dass die jungen Menschen dabei zu einer eigenstandigen und selbsténdigen Lebens-
fuhrung angeleitet werden sollen, verdeutlicht, dass die Arrestantinnen und Arrestanten ihre Be-
lange in erster Linie selbst ordnen und regeln sollen. Die Vorschrift zielt dementsprechend nicht
darauf ab, den jungen Menschen die Organisation ihrer Angelegenheiten abzunehmen. Im Gegen-
satz zu den FérdermaBnahmen sind die Arrestantinnen und Arrestanten nicht verpflichtet, angebo-
tene UnterstiitzungsmafRnahmen anzunehmen. Satz 2 greift die Vorschriften des § 3 und des § 7
Abs. 1 Satz 1 auf und sieht vor, dass der Arrestantin oder dem Arrestanten auch Forder- und Hilfs-
angebote aul3erhalb des Vollzuges aufgezeigt und sie oder er bei der Kontaktaufnahme unterstitzt
werden soll. Satz 3 hebt in diesem Zusammenhang die Benennung von Stellen und Einrichtungen
zur Durchfuhrung eines Téater-Opfer-Ausgleichs hervor, nachdem insbesondere im Rahmen der
FordermaBnahmen eine Auseinandersetzung mit den Folgen des Fehlverhaltens, bei Straftaten
insbesondere mit den Auswirkungen fur das Opfer, erreicht werden soll.

39



Niederséachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/4111

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt und die LAG Ambulante Sozialpad. Angebote begrif3en die Forder- und
UnterstiitzungsmalRnahmen nach den 88 9 und 10, insbesondere die Durchfiihrung des Tater-
Opfer-Ausgleichs.

Zu § 11 (Verstol3 gegen Weisungen, Auflagen oder Anordnungen):
Zu Absatz 1:

Neben der Verhadngung des Jugendarrestes als unmittelbare Ahndung einer Straftat kann Jugend-
arrest auch nachtraglich im Wege des Beschlusses verhangt werden, wenn die jungen Menschen
Weisungen nach § 10 JGG oder Auflagen nach § 15 Abs. 1 JGG schuldhaft nicht erflllen. In die-
sen Fallen bleibt auch nach Verhangung und Vollstreckung des Jugendarrestes die Pflicht beste-
hen, die Weisungen oder Auflagen zu erfullen. Vor diesem Hintergrund sieht die Regelung in § 11
Abs. 1 vor, dass die Grunde fur die Nichtbefolgung von Weisungen oder die Nichterfullung von
Auflagen mit der Arrestantin oder dem Arrestanten aufgearbeitet werden sollen. Mit Blick auf das
Vollzugsziel des Jugendarrestes sowie die allgemeinen Gestaltungsgrundsétze sollen den jungen
Menschen ihre Pflichten verdeutlicht werden, wozu insbesondere die Einhaltung der Rechtsord-
nung gehort.

Zu Absatz 2:

Da auch nach der Entlassung aus dem Vollzug des Jugendarrestes die Pflicht bestehen bleibt, er-
teilten Weisungen nachzukommen oder Auflagen zu erfillen, soll die Bereitschaft der Arrestantin
oder des Arrestanten hierzu geweckt und geférdert werden.

Zu Absatz 3:

Jugendarrest kann auch wegen des Nichtbefolgens von Anordnungen nach § 98 Abs. 1 OWIG
verhangt worden. Absatz 3 bestimmt daher die entsprechende Anwendung der Absatze 1 und 2.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt verfolgt vorrangig das Ziel, Nichtbefolgungsarreste ganz abzuschaffen.
Als positiv wird aber die Mdglichkeit bewertet, die Erfilllung von Weisungen und Auflagen im Arrest
nachholen zu kénnen. Sowohl die LAG Freie Wohlfahrt als auch die LAG Ambulante Sozialpad.
Angebote pladieren dafir, dass die Erfillungspflicht hinsichtlich der Weisung oder Auflage im Fall
eines Nichtbefolgungsarrestes erlassen werden musse.

Die Befreiung von der Erfullung einer Weisung oder Auflage nach Vollzug eines Nichtbefolgungs-
arrestes ist vollstreckungsrechtlicher Natur und kann im Rahmen des vorliegenden Gesetzentwurfs
nicht geldst werden, zumal das Vollstreckungsrecht in Form des Jugendgerichtsgesetzes weiterhin
der Bundesgesetzgebung unterfallt.

Zu § 12 (Vorbereitung auf die Bewéhrungszeit):

Mit dem Gesetz zur Erweiterung der jugendgerichtlichen Handlungsmdglichkeiten vom
4. September 2012 wurde mit der Regelung in § 16 a JGG die Mdglichkeit eingefiihrt, neben einer
zur Bewahrung ausgesetzten Jugendstrafe auch Jugendarrest anzuordnen. Die Regelung in § 12
sieht insoweit vor, dass fiir diese Arrestart der Vollzug dazu dient, die Arrestantin oder den Arres-
tanten auf die Bewahrungszeit vorzubereiten.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die DVJJ sieht die Bestimmung als zu unbestimmt an und fordert die Einbeziehung der Bewéh-
rungshilfe in die vorbereitende Arbeit durch persdnliche Kontaktaufnahme mit dem zukinftigen Kili-
enten in den Arrestanstalten, wie es auch die AV des MJ vom 23. Dezember 2013 (Az.: 4206-
403.89; Nds. Rpfl. 2014 S. 46) vorsehe.

Eine gesetzliche Normierung dirfte allein dem Bundesgesetzgeber obliegen. Sie ist auch nicht er-
forderlich, da die Zusammenarbeit bereits in der vorbezeichneten AV ausreichend geregelt ist.
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Zum Zweiten Kapitel (Planung und Verlauf des Vollzuges):
Das Zweite Kapitel enthélt Regelungen zur Planung und zum Verlauf des Arrestvollzuges.
Zu § 13 (Aufnahme in die Anstalt):

Die Vorschrift normiert das Aufnahmeverfahren. Der Entwurf regelt nicht die Aufnahme von
schwangeren Arrestantinnen, weil davon ausgegangen wird, dass 8 5 Abs. 3 der Jugendarrestvoll-
zugsordnung (JAVollzO) als vollstreckungsrechtliche Regelung auch nach Inkrafttreten dieses Ge-
setzes fortgilt.

Zu Absatz 1:

Nach Satz 1 ist mit der Arrestantin oder dem Arrestanten im Rahmen der Aufnahme unverziglich
ein Zugangsgesprach zu fuhren. Das Zugangsgesprach dient dem Zweck, erforderliche Erstinfor-
mationen Uber die gegenwartige Lebenssituation, insbesondere uber die psychische und physi-
sche Verfassung zu erhalten und personliche Schwierigkeiten und Probleme der Arrestantin oder
des Arrestanten festzustellen. Satz 2 bestimmt, dass die Arrestantin oder der Arrestant Uber ihre
oder seine Rechte und grundlegende Fragen der Vollzugsgestaltung zu informieren ist. Hierzu
dient insbesondere auch das Zuganglichmachen der Hausordnung nach § 71 Abs. 3.

Zu Absatz 2:

Satz 1 sieht vor, dass die Arrestantin oder der Arrestant und ihre oder seine Sachen durchsucht
werden dirfen, wobei die Regelungen nach 8 39 zu beachten sind. Satz 2 regelt die alsbaldige
arztliche Untersuchung. Zur arztlichen Untersuchung gehort auch die Einschatzung der Suizidge-
fahr.

Zu Absatz 3:

Satz 1 bestimmt, dass andere Arrestantinnen oder Arrestanten wahrend der gesamten Aufnahme
nicht anwesend sein durfen. Dadurch sollen namentlich die Intimsphére gewahrt und die personli-
chen Daten der Arrestantin oder des Arrestanten geschitzt werden. Satz 2 verpflichtet die Voll-
zugsbehdorde, eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher zuzuziehen, wenn es die Verstandigung
mit der Arrestantin oder dem Arrestanten erfordert. Soweit erforderlich, ist die Zuziehung einer
Dolmetscherin oder eines Dolmetschers unverziiglich zu veranlassen.

Zu Absatz 4:

Nach Satz 1 sind die Personensorgeberechtigten, die Vollstreckungsleiterin oder der Vollstre-
ckungsleiter und das Jugendamt von der Aufnahme zu unterrichten. Die Jugendgerichtshilfe ist
gesondert zu informieren, auch wenn die Verantwortung fur die Jugendgerichtshilfe den Jugend-
amtern obliegt. Zumeist wird die Jugendgerichtshilfe jedoch von freien Tragern ausgeibt, sodass
die gesonderte Unterrichtung in Anbetracht der kurzen Verweildauer eine rechtzeitige Unterrich-
tung der zustandigen Stelle sicherstellt. Fir den Fall einer laufenden Bewahrung wird diese Infor-
mationspflicht nach Satz 2 auf die Bewahrungshilfe ausgedehnt.

Zur Verbandsbeteiligung:

Der VNSB schlagt vor, die Arrestantin oder den Arrestanten auch Uber ihre oder seine Pflichten zu
unterrichten. Die Landesregierung folgt diesem Vorschlag; er entspricht den Regelungen des Nie-
dersachsischen Justizvollzugsgesetzes (NJVollzG) und des Niedersachsischen Sicherungsver-
wahrungsvollzugsgesetzes(Nds. SVVollzG). Der Entwurf ist insoweit angepasst worden.

Zu § 14 (Forderplanung):

Die Vorschrift regelt die Forderplanung und Aufstellung des Forderplanes. Der Férderplan dient
sowohl den Arrestantinnen und Arrestanten als auch den Justizvollzugsbediensteten als Orientie-
rungsrahmen fur den Ablauf des Arrestvollzuges, die Ausgestaltung namentlich der Foérder- und
Unterstiitzungsmaflnahmen und auch fur die Vermittlung von Férder- und Hilfsangeboten nach der
Entlassung und ist dadurch fiir die Erreichung des Vollzugszieles von zentraler Bedeutung.

Der Entwurf sieht mit Rucksicht auf die kurze Vollzugsdauer keine Verpflichtung zur Fortschrei-
bung des Forderplanes vor. Die Fortschreibung des Forderplanes steht jedoch im pflichtgemaien
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Ermessen der Vollzugsbehdrde. Soweit sich im Vollzugsverlauf bei einzelnen Arrestantinnen oder
Arrestanten neue Erkenntnisse ergeben, die namentlich die Teilnahme an anderen als den ur-
springlich vorgesehenen FérdermaflRnahmen erfordern, kann das Ermessen auf Null reduziert sein
- mit der Folge, dass die Vollzugsbehérde verpflichtet ist, den Férderplan fortzuschreiben.

Zu Absatz 1:

Satz 1 verpflichtet die Vollzugsbehdrde zur unverziiglichen Aufstellung eines Férderplanes nach
der Aufnahme. Satz 2 enthalt einen nicht abschlieBenden Katalog der zur Aufstellung des Forder-
planes notwendigen Daten, wobei das ,begangene Unrecht“ auch solche Handlungen umfasst, die
eine Ordnungswidrigkeit sind. Im Fall des Vollzuges von Nichtbefolgungs- oder Ungehorsamsar-
rest sind auch die Grinde fur Versté3e gegen richterliche Weisungen, Auflagen oder Anordnun-
gen zu ermitteln. Dartber hinaus kommt die Erhebung solcher Daten in Betracht, die fur die Pla-
nung und Ausgestaltung des Jugendarrestes neben Jugendstrafe (§ 16 a JGG) von Bedeutung
sind. Nach Satz 3 sind Erkenntnisse aus dem Zugangsgesprach und aus den Vollstreckungsunter-
lagen bei der Forderplanung zu beriicksichtigen. Um eine aktive Teilnahme der Arrestantin oder
des Arrestanten an der Forderplanung zu erreichen, bestimmen die Sétze 4 und 5, dass die Arres-
tantin oder der Arrestant an der Aufstellung des Forderplanes zu beteiligen und zu Anregungen
und Vorschlagen zu ermutigen ist sowie Letztere beriicksichtigt werden sollen, soweit dies mit dem
Vollzugsziel nach § 6 vereinbar ist.

Zu Absatz 2:

Satz 1 stellt klar, dass der Forderplan den individuellen Férderbedarf abzubilden und die zur Errei-
chung des Vollzugszieles erforderlichen FérdermalRnahmen nach § 9 Satz 1 zu benennen hat.
Satz 2 normiert wegen der Bedeutung der FérdermafBnahmen fir die Erreichung des Vollzugszie-
les die Verpflichtung der Arrestantin oder des Arrestanten, an den im Fdrderplan benannten For-
dermalBnahmen teilzunehmen. Demgegenuber ist die Teilnahme an den in Absatz 3 genannten
MafRnahmen nicht verpflichtend. Die Bereitschaft, auch an diesen MaRnahmen teilzunehmen, ist
erforderlichenfalls zu wecken und zu fordern (8§ 8 Abs. 2).

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bestimmt, (iber welche MalZnahmen der Forderplan mindestens Angaben enthalten muss
und unterstreicht das besondere Gewicht von Férdermaflinahmen im Verhdltnis zu den sonstigen
MaRBnahmen des Mindestkatalogs. Nummer 1 schreibt Angaben zu UnterstitzungsmafRnahmen
nach § 10 vor. Hierzu zahlen auch die Férderung von Au3enkontakten und die Vermittlung von ex-
ternen Forder- und Hilfsangeboten. Nummer 2 verlangt Angaben uber Malinahmen zur Erfillung
von Weisungen, Auflagen und Anordnungen des Gerichts oder Uber entsprechende Vorberei-
tungsmafinahmen. Die Erfullung von Weisungen und Auflagen, insbesondere nach den §8 10, 15
und 23 JGG sowie von Anordnungen nach § 98 OWiG kann zur Verkirzung und Vermeidung der
Vollstreckung von Jugendarrest beitragen. Ferner kommt auch die Erfillung von Weisungen und
Auflagen in Betracht, die fiir die Dauer der Bewéahrungszeit (8 23 JGG) in anderen Verfahren erteilt
worden sind. Nummer 3 verlangt Angaben zu Freizeit- und Sportangeboten (vgl. 8§35
Abs. 1 und 2). Nummer 4 verlangt Angaben zu Aufenthalten au3erhalb der Anstalt (8 15). In Be-
tracht kommen z. B. Ausgénge, die ihrerseits MaRnahmen zur Erfillung von Weisungen, Auflagen
und Anordnungen nach Nummer 2 ermdglichen, etwa die Teilnahme an einem externen sozialen
Trainingskurs oder an einem Verkehrsunterricht auRerhalb der Jugendarrestanstalt. Mit Rucksicht
auf die kurze Dauer des Jugendarrestes soll mit der Entlassungsvorbereitung schon friihzeitig be-
gonnen werden. Nummer 5 verlangt daher Angaben tber MaBnahmen zur Vorbereitung der Ent-
lassung in dem zu Beginn des Vollzuges aufzustellenden Forderplan. In Betracht kommen z. B.
Angaben Uber die Beschaffung von Ausweispapieren und einer Unterkunft, die Bereitstellung von
Fahrkarten fur die Heimreise oder iber die Kontaktaufnahme zur Arbeitsvermittlung.

Zu Absatz 4:

Satz 1 bestimmt, dass die Vollzugsbehérde den aufgestellten Forderplan mit der Arrestantin oder
dem Arrestanten zu erértern und ihr oder ihm auszuhandigen hat. Hierdurch wird der Arrestantin
oder dem Arrestanten verdeutlicht, welcher Férderbedarf besteht, wie der Vollzug ausgestaltet wird
und welche MaRBnahmen nach der Entlassung aus Sicht der Vollzugsbehoérde noch erforderlich
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sind. Die Aushandigung des Foérderplanes dient auch dem Rechtsschutzinteresse der Arrestantin
oder des Arrestanten. Satz 2 sieht vor, dass der Férderplan mit den Personensorgeberechtigten zu
erdrtern und ihnen in schriftlicher Form zu Ubersenden ist, soweit sie dies verlangen. Die Ertrte-
rung kann auch telefonisch erfolgen.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt beflrwortet die gesetzliche Regelung zur Erstellung eines Forderplanes,
weist jedoch darauf hin, dass es hierfir padagogischer Kenntnisse bedarf. Zudem spricht sich die
LAG Freie Wohlfahrt fur eine wissenschaftliche Begleitung des Arrestvollzuges zur Untersuchung
der Riickfallquote aus. Ein Anderungsbedarf wird nicht gesehen. Der Entwurf tragt den Anliegen
der LAG Freie Wohlfahrt insbesondere dadurch Rechnung, dass § 67 eine besondere Eignung der
Justizvollzugsbediensteten verlangt und § 74 fur den Jugendarrestvollzug die Evaluation verpflich-
tend einflhrt.

Die LAG Ambulante Sozialpdd. Angebote beméngelt, dass die Arrestantinnen und Arrestanten
nach § 14 Abs. 2 Satz 2 verpflichtet sind, an Férdermaf3nahmen teilzunehmen, und wegen ent-
sprechender PflichtenverstéRe Disziplinarmalinahmen nach § 49 verhangt werden kénnen. Die
Landesregierung teilt diese Kritik nicht. Es ist zwar richtig, dass nur fir Férdermanahmen nach
§ 9, nicht aber auch fur Unterstitzungsmafinahmen nach § 10 eine Teilnahmepflicht vorgesehen
ist. Die Normierung einer Teilnahmepflicht fir FérdermaRnahmen entspricht indes der Bedeutung
dieser MaBnahmen fur die Erreichung des Vollzugszieles nach 8 6. Allerdings muss die Weigerung
der Arrestantin oder des Arrestanten, an einer Fordermal3nahme teilzunehmen, nicht sogleich zur
Anordnung einer Disziplinarmafnahme fiihren. Vielmehr bieten sich hierfur zunéchst Gespréache
mit der Arrestantin oder dem Arrestanten an, um ihre oder seine Bereitschaft zur Teilnahme an der
FordermaBnahme zu wecken oder zu unterstiitzen (vgl. § 8 Abs. 2). Kommt die Arrestantin oder
der Arrestant sodann ihrer oder seiner Teilnahmepflicht nach, kann dies im Rahmen der Ermes-
sensausiibung nach § 49 Abs. 1 Satz 1 zugunsten der Arrestantin oder des Arrestanten bertick-
sichtigt werden.

Der VNSB fordert, dass auch die Teilnahme an den Unterstiitzungsmaf3nahmen verpflichtend sein
sollte. Dem wird nicht gefolgt, weil den UnterstiitzungsmafBnahmen nicht die gleiche Bedeutung
wie den FérdermafRnahmen fur die Erreichung des Vollzugszieles zukommt.

Zu § 15 (Aufenthalte auRerhalb der Anstalt):

Die Vorschrift schafft die vollzugsrechtlichen Voraussetzungen fur Aufenthalte der Arrestantinnen
oder Arrestanten aufBerhalb der Anstalt. Zwar spricht die kurze Dauer des Arrestes dafir, dass sich
die Arrestantinnen oder Arrestanten grundsatzlich in der Anstalt aufhalten und dort die angebote-
nen MalRnahmen wahrnehmen sollen. Zur Erreichung des Vollzugszieles kann es jedoch angezeigt
sein, dass die Arrestantin oder der Arrestant an MalBnahmen aulRerhalb der Anstalt teilnimmt und
hierzu die Anstalt verlasst. In Betracht kommt namentlich die Teilnahme an externen schulischen
und beruflichen MaRnahmen, Freizeit- und Sportangeboten und sonstigen externen Férder- und
HilfsmafRnahmen (z. B. Sucht-, Schuldner- und Berufsberatung) sowie an MaRnahmen, die der Er-
fullung von gerichtlichen Auflagen, Weisungen und Anordnungen dienen, wobei die Erflllung auch
solcher Pflichten gemeint ist, die der Arrestantin oder dem Arrestanten in anderer Sache gericht-
lich auferlegt worden sind.

Zu Absatz 1:

Zur Erreichung des Vollzugszieles ermdglicht Absatz 1 ein voriibergehendes Verlassen der Anstalt
im Wege des Ausgangs, des Begleitausgangs oder der Ausfiihrung, wobei bei einem Begleitaus-
gang als zugelassene Begleitung sowohl Bedienstete als auch externe Personen in Betracht
kommen. Bei der Priifung der tatbestandlichen Voraussetzung ,zur Erreichung des Vollzugszieles*
ist namentlich der im Forderplan festgelegte individuelle Férderbedarf zu beriicksichtigen. Im
Rahmen der Ermessensausiibung sind auch Flucht- und Missbrauchsgefahren zu erwagen, die
insbesondere der Gewahrung von Ausgangen und Begleitausgangen entgegenstehen kdénnen.
Soweit aus Griinden der Flucht- und Missbrauchsgefahr sowohl unbegleitete als auch begleitete
Ausgénge versagt werden, kommt die Gewahrung einer Ausfiihrung in Betracht, wenn unter Auf-
sicht Justizvollzugsbediensteter der Gefahr wirksam entgegengewirkt werden kann. Bei der Aus-
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Ubung des Ermessens kann namentlich der Personalaufwand und die Bedeutung der Ausfiihrung
fur die Erreichung des Vollzugszieles in die gebotene Abwégung einbezogen werden. Soweit Ju-
gendarrest neben Jugendstrafe zu vollziehen ist, wird insbesondere zu berlcksichtigen sein, ob
und inwieweit mit einem Aufenthalt auRerhalb der Anstalt ,schadliche Einflisse” aus dem Lebens-
umfeld der Arrestantin oder des Arrestanten verbunden sind und daher der Mal3nahme der Anord-
nungsgrund des 8 16 a Abs. 1 Nr. 2 JGG entgegensteht.

Zu Absatz 2:

Satz 1 regelt die Gewahrung von Aufenthalten auBerhalb der Anstalt nach Absatz 1 aus wichtigem
Anlass. Im Unterschied zu Absatz 1 ist hierfur nicht erforderlich, dass die Gewéhrung der MalR3-
nahme der Erreichung des Vollzugszieles dient. Nach Satz 2 sind wichtige Anlasse z. B. die le-
bensgeféhrliche Erkrankung oder der Tod einer oder eines Angehdrigen und die Teilnahme an ei-
nem gerichtlichen Termin. Ferner kommen namentlich die Vorstellung bei einer Arztin oder einem
Arzt und die Wahrnehmung wichtiger personlicher und rechtlicher Angelegenheiten in Betracht,
soweit sich die Angelegenheit nur auerhalb der Anstalt regeln lasst. Satz 3 Halbsatz 1 bestimmt,
dass die Arrestantin oder der Arrestant auf Ersuchen eines Gerichts oder einer Staatsanwaltschaft
vorgefiihrt wird. Satz 3 regelt auch die Vorfiihrung als Zeugin oder Zeuge.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 regelt die Ausfiihrung ohne Zustimmung der Arrestantin oder des Arrestanten aus be-
sonderem Grund. In Betracht kommt die aus medizinischen Griinden notwendige ambulante Vor-
stellung bei einer Arztin oder einem Arzt auBerhalb der Anstalt.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 schafft die Rechtsgrundlage fur die Erteilung von Weisungen, die im Einzelfall fir die na-
here Ausgestaltung und Strukturierung eines Aufenthaltes auRerhalb der Anstalt erforderlich sind.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt pladiert dafir, im Fall einer stabilisierenden Beschéftigung von der Voll-
streckung des Arrestes abzusehen, ansonsten wird die Regelung fiir sinnvoll erachtet. Diesem An-
derungswunsch kann mangels Zustandigkeit fir die Regelung der Vollstreckung nicht nachge-
kommen werden.

Zu § 16 (Verlegung, Uberstellung, Ausantwortung):
Die Vorschrift regelt die Verlegung, Uberstellung und Ausantwortung.
Zu Absatz 1:

Absatz 1 normiert die Voraussetzungen, unter denen die Arrestantin oder der Arrestant in eine an-
dere als die im Vollstreckungsplan (8 73) vorgesehene und fir den Vollzug des Jugendarrests zu-
sténdige Anstalt verlegt oder Uberstellt werden kann. Dabei geht der Entwurf davon aus, dass der
Jugendarrest grundsétzlich in der nach dem Vollstreckungsplan zustandigen Anstalt zu vollziehen
ist. Daher kénnen Arrestantinnen und Arrestanten nur aus zwingenden Griinden der Vollzugsorga-
nisation oder aus anderen wichtigen Grinden in eine andere Anstalt verlegt oder Uberstellt wer-
den. Zur Vollzugsorganisation zahlen z. B. Vollstreckungsplananderungen, SchlieBungen oder
UmbaumafRnahmen. Als andere wichtige Griinde kommen z. B. voriibergehende Engpasse bei der
Haftraumkapazitat oder die Vermeidung von schadlichen Einflissen im Sinne von § 16 a Abs. 1
Nr. 2 JGG in Betracht.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 bestimmt, dass der Transport zum Zweck der Verlegung oder Uberstellung nicht zusam-
men mit Personen erfolgen darf, an denen andere Freiheitsentziehungen vollzogen werden. Die
Regelung bezweckt, Arrestantinnen oder Arrestanten vom (blichen Gefangenentransport auszu-
nehmen.
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Zu Absatz 3:

Absatz 3 schafft auf dem Gebiet des Jugendarrestvollzuges die gesetzliche Grundlage fir die
Ausantwortung. Satz 1 bestimmt, dass die Ausantwortung der Arrestantin oder des Arrestanten in
den Gewahrsam einer anderen Behorde dann zulassig ist, wenn die Arrestantin oder der Arrestant
zustimmt und der Zweck der Uberlassung in der Erfillung der Aufgaben der um die Uberlassung
ersuchenden Behdrde liegt. Nach Satz 2 ist eine Ausantwortung auch ohne Zustimmung der Arres-
tantin oder des Arrestanten zulassig, wenn die ersuchende Behdérde berechtigt ware, das Erschei-
nen der Arrestantin oder des Arrestanten zwangsweise durchzusetzen. Diese Berechtigung ergibt
sich aus den Rechtsvorschriften, die fur die Aufgabenerfullung der ersuchenden Behdrde Anwen-
dung finden. Satz 3 stellt klar, dass die ersuchende Behodrde auch die Verantwortung fir die Siche-
rung des Gewahrsams und flr das Vorliegen der Voraussetzungen des Satz 2 tragt.

Zu Absatz 4:

Die Vorschrift verweist auf die Regelung des 8§ 13 Abs. 4 und gewahrleistet auch fur den Fall einer
Verlegung oder erforderlichenfalls Uberstellung, dass die Personensorgeberechtigten inre Rechte
und Pflichten wahrnehmen sowie das Jugendamt und die Bewahrungshilfe ihre Aufgaben erfiillen
koénnen.

Zum Dritten Kapitel (Aufenthalt, Unterbringung, Kleidung und Verpflegung):

Das Dritte Kapitel enthé@lt Normen Uber den Aufenthalt und die Unterbringung der Arrestantinnen
und Arrestanten sowie Uber deren Kleidung, Verpflegung und den Einkauf.

Zu § 17 (Aufenthalt aul3erhalb der Ruhezeit):

Die Bestimmung regelt den Aufenthalt der Arrestantinnen und Arrestanten auRerhalb der Ruhezeit.
Die Vorschrift sieht grundsétzlich einen gemeinschaftlichen Aufenthalt der jungen Menschen vor
und bildet damit die Vollzugspraxis in den Anstalten ab: Wéahrend des uUberwiegenden Teils des
Tages finden in den Anstalten Forder- oder FreizeitmaBnahmen in Gemeinschaft statt, wodurch
die Arrestantinnen und Arrestanten auch ihre Kompetenzen in den Bereichen Gruppen- und Sozi-
alverhalten sowie Kommunikation verbessern sollen. Zugleich tragt die Bestimmung aber der prak-
tischen Notwendigkeit Rechnung, den gemeinschaftlichen Aufenthalt in bestimmten Fallen ein-
schranken zu kdnnen: So sieht Nummer 1 im Interesse eines geordneten Zusammenlebens in der
Anstalt die Méglichkeit zur Einschrankung vor, wenn zu befiirchten ist, dass Arrestantinnen und Ar-
restanten einen schéadlichen Einfluss auf andere ausuben. Weiter kommt nach Nummer 2 eine
Einschrankung aus Grunden der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt in Betracht.

Zu § 18 (Unterbringung wahrend der Ruhezeit):

Satz 1 schreibt den Grundsatz der Einzelunterbringung der Arrestantinnen und Arrestanten wéh-
rend der Ruhezeit fest. Satz 2 lasst hiervon abweichend eine gemeinschaftliche Unterbringung von
zwei Arrestantinnen oder zwei Arrestanten gleichen Geschlechts zu, um schéadlichen Folgen der
Freiheitsentziehung entgegenzuwirken. Erforderlich hierfur ist allerdings die Zustimmung der bei-
den Betroffenen. In Betracht kommt eine solche gemeinschaftliche Unterbringung von vornherein
nur dann, wenn von der gemeinschaftlichen Unterbringung selbst keine schadlichen Folgen zu er-
warten stehen. Die Regelung kann in der Praxis beispielsweise greifen, wenn eine Arrestantin oder
ein Arrestant zu Beginn des Arrestvollzuges erhebliche Schwierigkeiten mit der Einzelunterbrin-
gung wahrend der Ruhezeit hat und von der gemeinschaftlichen Unterbringung eine stabilisierende
Funktion erwartet wird.

Zu § 19 (Kleidung):

Satz 1 sieht vor, dass die Arrestantinnen und Arrestanten regelmaRig Privatkleidung tragen und
eigene Wasche und Bettwasche benutzen. Dies entspricht der Vollzugswirklichkeit in den Arrest-
anstalten in Niedersachsen. Begrenzt wird dieses Recht jedoch insoweit, als hierdurch weder das
Vollzugsziel noch die Sicherheit und Ordnung der Anstalt beeintrachtigt werden darf. Mit dieser
Regelung soll beispielsweise verhindert werden, dass Arrestantinnen und Arrestanten Bekleidung
mit gewaltverherrlichenden Aufschriften oder mit zu einer extremistischen Szene zugehdrigen
Symbolen tragen. Satz 2 sieht ferner die Moglichkeit vor, von der Vollzugsbehérde auf Antrag Klei-
dung, Wasche sowie Bettzeug erhalten zu kénnen.
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Zu § 20 (Verpflegung, Einkauf):
Zu Absatz 1:

In Auspragung des Firsorgegrundsatzes ist die Vollzugsbehdrde fir eine gesunde Erndhrung der
Arrestantinnen und Arrestanten verantwortlich und hat diese sicherstellen. Bei Bedarf erhélt die Ar-
restantin oder der Arrestant auf arztliche Anordnung besondere Verpflegung. Zudem ist es zu er-
moglichen, Speisevorschriften der eigenen Religionsgemeinschaft zu befolgen.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 steht es im pflichtgemaRen Ermessen der Vollzugsbehérde, Arrestantinnen und Ar-
restanten die Teilnahme am Einkauf aus einem von ihr vermittelten Angebot zu ermdglichen. Aus
der Vorschrift folgt kein Recht der Arrestantinnen und Arrestanten zum Einkauf. Ebenso wenig be-
steht bei Ermoglichung des Einkaufs ein Anspruch auf Aufnahme bestimmter Produkte in das von
der Anstalt vermittelte Angebot.

Zu Kapitel 4 (Besuche, Schriftwechsel, Telekommunikation und Pakete):

Kapitel 4 beinhaltet die Regelungen zu den Aufenkontakten der Arrestantinnen und Arrestanten
mit Personen und Stellen auBerhalb der Anstalt.

AuRenkontakte kdnnen nach MaRRgabe der nachfolgenden Bestimmungen durch Besuche, Schrift-
wechsel, Telefongesprache, andere durch die Aufsichtsbehdrde zugelassene Formen der Tele-
kommunikation und durch den Empfang von Paketen hergestellt und gepflegt werden. Sie dienen
einerseits der Vermeidung von schédlichen Folgen der Freiheitsentziehung (vgl. § 7 Abs. 3), die
sich aus der Trennung der Arrestantinnen und Arrestanten aus ihrem gewohnten sozialen Umfeld
und dem erzwungenen Alleinsein ergeben koénnten (vgl. BVerfG, Urteil v. 31. Mai 2006 - 2 BvR
1673/04 und 2 BvR 2402/04 - juris, dort Rn. 54), kdnnen andererseits aber auch zur Schaffung,
Aufrechterhaltung und Starkung familiarer und anderer sozialer Beziehungen beitragen.

Zu § 21 (Besuche):
§ 21 des Entwurfs regelt das Besuchsrecht.
Zu Absatz 1:

Die Regelung in Satz 1 normiert das Recht der Arrestantinnen und Arrestanten, Besuch von ihren
Personensorgeberechtigten empfangen zu durfen. Die Regelung bericksichtigt die grundrechtlich
geschutzte Position aus Artikel 6 Abs. 2 und 3 GG und verzichtet deshalb im Unterschied zu der
Regelung in § 20 Abs. 1 Satz 2 JAVollzO darauf, Besuche auch von Personensorgeberechtigten
auf dringende Falle begrenzen zu kénnen.

Die Regelung sieht eine vorherige Anmeldung der Besuche vor, um im Wesentlichen eine bessere
Koordinierung der Besuche gewéhrleisten zu kdnnen. Vergebliche Anreisen von Besuchern sollen
hierdurch vermieden werden. Zugleich bietet eine Anmeldung die Méglichkeit der Kontaktaufnah-
me zu den Bezugspersonen der Arrestantinnen und Arrestanten, um die gewiinschte Férderung zu
unterstiitzen. Dies betrifft insbesondere einen Kontakt zu den Personensorgeberechtigten.

Die Regelung in Satz 2 erweitert das Besuchsrecht auf weitere Personen, deren Besuche zugelas-
sen werden sollen, wenn sie die Erreichung des Vollzugszieles fordern. MaRgeblich fir die Zulas-
sung oder Versagung eines Besuches ist danach nicht dessen Dringlichkeit (vgl. § 22 Abs. 1
Satz 1 JAVollzO), sondern dessen Bedeutung fir die Erreichung des Vollzugszieles. Steht zu be-
furchten, dass Besucher einen schéadlichen Einfluss auf Arrestantinnen oder Arrestanten haben
kénnten, sind diese Besuche nicht zuzulassen, da sie die Erreichung des Vollzugszieles nicht for-
dern wirden.

Satz 3 regelt, dass Besuche nach den Satzen 1 und 2 nicht am Tag der Aufnahme, den beiden da-
rauf folgenden Tagen und am Tag der Entlassung erfolgen sollen. Die Regelung tragt den Erfah-
rungen der Vollzugspraxis Rechnung, dass es Arrestantinnen und Arrestanten eher gelingt, ein
vertrauensvolles Verhéltnis zu den Bediensteten aufzubauen und sich auf Férder- und Unterstit-
zungsmafinahmen der Anstalt einzulassen, wenn sie voriibergehend von ihrem gewohnten sozia-
len Umfeld abgeschirmt werden. Da diese Abschirmung im Spannungsverhaltnis zu den Rechten
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insbesondere aus Artikel 6 Abs. 2 und 3 GG steht, ist sie auf wenige Tage begrenzt und lasst eine
Durchbrechung im Ausnahmefall zu. Besuche am Entlassungstage sollen ebenfalls nicht erfolgen,
da solche Besuche die Ablaufe in der Anstalt nicht unerheblich erschweren wiirden und zur Ver-
meidung von schédlichen Folgen der Freiheitsentziehung in der Regel nicht mehr erforderlich sein
durften. In begriindeten Einzelféllen kénnen auch insoweit Ausnahmen zugelassen werden.

Eine Begrenzung fur Besuche enthélt auch die Regelung in Satz 4. Danach soll die Gesamtdauer
der Besuche nach den Sétzen 1 und 2 zwei Stunden in der Woche nicht Gberschreiten. Auch diese
Regelung soll gewahrleisten, dass sich die Arrestantinnen und Arrestanten madglichst umfanglich
auf die Forder- und UnterstitzungsmafBnahmen der Anstalt einlassen und auch an sonstigen
MafRnahmen der Anstalt teilnehmen kénnen. Keine Anwendung findet die zeitliche Begrenzung in
Satz 4 auf Kontakte mit Behdrden und Stellen, mit denen nach MaRRgabe der Regelung in § 3 zu-
sammengearbeitet wird.

Satz 5 bestimmt, dass die Besuchszeiten in der Hausordnung zu regeln sind.
Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt, dass Besuche nach den Absétzen 1 und 2 aus Griinden der Gefahrdung von Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt untersagt werden kénnen. Zur Sicherheit z&hlt dabei insbeson-
dere auch die Gewahrleistung des Kindeswohls. Besuche auch von Personensorgeberechtigten
nach Absatz 1 Satz 1 kénnen somit untersagt werden, wenn eine Kindeswohlgeféahrdung zu be-
furchten stunde.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bestimmt, dass der Besuch einer Person von deren Durchsuchung abhéngig gemacht
und die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Personen begrenzt werden kann,
wenn dies zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist.

Zu § 22 (Besuche von Verteidigerinnen, Verteidigern, Beistdnden, Rechtsanwaltinnen, Rechtsan-
walten, Notarinnen und Notaren):

Die Vorschrift enthélt eine Sonderregelung fir die Besuche von Verteidigerinnen, Verteidigern,
Beistdnden nach § 69 JGG, Rechtsanwéltinnen, Rechtsanwalten, Notarinnen und Notaren. Satz 1
schafft einen Rechtsanspruch fur Arrestantinnen und Arrestanten sowie fir die darin bezeichneten
Funktionstrager auf die Zulassung von Besuchen ohne Beschrankungen hinsichtlich ihrer Dauer
und Haufigkeit, die auch am Aufnahmetag, den beiden darauf folgenden Tagen und am Entlas-
sungstag erfolgen kénnen. Einer zeitlichen Abschirmung wie bei anderen Besuchern bedarf es in-
soweit nicht und wéare mit der Rechtsstellung der Funktionstrager und der Bedeutung der im Ein-
zelfall wahrgenommenen Aufgaben auch nicht in Einklang zu bringen. Satz 2 bestimmt, dass die
regelmaRigen Besuchszeiten im Benehmen mit der Rechtsanwaltskammer, in der die Funktions-
trager organisiert sind, die - wie insbesondere Verteidigerinnen und Verteidiger - am héaufigsten
Anlass fur Besuche bei Arrestantinnen und Arrestanten haben dirften, in der Hausordnung festzu-
legen sind. Durch den Verweis in Satz 3 auf die Regelung in § 21 Abs. 3 wird bestimmt, dass zur
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt auch der Besuch von Funktionstragern
von deren Durchsuchung abhéngig gemacht und die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zu-
gelassenen Personen beschrankt werden kann.

Satz 4 bestimmt, dass eine inhaltliche Uberprifung der von den Funktionstragern mitgefiihrten
Schriftstiicke und sonstigen Unterlagen nicht zulassig ist.

Zu § 23 (Uberwachung von Besuchen):
Die Regelung bestimmt die Modalitaten, unter denen eine Besuchsiiberwachung zuléssig ist.
Zu Absatz 1:

Nach Satz 1 durfen Besuche offen tiberwacht werden. Nach Satz 2 kann sich die Vollzugsbehdrde
dabei technischer Hilfsmittel, also insbesondere der Videotechnik bedienen. Der Entwurf |&sst bei
einer Besuchsiberwachung (mittels Videotechnik) eine Aufzeichnung nicht zu (Satz 3). Eine ent-
sprechende Befugnis, die eine mit erheblichen Kosten verbundene Verpflichtung der Aufsichtsbe-
hdérde nach sich ziehen wiirde, die Anstalten mit entsprechender Technik auszuriisten, erscheint
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im Jugendarrestvollzug, in dem nur ein geringes Besuchsaufkommen zu erwarten ist, verzichtbar.
Ebenso verzichtbar erscheint im Jugendarrestvollzug die Moglichkeit zur akustischen Uberwa-
chung von Besuchen (vgl. Satz 4), da Besuche nach 8§ 21 Abs. 1 Sétze 1 und 2 nur durch Perso-
nensorgeberechtigte oder von Personen erfolgen, deren Besuche das Vollzugsziel férdern.

Zu Absatz 2:

Die Regelungen in Absatz 2 ermdglichen der Vollzugsbehdrde den Abbruch von Besuchen. Nach
Satz 1 setzt dies bei Verstdf3en gegen die Vorschriften des Gesetzes oder die aufgrund des Ge-
setzes getroffenen Anordnungen in der Regel eine Androhung voraus. Eine solche Androhung ist
nach Satz 2 verzichtbar, wenn dies zur Abwendung einer Gefahr fiir die Sicherheit oder eines
schwerwiegenden VerstolRes gegen die Ordnung der Anstalt unerlasslich ist.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bestimmt, dass Besuche von Funktionstragern nach 8§ 22 insgesamt, also auch nicht of-
fen Uberwacht werden.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 regelt in Satz 1 ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt fir die Ubergabe von Gegenstianden
bei Besuchen. Nach Satz 2 sind davon Schriftstiicke und sonstige Unterlagen ausgenommen, die
die in 8 22 genannten Funktionstrager zur Erledigung einer eine Arrestantin oder einen Arrestan-
ten betreffenden Rechtssache ubergeben.

Zur Verbandsbeteiligung:

Im Rahmen der Verbandsbeteiligung hat die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz Niedersach-
sen sprachliche Anderungen zur Normenklarheit vorgeschlagen: In Satz 1 sollte klargestellt wer-
den, dass nur eine ,optische“ Uberwachung erlaubt ist. In Satz 2 sollte aufgenommen werden,
dass nur eine Uberwachung ,im Echtzeitbetrieb® zulassig ist. In Satz 3 sollte geregelt werden, dass
eine Speicherung nicht erfolgen darf und in Satz 4 sollten die Worte ,akustische Uberwachung*
durch das Wort ,Gesprachsiiberwachung“ ersetzt worden. Den Vorschlagen, mit denen keine in-
haltlichen Anderungen verbunden wéren, wurde nicht gefolgt, da es sich bei den gewéhlten Geset-
zesformulierungen um gangige Formulierungen im Justizvollzug handelt, die auch Eingang in an-
deren Gesetzen gefunden haben (vgl. § 28 NJVollzG, § 30 Nds. SVVollzG). Anwendungsschwie-
rigkeiten oder -fehler sind bislang nicht bekannt geworden.

Zu § 24 (Schriftwechsel):

Satz 1 regelt den Rechtsanspruch der Arrestantinnen und Arrestanten, Schreiben absenden und
empfangen zu kdnnen. Schriftwechsel ist im Jugendarrestvollzug erwinscht und wird daher erfor-
derlichenfalls finanziell unterstitzt (Satz 2).

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta fordert eine Mdéglichkeit der inhaltlichen Uberwachung der Schreiben, um etwa
rechtsradikale Propaganda, jugendgefahrdende Schriften oder Hetzschriften einziehen zu kénnen.

Dem soll nicht gefolgt werden, da ein derartiger Eingriff in das grundgesetzlich zugesicherte Brief-
geheimnis unverhaltnismafig erscheint.

Zu § 25 (Kontrolle des Schriftwechsels):
§ 25 bestimmt die Voraussetzungen fiir eine Kontrolle des Schriftwechsels.
Zu Absatz 1:

Absatz 1 bestimmt, dass eine inhaltliche Kontrolle des Schriftwechsels nicht stattfinden darf. Damit
unterscheidet sich die Regelung fir Arrestantinnen und Arrestanten wesentlich von der Regelung
zur Uberwachung des Schriftwechsels bei Gefangenen.
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Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 ist allein eine Sichtkontrolle hinsichtlich etwaiger Gegenstande zulassig, die die Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt geféhrden kdnnen. Hierzu z&hlen insbesondere Waffen, andere
geféahrliche Gegenstande und Betaubungsmittel.

Zu Absatz 3:

Satz 1 regelt, dass bei dem Schriftwechsel der Arrestantinnen und Arrestanten mit ihren Verteidi-
gerinnen und Verteidigern auch eine Sichtkontrolle nicht zuldssig ist. Gleiches gilt fur die in Satz 2
benannten Personen und Stellen, wenn deren Identitét eindeutig feststeht.

Zu § 26 (Weiterleitung von Schreiben, Aufbewahrung):

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1, dass die Arrestantinnen und Arrestanten sich Absendung und
Empfang von Schreiben durch die Vollzugsbehorde vermitteln zu lassen haben. Absatz 2 regelt,
dass die Vollzugsbehérde eingehende und ausgehende Schreiben unverziiglich weiterzuleiten hat.
Fir den Fall einer Durchsuchung der Arrestrdume kann der Arrestantin oder dem Arrestanten nach
Absatz 3 aufgegeben werden, die bei ihr oder ihm eingegangenen Schreiben unverschlossen zu
verwahren, um eine schnelle Sichtkontrolle zu gewdhrleisten. Eine inhaltliche Kontrolle ist auch
hier nicht zuléssig (vgl. § 25 Abs. 1).

Zur Verbandsbeteiligung:

Soweit die Landesbeauftragte fir den Datenschutz in Absatz 3 einen Verweis auf § 25 Abs. 1 vor-
schlagt, wird dem nicht gefolgt. Die Unzuléssigkeit der Inhaltskontrolle ergibt sich aus der Syste-
matik und dem unterschiedlichen Regelungsgehalt der §§ 25, 26, wobei § 25 Abs. 1 eine inhaltli-
che Kontrolle des Schriftwechsels ausdriicklich verbietet. Dieses Verbot gilt auch im Rahmen der
Weiterleitung des Schriftwechsels nach § 26.

Zu § 27 (Telekommunikation):

In 8 27 des Entwurfs finden sich die Voraussetzungen und Einschrankungen fiir die Telekommuni-
kation der Arrestantinnen und Arrestanten.

Zu Absatz 1:

Die Vorschrift regelt die Telekommunikation der Arrestantin oder des Arrestanten mit der Auf3en-
welt. Die Nutzung soll sich zum einen auf die Regelung eilbedirftiger personlicher Angelegenhei-
ten beschranken, wobei die Arrestantinnen und Arrestanten die Eilbedurftigkeit eines Telefonates
darlegen missen. Zum anderen soll die Telekommunikation genutzt werden kénnen, um die Errei-
chung des Vollzugszieles zu fordern. Hier ist insbesondere an die Regelung von Angelegenheiten
zur Ableistung von Auflagen oder aber die Kontaktaufnahme zu Hilfseinrichtungen auRerhalb der
Jugendarrestanstalt zu denken. Satz 2 verweist auf die Vorschriften zum Besuch. Insbesondere
eine akustische Uberwachung von Telefongesprachen ist danach nicht zulassig.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 bestimmt die entsprechende Anwendung der Regelungen zur Untersagung und zum Ab-
bruch von Besuchen.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 regelt die Vermittiung und Durchfiihrung der einzelnen Telefongesprache. Die Vermitt-
lung umfasst hierbei das Herstellen einer Gesprachsverbindung. Die Regelung lasst offen, von
welchen Telefongeraten ein Gesprach gefuhrt werden kann. Es steht im Ermessen der Vollzugs-
behérde, weitere Einzelheiten in Nutzungsbedingungen zu regeln. Hat die Vollzugsbehérde Nut-
zungsbedingungen erlassen, sind Telefongesprache grundsatzlich nur dann zuzulassen, wenn
sich die Arrestantin oder der Arrestant damit einverstanden erklart.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 normiert die Moglichkeiten der Nutzung von anderen nach den allgemeinen Lebensver-
héaltnissen tblichen Formen der Telekommunikation, wie etwa E-Mailing, E-Learning, Internetnut-
zung und Bildtelefonie. Das Fachministerium kann diese Formen der Telekommunikation zulas-
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sen. Sind diese Formen vom Fachministerium zugelassen, hat die Arrestantin oder der Arrestant
einen Anspruch auf Nutzung dieser Mdglichkeiten, wenn hierdurch die Erreichung des Vollzugs-
ziels gefordert und die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt nicht dagegen spricht. Je nach Art der
Telekommunikation und der Vergleichbarkeit mit einem Besuch oder einem Schriftwechsel, finden
die hierzu erlassenen Vorschriften entsprechende Anwendung.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 regelt den Einsatz eines sogenannten Handyblockers, einem technischen Mittel zur Ver-
hinderung der Herstellung und Aufrechterhaltung unerlaubter Telefonverbindungen mittels einer in
der Anstalt befindlichen Mobilfunkendeinrichtung.

Zu § 28 (Pakete):
Zu Absatz 1:

Der Empfang von Paketen ist nach Satz 1 wegen des kurzen Zeitraumes des Arrestvollzuges auf
begrundete Ausnahmefalle beschrankt. Pakete mit Nahrungs- und Genussmitteln sowie mit Ge-
genstanden, die die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geféahrden, durfen nicht empfangen wer-
den. Satz 3 bestimmt, dass Pakete, die ohne Erlaubnis in die Anstalt gelangen, grundsétzlich nicht
angenommen werden sollen.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt die Offnung der angenommenen Pakete und den weiteren Umgang mit dem Inhalt
der Pakete. Der Entwurf geht davon aus, dass bei der Entscheidung, ob Gegenstande zur Habe
genommen, zurickgesandt oder erforderlichenfalls vernichtet werden, der VerhdltnismaRigkeits-
grundsatz beachtet wird. Kénnen Gegenstande, die die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ge-
fahrden, unschadlich gemacht werden, sodass eine Aushandigung an die Arrestanten danach un-
bedenklich erscheint, wird dies in der Regel vorzuziehen sein, ohne dass es dafir einer ausdriick-
lichen Regelung im Gesetz beddrfte.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 schafft eine Befugnis, Paketempfange allgemein befristet zu untersagen, wenn dies we-
gen einer Gefahrdung der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt unerlasslich ist. Eine solche Unter-
sagung kommt z. B. in Betracht, wenn zu beflirchten steht, dass der Anstalt Pakete mit lebensge-
fahrlichen Inhalten tGbersandt werden.

Zu Absatz 4:

Satz 1 regelt die Befugnis der Arrestantin oder des Arrestanten, Pakete versenden zu dirfen.
Satz 2 schafft die Rechtsgrundlage fiir die Uberpriifung solcher Pakete durch die Vollzugsbehorde.

Zum Finften Kapitel (Religionsaustibung):

Das Finfte Kapitel umfasst die Vorschriften Uber die Religionsausubung.

Zu § 29 (Seelsorge):

§ 29 regelt die seelsorgerische Betreuung der Arrestantinnen und Arrestanten.
Zu Absatz 1:

Die Regelung in Satz 1 ist Ausdruck der verfassungsrechtlich garantierten Religionsfreiheit aus Ar-
tikel 4 Abs. 1 und 2 GG in Verbindung mit Artikel 140 GG und Artikel 141 der Weimarer Reichsver-
fassung (WRV). Die religiése Betreuung wird von Seelsorgerinnen und Seelsorgern der Kirchen
und anderer religioser Gemeinschaften ausgetbt. Sie darf der Arrestantin oder dem Arrestanten
nicht versagt werden. Satz 2 verpflichtet die Vollzugsbehorde, der Arrestantin oder dem Arrestan-
ten bei der Kontaktaufnahme mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger zu helfen. Da die Voll-
zugsbehdorde die Seelsorge nicht selbst ausiiben kann, beschrankt sich ihre Aufgabe in der Unter-
stiitzung bei der Kontaktaufnahme und Sicherstellung der Seelsorge nach Mal3gabe der Regelun-
genin § 68.
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Zu Absatz 2:

Nach Satz 1 darf die Arrestantin oder der Arrestant religiose Schriften besitzen. Der Besitz unter-
fallt somit keinem Erlaubnisvorbehalt. Wegen der besonderen Bedeutung religiéser Schriften fir
die die Religionsausiibung, darf deren Anzahl nach Satz 2 nur beschrankt werden, wenn dies zur
Aufrechterhaltung der Sicherheit der Anstalt erforderlich ist. Grundlegende religiose Schriften dir-
fen nach Satz 3 sogar nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. Werden der Arrestantin oder
dem Arrestanten grundlegende religiose Schriften entzogen, ist auf Verlangen die Seelsorgerin
oder der Seelsorger der Arrestantin oder des Arrestanten zu unterrichten.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 regelt den angemessenen Besitz sonstiger Gegenstande des religiosen Gebrauchs und
sieht als Ausschlussgrund allein Gberwiegende Griinde der Anstaltssicherheit vor.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta regt zu den Regelungen des § 29 und des § 68 an, die Begriffe ,Seelsorge” und
~Seelsorger” durch ,religiose Betreuung“ und ,religidser Geistlicher” zu ersetzen weil neben den re-
ligidsen Betreuern sich auch andere Berufsgruppen intensiv Sorgen um die Seele der Arrestantin-
nen und Arrestanten machen.

Dem wird nicht gefolgt, die Wahl des tradierten Begriffes steht in Ubereinstimmung mit den weite-
ren Vollzugsgesetzen.

Zu 8 30 (Religidse Veranstaltungen):
§ 30 regelt die Teilnahme an religidsen Veranstaltungen.
Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 hat die Arrestantin oder der Arrestant das Recht, an Gottesdiensten und anderen
religidsen Veranstaltungen ihres oder seines Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 kann die Arrestantin oder der Arrestant auch zu religidsen Veranstaltungen anderer
Religionsgemeinschaften zugelassen werden. Anders als fir die Teilnahme an Veranstaltungen
der eigenen Religionsgemeinschaft bedarf es hierfir der Zustimmung der Seelsorgerin oder des
Seelsorgers der anderen Religionsgemeinschaft (Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137
Abs. 3 Satz 1 WRV).

Zu Absatz 3:

Mit Rucksicht auf die Bedeutung des Grundrechts der Religionsfreiheit kann die Arrestantin oder
der Arrestant gemaR Absatz 3 nur aus Uberwiegenden Griinden der Sicherheit oder zur Abwen-
dung einer schwerwiegenden Stérung des Gottesdienstes oder anderen religidsen Veranstaltun-
gen von deren Teilnahme ausgeschlossen werden. In diesen Féllen sieht der Entwurf die vorherige
Anhoérung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers vor.

Zu § 31 (Weltanschauungsgemeinschaften):

§ 31 erklart die Regelungen der 88 29 und 30 flir Angehérige weltanschaulicher Bekenntnisse fiir
entsprechend anwendbar. Die Vorschrift ist Ausdruck des Gebots der Gleichbehandlung von Reli-
gions- und Weltanschauungsgemeinschaften (Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 7
WRYV), das aus der staatlichen Verpflichtung zu religidser und weltanschaulicher Neutralitat resul-
tiert. Der Begriff der weltanschaulichen Bekenntnisse entspricht dem Wortlaut von Artikel 4 Abs. 1
GG und meint Gedankensysteme, die Uber eine ahnliche Breite und Geschlossenheit verfiigen wie
die bekannten Religionen. Gemeinschaften, deren Hauptziel auf eine politische oder wirtschaftli-
che Tatigkeit gerichtet ist, sind nicht von der Definition umfasst (vgl. Arloth, StVollzG, 3. Aufl., § 55
m. w. N.).

Zum Sechsten Kapitel (Gesundheitsfiirsorge):

Das Sechste Kapitel enthalt die Bestimmungen iber die Gesundheitsfiirsorge.
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Zu § 32 (Allgemeine Bestimmungen):
Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 ist es Aufgabe der Vollzugsbehorde, fir die Gesundheit der Arrestantin oder des
Arrestanten Sorge zu tragen. Vorbehaltlich der Regelung in Absatz 4 haben Arrestantinnen und Ar-
restanten aber grundsétzlich keinen Anspruch auf medizinische Leistungen gegen die Vollzugsbe-
horde. Da § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Funften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) - anders
als beispielsweise im Vollzug der Freiheitsstrafe oder Untersuchungshaft - kein Ruhen des An-
spruchs auf Leistungen gegen die gesetzliche Krankenversicherung im Vollzug des Jugendarres-
tes vorsieht, sind Arrestantinnen und Arrestanten in der Regel im Krankenfall abgesichert, sodass
ein weiterer Anspruch gegen die Vollzugsbehorde nicht erforderlich ist. Die Vollzugsbehérde muss
aber sicherstellen, dass die Arrestantin oder der Arrestant wahrend des Vollzuges des Jugendar-
restes Zugang zu der erforderlichen medizinischen Versorgung erhélt. Um dies zu gewahrleisten,
kommen Ausfiihrungen oder Ausgéange zu Arztinnen und Arzten sowie Zahnarztinnen und Zahn-
arzten in Betracht, aber auch eine Behandlung durch diese in der Jugendarresteinrichtung. Medi-
zinische Untersuchungen allein aus vollzuglichen Griinden, wie beispielsweise die Aufnahmeun-
tersuchung oder die &arztliche Uberwachung wéhrend besonderer SicherungsmalRnahmen, sind
nicht von dieser Vorschrift umfasst, sondern an anderer Stelle im Entwurf geregelt. Die hierfir ent-
stehenden Kosten werden von der Vollzugsbehorde getragen.

Zu Absatz 2:

Ein verantwortungsvoller Umgang mit der eigenen Gesundheit ist bei vielen jungen Menschen im
Vollzug des Jugendarrestes nicht besonders ausgepragt. Nicht selten fand in der Vergangenheit
ein Missbrauch von Alkohol oder illegalen Betdubungsmitteln statt. Absatz 2 bestimmt daher, dass
die Arrestantin oder der Arrestant fiir eine gesunde Ernahrung und Lebensfiihrung zu sensibilisie-
ren ist, wozu insbesondere auch die Aufklarung tber die Gefahr von legalen und illegalen Sucht-
mitteln z&hlt. Auch vor nicht stoffgebundene Abhé&ngigkeiten soll gewarnt werden. Das Medien-,
Spiel- oder Kaufverhalten junger Menschen kann bereits zu Persdnlichkeitsveranderungen gefihrt
haben oder diese befirchten lassen. Derartige Beeinflussungen kénnen gerade bei tiberméaRigem
Kauf- oder Spieltrieb zu strafbewehrten Geldbeschaffungstaten fihren.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 enthélt spiegelbildlich zu Absatz 1 die Verpflichtung der Arrestantin oder des Arrestanten,
MaRBnahmen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene zu unterstiitzen. Die Regelung erméachtigt
die Vollzugsbehdrde beispielsweise, Urinkontrollen wegen des Verdachts auf unerlaubten Betéau-
bungsmittelkonsum oder eine Atemalkoholkontrolle wegen des Verdachts auf Alkoholkonsum an-
zuordnen.

Zu Absatz 4:

Satz 1 normiert fiir die Arrestantin oder den Arrestanten, die oder der Uiber keinen anderweitigen
Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall verfiigt, einen Anspruch auf medizinische Leistungen
gegen die Vollzugsbehoérde. Der aufgezahlte Katalog der zu gewahrenden medizinischen Leistun-
gen ist abschlieBend. Ein Anspruch auf Leistungen besteht nicht, soweit dies mit Ricksicht auf
den kurzen Aufenthalt im Vollzug des Jugendarrestes unverhaltnismafRig ware. Fir Art und Um-
fang der medizinischen Leistungen verweist Satz 2 auf die Vorschriften des Funften Buchs des
Sozialgesetzbuchs, sodass Arrestantinnen und Arrestanten ohne Absicherung im Krankheitsfall
medizinische Leistungen nach den Standards der gesetzlichen Krankenversicherung erhalten.
Satz 3 stellt klar, dass die Vollzugsbehorde die Méglichkeit hat, nach § 34 SGB V ausgeschlosse-
ne Mittel zur Verfigung zu stellen.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta schlagt die Aufnahme eines weiteren Absatzes vor, in welchem das Ruhen des
Rechts auf freie Arztwahl bei bestehendem Versicherungsschutz angeordnet wird. Arrestanten, die
weiterhin krankenversichert seien, sollten die Dienste des Anstaltsarztes wahrnehmen mussen.

52



Niederséachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/4111

Dem wird nicht gefolgt. Die freie Arztwahl ist bereits nach 8 76 Abs. 2 SGB V eingeschrankt, weil
eine Mehrkostenlibernahme durch die Krankenkassen entféllt, falls nicht der nachstgelegene Arzt
konsultiert wird.

Zu § 33 (Aufenthalt im Freien):

Der Aufenthalt im Freien folgt aus der Pflicht zur Gesundheitsfiirsorge. Die Dauer von einer Stunde
pro Tag ist eine Mindestgarantie. Der zeitliche Rahmen kann erweitert werden, wenn die Verhélt-
nisse in der Anstalt dies erlauben. Dabei ist jedoch stets zu bedenken, dass den Bedurfnissen der
Arrestantinnen und Arrestanten nach Bewegung und Kommunikation haufig besser im Rahmen
von Sport und anderen organisierten Freizeitmalinahmen Rechnung getragen werden kann. Auf
die Festlegung eines dartiber hinausgehenden Mindestangebots wird daher auch mit Blick auf die
flexible Gestaltung der Fordermaflinahmen verzichtet.

Zu § 34 (ZwangsmafRnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfirsorge):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 regelt die medizinische Untersuchung und Behandlung der Arrestantin oder des Arrestan-
ten ohne deren oder dessen Einwilligung (Zwangsmafinahmen) und bildet die Rechtsgrundlage fir
ein Eingreifen der Vollzugsbehdrde zur Abwendung des Erfolges eines Suizidversuches. Der Ent-
wurf stellt insoweit die Flrsorgepflicht des Staates Uber das Selbstbestimmungsrecht der sich in
seiner Obhut befindlichen Arrestantinnen und Arrestanten.

Zu Absatz 2:

Satz 1 sieht vor, dass MaBnahmen nach Absatz 1 nur auf Anordnung und unter Leitung einer Arz-
tin oder eines Arztes durchgefihrt werden durfen und bestimmt klarstellend, dass MaRnahmen der
Ersten Hilfe davon unberihrt bleiben. Die Satze 2 und 3 regeln Dokumentationspflichten.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 normiert eine Befugnis der Vollzugsbehérde fir zwangsweise medizinische Untersu-
chungen ohne korperlichen Eingriff. Hierzu zéhlen beispielsweise Rontgen- oder Ultraschallunter-
suchungen oder das Wiegen zur Feststellung des Korpergewichts. Erforderlich fur die Durchfiih-
rung einer solchen Zwangsmafinahme ist eine arztliche Anordnung und Leitung.

Zum Siebten Kapitel (Freizeit):

Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 soll das Leben im Vollzug den allgemeinen Lebensverhaltnissen so weit
wie mdglich angepasst werden. Fir die Tagesgestaltung bedeutet dies, dass neben der Ruhezeit
und der notigen Zeit fur die Durchfuhrung der Férdermalinahmen auch die Freizeitgestaltung zu
beriicksichtigen ist. Wie im allgemeinen Leben dient die Freizeit der téglichen Erholung und Ent-
spannung. Den Arrestantinnen und Arrestanten muss dabei aber auch verdeutlicht werden, dass
die Freizeit nur einen Teil der Tagesgestaltung ausmachen kann und dieser Anteil auch geplant
und gestaltet werden muss, um die freie Zeit effektiv nutzen zu kdnnen.

Zu § 35 (Freizeitgestaltung):

§ 35 setzt Regelungen zur Freizeitgestaltung fest.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 verpflichtet die Vollzugsbehérde, taglich Angebote zur Freizeitgestaltung anzubieten.
Zu Absatz 2:

Die Regelung in Satz 1 hebt die besondere Bedeutung des Sports bei der Freizeitgestaltung her-
vor, dessen Wert fur die individuelle Personlichkeitsentwicklung gerade bei jungen Menschen sehr
hoch ist. Satz 2 verpflichtet die Vollzugsbehodrde, der Arrestantin oder dem Arrestanten eine sport-
liche Betatigung zu ermdglichen. Satz 3 konkretisiert die Regelung in Satz 2 und verpflichtet die
Vollzugsbehdérde, mindestens vier Stunden Sport je Woche anzubieten.
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Zu Absatz 3:

Absatz 3 schafft eine Verpflichtung der Vollzugsbehérde, die Bereitschaft der Arrestantin oder des
Arrestanten zur Teilnahme an Angeboten zur Freizeitgestaltung zu wecken und zu férdern.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 gewaéhrleistet den Zugang der Arrestantinnen und Arrestanten zu tagesaktuellen Informa-
tionen Uber Rundfunk- und Fernsehempfang sowie die Bereitstellung von Tageszeitungen in an-
gemessenem Umfang. Den Arrestantinnen und Arrestanten sind sowohl Rundfunk- als auch Fern-
sehempfang zur Verfugung zu stellen, um dem Informationsinteresse des Einzelnen gerecht zu
werden. Damit wird dem Grundrecht der Informationsfreiheit aus Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 GG Rech-
nung getragen. Eine Einschrédnkung des Rundfunk- und Fernsehempfanges kann erfolgen, soweit
ansonsten die Erreichung des Vollzugszieles oder die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geféahr-
det wird.

Zum Achten Kapitel (Sicherheit und geordnetes Zusammenleben):

Das Achte Kapitel befasst sich mit MaBnhahmen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und des ge-
ordneten Zusammenlebens von Arrestantinnen oder Arrestanten, Vollzugsbediensteten und ande-
ren Personen innerhalb der Anstalt. Die Regelungen sollen die Funktionsféhigkeit der Anstalt ge-
wabhrleisten und den erforderlichen Rahmen zur Férderung und Unterstitzung der Arrestantinnen
oder Arrestanten schaffen. Alle Manahmen der Sicherheit und Ordnung unterliegen den Ein-
schrankungen des VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatzes (8§ 4) und kommen nur als ultima ratio zur
Anwendung. Im Licht des VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatzes verzichtet der Entwurf - wie bereits die
Jugendarrestvollzugsordnung - darauf, fir den Jugendarrestvollzug erkennungsdienstliche MafR3-
nahmen oder ein eigenes Festnahmerecht der Vollzugsbediensteten einzufiihren und als Anord-
nungsgrund fir besondere Sicherungsmafnahmen die Fluchtgefahr vorzusehen (zur Ausnahme
von Letzterem: vgl. die Begrindung zu § 41).

Zu § 36 (Grundsatz):

Die Vorschrift bestimmt, dass das Verantwortungsbewusstsein der Arrestantin oder des Arrestan-
ten fir ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt zu wecken und zu férdern ist, und bringt als
Grundsatznorm zum Ausdruck, dass das geordnete Zusammenleben in der Anstalt vorrangig nicht
auf MalRnahmen der Sicherheit und Ordnung, sondern auf der Verantwortung und Einsicht der Ar-
restantin oder des Arrestanten beruhen soll. Die Vollzugsbediensteten sind daher und in Ansehung
des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes verpflichtet, zunachst auf das Verantwortungsbewusstsein
und die Einsicht der Arrestantin oder des Arrestanten einzuwirken, bevor sie von Ordnungs- oder
Sicherungsmaflnahmen Gebrauch machen.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta wendet gegenuber der Entwurfsfassung ein, dass Verantwortungsbewusstsein nur
geweckt werden kdnne, wenn es bereits vorhanden sei. Ferner missten die Arrestantinnen und
Arrestanten ,lernen®, verantwortungsvoll zu handeln.

Anderungsbedarf wird nicht gesehen. Der Entwurf geht davon aus, dass auch noch nicht zutage
getretenes Verantwortungsbewusstsein geweckt werden kann und die vorgesehene Verpflichtung
zum Foérdern des Verantwortungsbewusstseins ein Lernen desselben mitumfasst.

Zu § 37 (Verhaltensvorschriften):

Die Vorschrift enthalt allgemeine, die Arrestantin oder den Arrestanten unmittelbar bindende Ver-
haltensregeln, die durch weitere Bestimmungen des Gesetzes erganzt werden (z. B. § 14 Abs. 2
Satz 2 und § 32 Abs. 3).

Zu Absatz 1:

Absatz 1 stellt die allgemeine Gehorsamspflicht der Arrestantin oder des Arrestanten klar. Sie oder
er soll wissen, dass sie oder er den Anordnungen der Vollzugsbediensteten Folge zu leisten hat
und bei Nichtbefolgung rechtmafiger Anordnungen mit Konsequenzen rechnen muss. Die Vor-
schrift schafft jedoch keine eigenstéandige Rechtsgrundlage fir Anordnungen der Vollzugsbehorde.
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Sie setzt vielmehr eine rechtméRige Anordnung voraus, wobei sich die Rechtm&Rigkeit der Anord-
nung aus anderen Regelungen des Entwurfs herleiten muss.

Zu Absatz 2:

Satz 1 enthalt die Pflicht der Arrestantin oder des Arrestanten, sich nach der Tageseinteilung der
Anstalt, die durch die Hausordnung zu konkretisieren ist (§ 71 Abs. 2 Nr. 1), zu richten. Satz 2 re-
gelt die Platzgebundenheit und bestimmt zur Gewahrleistung von Sicherheit und Ordnung der An-
stalt, dass die Arrestantin oder der Arrestant einen zugewiesenen Bereich ohne Erlaubnis der Voll-
zugsbehdorde nicht verlassen darf. Das Gebot gilt auch bei Begleitausgangen und Ausfiihrungen.
Satz 3 verpflichtet die Arrestantin oder den Arrestanten, gegeniiber anderen Arrestantinnen oder
Arrestanten, Vollzugsbediensteten und anderen Personen das geordnete Zusammenleben nicht
zu stéren und aufeinander Ricksicht zu nehmen.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bestimmt, dass der Arrestraum, sonstige von den Arrestantinnen oder Arrestanten ge-
nutzte Bereiche und die ihnen von der Vollzugsbehorde tberlassenen Sachen in Ordnung zu hal-
ten und schonend zu behandeln sind. Insoweit ist die Arrestantin oder der Arrestant fur die Auf-
rechterhaltung der Ordnung in der Anstalt mitverantwortlich.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 statuiert eine Meldepflicht. Danach muss die Arrestantin oder der Arrestant Umstande
unverzuglich melden, die eine Gefahr fir das Leben oder eine erhebliche Gefahr fur die Gesund-
heit einer Person bedeuten.

Zu § 38 (Personlicher Gewahrsam):

Die Vorschrift regelt die Behandlung von Sachen der Arrestantin oder des Arrestanten. Sie betrifft
auch die Ausstattung des Haftraumes mit eigenen Sachen der Arrestantin oder des Arrestanten.

Zu Absatz 1:

Satz 1 macht den persdnlichen Gewahrsam an Sachen und deren Annahme und Abgabe von der
Erlaubnis der Vollzugsbehtrde abhéngig. Satz 2 bestimmt, dass die Erlaubnis versagt werden
kann, soweit die Erreichung des Vollzugszieles oder Sicherheit oder Ordnung der Anstalt beein-
trachtigt wird. Spezielle Gewahrsamsregelungen (z. B. 88 19, 29 Abs. 2 und 3) bleiben unberiihrt.
Satz 3 ermoglicht es der Vollzugsbehorde, fir geringwertige Sachen eine allgemeine Zustimmung
zu erteilen. Die Bemessung der Geringwertigkeit wird sich an den besonderen Verhéltnissen des
Jugendarrestvollzuges zu orientieren haben.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthélt Regelungen zur Sachaufbewahrung und -versendung. Ob eine Aufbewahrung
nach Art und Umfang méglich ist, ist im Einzelfall unter Beriicksichtigung des vorhandenen Lager-
raums zu entscheiden.

Zu Absatz 3:

Nach Satz 1 ist die Vollzugsbehdrde berechtigt, Sachen auf3erhalb der Anstalt zu verwahren, zu
verwerten oder zu vernichten, wenn sich die Arrestantin oder der Arrestant weigert, die Sachen
aus der Anstalt zu entfernen, wobei etwaige Rechte der Personensorgeberechtigten nach §7
Abs. 5 zu berilcksichtigen sind. Satz 2 bestimmt, dass fiir die Verwertung und Vernichtung § 28
des Niedersachsischen Gesetzes Uber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) gilt.
Dies tragt den begrenzten Aufbewahrungskapazitaten der fiir den Arrestvollzug bestimmten Ein-
richtungen Rechnung.

Zu Absatz 4:

Nach Absatz 4 kann die Vollzugsbehérde Aufzeichnungen (z. B. Lageplane der Anstalt) oder z. B.
Modelle tber Sicherheitseinrichtungen der Anstalt vernichten oder unbrauchbar machen.
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Zu § 39 (Durchsuchung):

Die Vorschrift erméchtigt die Vollzugsbehdrde, die Arrestantin oder den Arrestanten, ihre oder sei-
ne Sachen und ihren oder seinen Arrestraum zu durchsuchen. Bei der Durchsuchung ist der
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit (8§ 4) zu beachten.

Zu Absatz 1:

Satz 1 regelt die einfache Durchsuchung, die im Einzelfall oder durch eine Allgemeinverfigung
angeordnet werden kann. Satz 2 betrifft Durchsuchungen ohne Entkleidung der Arrestantin oder
des Arrestanten und bestimmt, dass Durchsuchungen nur von Bediensteten der Arrestantin oder
dem Arrestanten gleichen Geschlechts vorgenommen werden durfen. Satz 3 stellt klar, dass
Satz 2 fiir das Absuchen mittels einer Handdetektorsonde oder eines Detektorrahmens keine An-
wendung findet. Satz 4 verlangt eine Schonung des Schamgefiihls und damit behutsame Vorge-
hensweise.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 betrifft kdrperliche Durchsuchungen mit Entkleidung der Arrestantin oder des Arrestan-
ten. Nach Satz 1 ist die qualifizierte, mit einer Entkleidung verbundene Durchsuchung der Arres-
tantin oder des Arrestanten nur durch eine Einzelanordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstalts-
leiters aus konkretem Anlass im Einzelfall zulassig. Gemal § 67 Abs. 1 Satz 2 kann die Anstalts-
leiterin oder der Anstaltsleiter die Anordnungsbefugnis mit Zustimmung des Fachministeriums auf
andere Justizvollzugsbedienstete Ubertragen. Bei Gefahr im Verzug kann jede oder jeder Justiz-
vollzugsbedienstete die Einzelanordnung treffen. Anders als bei der einfachen Durchsuchung nach
Absatz 1 dirfen bei der mit der Entkleidung verbundenen Durchsuchung der Arrestantin oder dem
Arrestanten nur Bedienstete gleichen Geschlechts anwesend sein (Satz 2). Nach Satz 3 hat die
Durchsuchung aus Griinden des Sichtschutzes in einem geschlossenen Raum stattzufinden.
Satz 4 bestimmt zur Wahrung des Schamgefiihls, dass andere Arrestantinnen oder Arrestanten
bei der Durchsuchung nicht anwesend sein dirfen.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta regt eine generelle Genehmigung von mit einer Entkleidung verbundenen Durch-
suchungen bei Zugang, Riickkehr oder nach einem Besuch an.

Dieser Forderung wird nicht entsprochen. Die jetzige Fassung lasst eine jederzeitige individuelle
Regelung zur Durchsuchung zu. So ist auch die Wahrung des VerhaltnisméaRigkeitsgrundsatzes
sichergestellt.

Zu 8 40 (Einschluss):

Die Vorschrift schafft eine Rechtsgrundlage fiir den Einschluss wahrend der Ruhezeit und fur ei-
nen kurzzeitigen Einschluss aller Arrestantinnen oder Arrestanten aus Grinden der Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt.

Zu Absatz 1:

Satz 1 regelt den grundsétzlichen Einschluss wahrend der Ruhezeit und sieht hierflr eine aus-
driickliche Erméchtigungsgrundlage vor. Auch wenn der Einschluss der Arrestantin oder des Ar-
restanten keine (weitere) Freiheitsentziehung im Sinne von Artikel 2 Abs. 2 Sétze 2 und 3 und
nach Artikel 104 GG darstellt (vgl. BVerfG, Urteil v. 18. Januar 2012 - 2 BvR 133/10 - bei juris Rn.
131 f.), ist eine gesetzliche Rechtsgrundlage geboten, weil es sich hierbei um einen Eingriff in ihre
oder seine allgemeine Handlungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 GG handelt. Nach Satz 2 steht es
im Ermessen der Vollzugsbehorde, vom Einschluss nach Satz 1 abzusehen, wenn eine Gefahr fir
die Sicherheit und Ordnung der Anstalt nicht besteht.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 erméchtigt die Vollzugsbehdrde, Arrestantinnen oder Arrestanten aus Griinden der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt auch auRerhalb der Ruhezeit voriibergehend einzuschlieen.
Dies kann etwa in Féallen von Geiselnahmen erforderlich sein.
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Zu § 41 (Besondere Sicherungsmafinahmen):

Die Vorschrift erméchtigt die Vollzugsbehorde, zur Gefahrenabwehr besondere, die Arrestantin
oder den Arrestanten einschrankende Sicherungsmalnahmen zu treffen, wobei sie oder er ein
Recht auf fehlerfreien Ermessensgebrauch hat. Die besonderen SicherungsmaflRnahmen durfen
nur praventiv, nicht repressiv eingesetzt werden; sie stellen keine DisziplinarmaRnahmen dar und
setzen kein Verschulden, sondern eine Gefahrdung der Anstaltssicherheit oder -ordnung voraus.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 nennt die Eingriffsgriinde fiir die besonderen Sicherungsmaflinahmen. Dies sind die Ge-
fahr von Gewalttéatigkeiten gegen andere Personen und Sachen und die Gefahr einer gegen sich
selbst gerichteten Aggression. Die beiden Eingriffsgriinde setzen eine konkrete, von der Arrestan-
tin oder dem Arrestanten ausgehende Gefahr voraus.

Zu Absatz 2:

Satz 1 enthélt eine abschlieRende Aufzéhlung der zuldssigen besonderen Sicherungsmaflnah-
men. Nach Nummer 1 kénnen Gegenstande entzogen oder vorenthalten werden, wobei auch ein
zeitweiliger Entzug oder eine zeitweise Vorenthaltung (z. B. zur Nachtzeit) in Betracht kommt.
Nummer 2 erlaubt die Beobachtung der Arrestantinnen und Arrestanten auch mit technischen
Hilfsmitteln (Kameratberwachung). Die Manahme wird bei Selbsttétungs- und Selbstverletzungs-
gefahr zur Anwendung kommen kdénnen. Nummer 3 gestattet die voriibergehende Absonderung
von anderen Arrestantinnen oder Arrestanten in einem besonders gesicherten Raum ohne gefahr-
dende Gegenstande oder auch eine sonstige Absonderung (z. B. in einem besonders sicheren,
normalen Arrestraum). Die unausgesetzte Absonderung Uber 24 Stunden wird im Regelfall im We-
ge des Einschlusses erfolgen. Fir diesen Fall greift die Einschrankung des Satzes 2, dass die
MafRnahme unerlésslich sein muss. Nummer 4 regelt in Verbindung mit Absatz 3 die Fesselung.
Sie kommt insbesondere in Fallen einer Selbsttétungs- oder Selbstverletzungsgefahr in Betracht,
in denen eine Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum zur Gefahrenabwehr nicht
ausreicht.

Satz 2 bestimmt, dass zur Durchsetzung einer Malinahme nach Satz 1 Nr. 3 die Arrestantin oder
der Arrestant auch eingeschlossen werden kann, wenn dies unerlasslich ist. Unerlésslich ist die
MaRnahme nur dann, wenn sie nicht durch eine andere Mal3nahme ersetzt werden kann. In Anse-
hung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes wird auch zu erwégen sein, ob eine Unterbrechung
des Arrestes anzuregen ist.

Zu Absatz 3:

Ist eine medizinische Untersuchung oder Behandlung auf3erhalb der Anstalt erforderlich, so kann
die Arrestantin oder der Arrestant nach 8 15 Abs. 3 auch zwangsweise ausgefiihrt werden. Ab-
satz 3 bestimmt, dass im Rahmen einer solchen Ausfiihrung die Anordnung einer Fesselung még-
lich ist, wenn eine erhdhte Fluchtgefahr gegeben ist. Das Vorliegen dieser Voraussetzung muss
sich auf konkrete Tatsachen stutzen: Denkbar ist beispielsweise eine in der Vergangenheit bereits
erfolgte Flucht oder deren Versuch. Der Umstand allein, dass die Arrestantin oder der Arrestant
sich zum Antritt des Jugendarrestes nicht selbst gestellt hat, l&sst nicht den Schluss auf eine er-
hohte Fluchtgefahr zu.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 regelt Art und Umfang der Fesselung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 4. Satz 1 bestimmt, dass
Fesseln in der Regel nur an den Handen oder den Fif3en erlaubt sind. Nach Satz 2 ist eine andere
Art der Fesselung (z. B. die Fixierung mit Gurten an einem Bett) nur im Interesse der Arrestantin
oder des Arrestanten zuldssig. Dies ist nur dann der Fall, wenn diese Fesselung geboten ist, um
die Arrestantin oder den Arrestanten vor erheblichen Selbstverletzungen zu bewahren. Satz 3 sieht
eine zeitweise Lockerung der Fesselung, etwa zur Einnahme von Mabhlzeiten, vor.

Zur Verbandsbeteiligung:

Von der JVA Vechta wird der Wunsch geaul3ert, inshesondere auf die Formulierung ,wenn auf-
grund konkreter Anhaltspunkte in erh6htem MaRe Fluchtgefahr besteht® zu verzichten und auch
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bei denjenigen Ausfuhrungen, die nicht medizinisch begriindet sind, Fesselungen anordnen zu
kénnen, wenn die Beaufsichtigung nicht ausreicht, die Gefahr einer Entweichung zu vermeiden
oder zu beheben.

Dem wird nicht gefolgt. Angesichts der Schwere des mit einer Fesselung verbundenen Grund-
rechtseingriffs halt der Entwurf an den engen Voraussetzungen einer Fesselungsanordnung und
dem auf medizinisch begrindete Fesselungen beschréankten Anwendungsbereich der Entwurfsfas-
sung fest.

Zu § 42 (Vollzug besonderer SicherungsmafRnahmen):

Die Vorschrift regelt, welche Rechte der Arrestantin oder des Arrestanten wéahrend der Absonde-
rung und der Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ruhen. Nach Satz 1 ruhen die
Befugnisse aus § 17 (gemeinsame Unterbringung auf3erhalb der Ruhezeit), § 19 (Kleidung), § 33
(Aufenthalt im Freien), § 35 (Freizeitgestaltung) und aus 8§ 38 Abs. 1 (Personlicher Gewahrsam).
Satz 2 schreibt vor, dass eine von Satz 1 abweichende Regelung zu treffen ist, wenn der Zweck
der Absonderung auch durch andere Maflnahmen erreicht wird. So kann z. B. eine Einzelfreistun-
de angeordnet werden.

Zu 8 43 (Anordnung besonderer Sicherungsmaf3nahmen):
Die Vorschrift regelt die Anordnungskompetenz fir besondere Sicherungsmaf3hahmen nach § 41.
Zu Absatz 1:

Nach Satz 1 ist die Anordnungsbefugnis der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter vorbehalten.
Sie oder er kann jedoch die Anordnungsbefugnis gemaR § 66 Abs. 1 Satz 2 mit Zustimmung des
Fachministeriums auf andere Justizvollzugsbedienstete Gbertragen. Die Satze 2 und 3 sehen eine
Eilanordnungsbefugnis zu jeder Tages- und Nachtzeit fur den Fall vor, dass Gefahr im Verzug ist.
In diesem Fall diirfen auch andere Justizvollzugsbedienstete besondere Sicherungsmaf3nahmen
anordnen. Nach Satz 3 ist die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters oder der
nach 8 66 Abs. 1 Satz 2 befugten Person Uber ihr Fortbestehen ohne schuldhaftes Verzdgern ein-
zuholen.

Zu Absatz 2:

Satz 1 bestimmt, dass aus Grinden der Gesundheitsfirsorge vor Anordnung von besonderen Si-
cherungsmalnahmen die Arztin oder der Arzt zu héren ist, wenn die Arrestantin oder der Arrestant
arztlich behandelt oder beobachtet wird oder ihr oder sein seelischer Zustand der Anlass der MaRR-
nahme ist. Satz 2 sieht fir den Fall, dass Gefahr im Verzug vorliegt, vor, dass eine arztliche Stel-
lungnahme ohne schuldhaftes Verzégern einzuholen ist. Dies kann auch nach Beginn der beson-
deren SicherungsmafRnahme erfolgen.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 enthélt eine spezielle Auspragung des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes und bestimmt,
dass die Aufrechterhaltung der MalRnahme in angemessenen Abstanden zu tUberprifen ist. Wegen
der Eingriffsschwere ist eine Uberpriifung im Abstand von wenigen Stunden angezeigt.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 bestimmt, dass die Arrestantin oder der Arrestant wéhrend der Absonderung nach § 40
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 in besonderem Mal3 zu betreuen ist. Hierdurch sollen die Folgen der Isolation
verringert werden.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 normiert eine Berichtspflicht gegeniiber dem Fachministerium fiir den Fall, dass die Ab-
sonderung nach § 41 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 mehr als 24 Stunden vollzogen wird, wodurch mit Blick
auf die erhebliche Eingriffsintensitat auch die gebotene Zurilickhaltung gegeniiber einer Fortdauer
dieser MaRnahme gesetzlich zum Ausdruck gebracht wird.
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Zu 8§ 44 (Arztliche Uberwachung):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 regelt die arztliche Uberwachung von Arrestantinnen oder Arrestanten, die in einem be-
sonders gesicherten Raum untergebracht oder in sonstiger Weise von anderen Arrestantinnen o-
der Arrestanten mehr als 24 Stunden abgesondert sind. Die Vollzugsbehdrde hat die &rztliche
Uberwachung auch an Wochenenden und Feiertagen zu gewdhrleisten. Da eine Arztin oder ein
Arzt an diesen Tagen in der Regel nicht in der Anstalt zugegen ist und die Vollzugsbehérde die
arztliche Uberwachung anderweitig organisieren muss, sieht die Regelung eine ,alsbaldige“ Erstvi-
site und ,moglichst” tagliche Folgevisiten vor.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 ist die Arztin oder der Arzt zum Zweck der Gesundheitsfiirsorge in regelméaRigem
Abstand zu héren, wenn der téagliche Aufenthalt im Freien entzogen ist.

Zum Neunten Kapitel (Unmittelbarer Zwang):

Das Neunte Kapitel enthalt die Bestimmungen zum unmittelbaren Zwang, die die Vollzugsbehorde
erméachtigen, Vollzugsmafnahmen unabhéngig vom Willen der Betroffenen durch unmittelbare
Einwirkungen auf Personen und Sachen durchzusetzen. Wegen der mit unmittelbarem Zwang ver-
bundenen Eingriffsintensitat ist bei seiner Anordnung und Anwendung der Grundsatz der Verhalt-
nisméaRigkeit besonders zu beachten.

Zu 8§ 45 (Begriffshestimmungen):
Die Vorschrift enthalt gesetzliche Definitionen des unmittelbaren Zwangs.
Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 sind Anwendungsformen des unmittelbaren Zwangs die korperliche Gewalt gegen
Personen oder Sachen und ihre Hilfsmittel. Der Einsatz von Waffen ist nicht zulassig.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 ist korperliche Gewalt eine Zwangsanwendung (ohne Zuhilfenahme von Hilfsmit-
teln) nur durch Koérpereinsatz (z. B. Schieben, Ziehen, Driicken, Boxen, Anwendung von Griffen
und Tritten von Kampfsportarten). So kann eine Arrestantin oder ein Arrestant wahrend einer Aus-
fuhrung an der Flucht durch Festhalten gehindert und, soweit erforderlich, nach Absatz 3 gefesselt
werden, um die Ausfiihrung zu beenden und sie oder ihn in die Jugendarrestanstalt zurtickzubrin-
gen.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 bestimmt, dass nur dienstlich zugelassene Fesseln und Reiz- und Betdubungsstoffe als
Hilfsmittel der korperlichen Gewalt angewendet werden dirfen. Eine Fesselung wird in der Regel
mit Hand- oder FuR3fesseln erfolgen (vgl. 8 41 Abs. 3). Die Formulierung ,Reiz- und Betdubungs-
stoffe” entspricht der Terminologie des § 69 Abs. 3 Nds. SOG. Die Zulassung von Reiz- und Be-
taubungsstoffen tragt bei der zwangsweisen Durchsetzung von Vollzugs- und Sicherungsmal-
nahmen auch zum Schutz von Bediensteten bei.

Zu 8§ 46 (Voraussetzungen):
8§ 46 setzt die Voraussetzungen fiir die Anwendung des unmittelbaren Zwangs fest.
Zu Absatz 1:

Absatz 1 schafft keine eigenstandige Erméachtigung fiir Eingriffe in Rechte der Arrestantinnen und
Arrestanten. Die Vorschrift regelt vielmehr die Voraussetzungen fiir die zwangsweise Durchset-
zung von VollzugsmafRnahmen, die ihre Rechtsgrundlage in anderen gesetzlichen Bestimmungen
haben. Die Vorschrift bestimmt ferner, dass die Anwendung unmittelbaren Zwangs unzulassig ist,
wenn die Durchfiihrung einer Vollzugsmaflinahme auf andere Weise, z. B. durch Forder- und Un-
terstiitzungsmaflnahmen, erreicht werden kann. Weitere Einschrankungen der Befugnis zur An-
wendung unmittelbaren Zwangs ergeben sich aus dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit (§ 4).
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Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt die Anwendung unmittelbaren Zwangs gegen andere Personen als Arrestantinnen
oder Arrestanten. Voraussetzung hierfir ist, dass diese Personen Arrestantinnen oder Arrestanten
befreien wollen oder widerrechtlich in den Anstaltsbereich einzudringen versuchen oder sich darin
ohne Erlaubnis aufhalten (z. B. zwangsweise Entfernung von alkoholisierten Besucherinnen oder
Besuchern, die die Anstalt nicht freiwillig verlassen wollen). Zum ,Anstaltsbereich® gehéren auch
alle AuBenanlagen, z. B. Gartnereien, sofern ihre Umfriedung erkennbar ist.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 stellt klar, dass die Anwendung unmittelbaren Zwangs auch aufgrund sonstiger Regelun-
gen zulassig ist (z. B. Notwehr, Nothilfe oder Festnahmerecht).

Zu § 47 (Handeln auf Anordnung):

Die Vorschrift regelt im Einzelnen die Ausiibung unmittelbaren Zwangs und die Freistellung von
rechtlicher Verantwortung der Vollzugsbediensteten, die auf Anordnung unmittelbaren Zwang an-
wenden.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 bestimmt, dass Vollzugsbedienstete verpflichtet sind, von Vorgesetzten oder sonst befug-
ten Personen angeordnete MaRnahmen des unmittelbaren Zwangs auszufuhren. Die Anordnung
braucht jedoch nicht befolgt zu werden, wenn sie die Menschenwirde verletzt (z. B. Folter, Demi-
tigungen) oder nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 darf die Anordnung nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen
wirde (z. B. Prugelstrafe). Falls die oder der Bedienstete nicht erkennen konnte und es auch nicht
offensichtlich war, dass durch die Befolgung der Anordnung eine Straftat begangen wird, steht ihr
oder ihm insoweit ein SchuldausschlieBungsgrund zur Seite.

Zu Absatz 3:

Satz 1 regelt die Remonstrationspflicht. Satz 2 bestimmt, dass § 36 Abs. 2 und 3 des Beamtensta-
tusgesetzes nicht anzuwenden ist. Die Gesetzgebungskompetenz hierfiir ergibt sich aus § 17 des
Gesetzes Uber den unmittelbaren Zwang bei der Ausiibung 6ffentlicher Gewalt durch Vollzugsbe-
amte des Bundes (UZwG); die Landesregelung entspricht - wie in § 17 UZwG vorausgesetzt - § 7
UzwG.

Zu § 48 (Androhung):

Satz 1 bestimmt, dass unmittelbarer Zwang vor seiner Anwendung grundsétzlich anzudrohen ist.
Der Grundsatz, dass unmittelbarer Zwang vorher anzudrohen ist, dient der Deeskalation und er-
moglicht sowohl Arrestantinnen oder Arrestanten wie auch Bediensteten einen Moment der Uber-
legung zugunsten einer gewaltfreien Losung des Konflikts. Satz 2 regelt die Ausnahme vom
Grundsatz der vorherigen Androhung unmittelbaren Zwangs in Situationen, wo eine Androhung
unmdoglich ist, weil schnelles Reagieren geboten ist, um Straftaten zu verhindern oder eine gegen-
wartige Gefahr abzuwenden.

Zum Zehnten Kapitel (DisziplinarmaRnahmen):

Das Zehnte Kapitel regelt die Disziplinarmalnahmen. Der Entwurf sieht in den DisziplinarmaR3-
nahmen zwar notwendige, nicht aber die wichtigsten Mittel zur Erreichung des Vollzugszieles und
zur Aufrechterhaltung eines geordneten Zusammenlebens und der Sicherheit der Anstalt. Im
Rahmen der Ermessensausiibung nach § 49 Abs. 1 Satz 1 darf daher beriicksichtigt werden, ob
und inwieweit der Zweck der Disziplinierung auch durch Forder- oder sonstige Vollzugsmafinah-
men erreicht werden kann. Dementsprechend sieht der Entwurf in § 49 Abs. 1 Satz 2 ausdriicklich
vor, dass im Rahmen des EntschlieBungs- und Auswahlermessens das Bemiihen um einen Tater-
Opfer-Ausgleich zu berlicksichtigen ist. § 49 Abs. 2 verpflichtet dazu, von der Verhangung einer
DisziplinarmalRnahme abzusehen, wenn eine Verwarnung der Arrestantin oder des Arrestanten
genigt. Erganzend enthalt der Entwurf Regelungen Uber die Aussetzung oder Unterbrechung der
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Vollstreckung von Disziplinarmaf3nahmen (8 51 Abs. 2 und 3). Daruber hinaus sieht § 51 Abs. 3
Satz 2 vor, dass PflichtenverstéRe mit der Arrestantin oder dem Arrestanten aufgearbeitet werden
sollen. Im Ubrigen beschrénkt der Entwurf den Katalog von DisziplinarmaRnahmen (§ 50 Abs. 1)
auf das erzieherisch Notwendige. So ist der Entzug des Radios nur bei seinem Missbrauch zulds-
sig (8 50 Abs. 1 Satz 2). Der Entwurf begrenzt die Dauer der DisziplinarmaRnahmen auf zwei Tage
(8 50 Abs. 1 Satz 3).

Zu § 49 (Voraussetzungen):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 bestimmt die Voraussetzungen, unter denen Disziplinarmal3nahmen verhéngt werden
kdnnen. Die Vorschrift stellt die Verhdngung von Disziplinarmafinahmen in das pflichtgeméRe Er-
messen der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters. Nach Absatz 1 Satz 1 ist es erforderlich, dass
die Arrestantin oder der Arrestant schuldhaft gegen Pflichten verstéR3t, die ihr oder ihm durch die-
ses Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind. So reicht ein VerstoR gegen die Haus-
ordnung allein nicht aus. Die in der Hausordnung geregelten Einschrénkungen missen vielmehr
aufgrund von Vorschriften dieses Gesetzes erlassen sein (vgl. BVerfG, NStZ 1998, 133). Satz 2
stellt klar, dass Ausgleichsbemihungen (z. B. Schadenswiedergutmachung, Entschuldigung) bei
der Ermessenausiibung zu berilicksichtigen sind. Hierdurch wird insbesondere die Mdglichkeit er-
offnet, Streitigkeiten einvernehmlich beizulegen und Konflikte ohne Verhangung einer Disziplinar-
maflnahme zu lésen. Eine ,Verletzung“ umfasst sowohl Kérperverletzungen wie auch Sachbe-
schadigungen. Satz 3 bestimmt, dass die Vollzugsbehorde die Arrestantin oder den Arrestanten
bei den Bemihungen um Ausgleich mit der Verletzten oder dem Verletzten unterstiitzen soll. Dazu
kann es auch gehdren, die Bereitschaft der Arrestantinnen oder Arrestanten zu solchen Bemiihun-
gen zu wecken.

Zu Absatz 2:

Nach dieser Vorschrift ist von der Verhadngung einer DisziplinarmaBnahme abzusehen, wenn es
genugt, die Arrestantin oder den Arrestanten zu verwarnen. Dies kann z. B. bei Fahrlassigkeit oder
leichten PflichtenverstoRen der Fall sein.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 stellt klar, dass eine Disziplinarmalinahme auch dann zuldssig ist, wenn wegen dersel-
ben Verfehlung ein Straf- oder Buf3geldverfahren eingeleitet wird. Darin liegt keine unzulassige
Doppelbestrafung (Artikel 103 Abs. 2 GG), da die Disziplinarmaf3nahme kein strafrechtliches Un-
werturteil enthélt (BVerfGE 21, 378 ff.).

Zur Verbandsbeteiligung:

Die JVA Vechta wiinscht die Verankerung einer Verpflichtung zur Konfliktschlichtung und die Ein-
fuhrung eines gesonderten Konfliktschlichtungsverfahrens. Dem folgt die Landesregierung nicht.
Der Entwurf eroffnet im Rahmen der Ermessensausiibung nach § 49 Abs.1 Satz 2 - wie in der
Entwurfsbegrindung ausdriicklich ausgefihrt - bereits die Beriicksichtigung von Konfliktldsungen.
Darlber hinaus lasst Absatz 2 in geeigneten Féllen ein Absehen von der Verhéangung einer Diszip-
linarmaRnahme zu. Des Weiteren sieht § 51 Abs. 2 und 3 Satz 1 eine Aussetzung der Vollstre-
ckung von Disziplinarmafinahmen vor und verpflichtet in § 51 Abs. 3 Satz 2 dazu, Pflichtenversto-
Re mit der Arrestantin oder dem Arrestanten aufzuarbeiten. Im Ubrigen hélt die Landesregierung
nicht zuletzt aus verfahrensékonomischen Griinden an dem einheitlichen Verfahren nach § 53 so-
wohl fur Konfliktschlichtungs- wie auch DisziplinarmaBnahmen fest.

Zu 8 50 (Arten der DisziplinarmafBnahmen):

Die Bestimmung regelt die Arten der DisziplinarmaBnahmen und somit die Rechtsfolgen eines
PflichtenverstoRBes nach § 49 Abs. 1.

Zu Absatz 1:

Satz 1 zahlt die zulassigen DisziplinarmalRnahmen abschlieRend auf. Nummer 1 regelt die Be-
schrankung oder den Entzug des Hoérfunk- und Fernsehempfangs, wobei auch ein zeitweiser Ent-
zug (z. B. nur in der Ruhezeit) in Betracht kommt. Dabei ist die Beschrankung nach Satz 2 zu be-
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rucksichtigen, wonach der Horfunkempfang nur nach seinem Missbrauch (z. B. durch zu laute Mu-
sik) beschrénkt oder entzogen werden darf. Nach Nummer 2 kann auf eine Verfehlung mit der Be-
schrankung oder dem Entzug von einzelnen Gegenstanden der Freizeitgestaltung reagiert werden;
eine Beschrankung oder der Entzug des Lesestoffs (z. B. Blicher) ist nicht zuldssig. Nummer 3 re-
gelt die Beschrénkung oder den Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Freizeitveranstaltun-
gen innerhalb oder auf3erhalb der Anstalt (z. B. Ausschluss von einer Sportveranstaltung). Num-
mer 4 sieht eine getrennte Unterbringung wahrend der Freizeit vor. Uber den Verweis auf § 41
Abs. 2 Satz 2 kann nach Satz 3 zur Durchsetzung der MaRhahme der Einschluss der Arrestantin
oder des Arrestanten wahrend der in der Hausordnung festgelegen Freizeit (§ 71 Abs. 2 Nr. 1) in
ihrem oder seinem Arrestraum erfolgen. Satz 4 bestimmt mit Rucksicht auf die kurze Dauer des
Jugendarrestes, dass DisziplinarmaBhahmen nach Satz 1 die Zeit von zwei Tagen nicht Uber-
schreiten durfen.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 kénnen mehrere DisziplinarmaRnahmen miteinander verbunden werden. Dabei ist
die Héchstgrenze nach Absatz 1 Satz 3 zu beachten.

Zu § 51 (Volistreckung der DisziplinarmaRnahmen, Aussetzung zur Bewéhrung):

Die Vorschrift regelt die Vollstreckung von Disziplinarmafinahmen und die Aussetzung der Voll-
streckung zur Bewéhrung.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 geht davon aus, dass eine Disziplinierung am besten wirkt, wenn sie dem Fehlverhalten
auf dem FuRe folgt, und sieht daher den Grundsatz der sofortigen Vollstreckung von Disziplinar-
mafnahmen vor.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 gibt die Befugnis, im Einzelfall die Vollstreckung der DisziplinarmaBnahme zur Bewéh-
rung auszusetzen. Die Vorschrift ermdglicht auch eine nachtragliche Aussetzung zur Bewahrung,
z. B. wenn eine Entschuldigung erst nach Verhadngung der DisziplinarmaRnahme erfolgt ist.

Zu Absatz 3:

Satz 1 hebt die herausragende Bedeutung des Vollzugszieles, dessen Erreichung auch durch Dis-
ziplinarmafBnahmen nicht behindert werden soll, hervor und verpflichtet die Vollzugsbehdérde, die
Vollstreckung der Disziplinarmaf3nahme auszusetzen oder zu unterbrechen, soweit ansonsten die
Erreichung des Vollzugszieles geféahrdet wirde. Satz 2 sieht vor, dass Pflichtenversté3e nach § 49
Abs. 1 Satz 1 von Bediensteten der Vollzugsbehdrde mit der jeweiligen Arrestantin oder dem je-
weiligen Arrestanten aufgearbeitet werden sollen. Dies gilt auch dann, wenn von der Verhangung
einer Disziplinarmaf3nahme abgesehen wird.

Zu § 52 (Disziplinarbefugnis):
Die Vorschrift regelt die Disziplinarbefugnis.
Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 liegt die Disziplinarbefugnis bei der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter. Die An-
staltsleiterin oder der Anstaltsleiter darf diese Befugnis gemafR § 66 Abs. 1 Satz 2 mit Zustimmung
des Fachministeriums auf andere Justizvollzugsbedienstete tUbertragen.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 entscheidet das Fachministerium, wenn sich der Pflichtenversto3 gegen die An-
staltsleiterin oder den Anstaltsleiter richtet. Damit soll einer Befangenheit vorgebeugt werden.

Zu 8 53 (Verfahren):

Die Vorschrift legt die Mindestanforderungen an das Disziplinarverfahren fest. Da es sich bei den
DisziplinarmalRnahmen um strafahnliche Sanktionen handelt (vgl. BVerfG, Beschl. v. 12. Februar
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2004 -4 2 BVR 1709/02 - bei juris), greift der Entwurf das im Strafverfahren geltende Belehrungs-
gebot (§ 136 Abs. 1 Satze 1 und 2 der Strafprozessordnung) auf.

Zu Absatz 1:

Satz 1 bestimmt, dass der Sachverhalt zu kléaren ist, und trédgt damit den verfassungsrechtlichen
Anforderungen an die gebotene Sachaufklarung Rechnung (vgl. BVerfG, NStZ 1994, 300). Satz 2
regelt das rechtliche Gehdr der Arrestantin oder des Arrestanten und schreibt vor, dass er oder sie
anzuhdren ist. Satz 3 bestimmt, dass die Arrestantin oder der Arrestant vor der Anhdrung nach
Satz 2 zunéchst dartiber zu unterrichten ist, welche Verfehlung ihr oder ihm zur Last gelegt wird.
Die Eréffnung des disziplinaren Tatvorwurfs soll es der Arrestantin oder dem Arrestanten ermégli-
chen, sich sachgerecht zu verteidigen. Nach Satz 4 ist die Arrestantin oder der Arrestant daruber
zu belehren, dass es ihr oder ihm frei steht, sich zur Sache zu duRern oder keine Angaben zu ma-
chen. Das Belehrungsgebot stellt klar, dass auch die Arrestantin oder der Arrestant nicht verpflich-
tet ist, gegen sich selbst auszusagen. Satz 5 sieht die Verpflichtung der Vollzugsbehdérde vor, die
Einlassung der Arrestantin oder des Arrestanten und die Beweiserhebung schriftlich festzuhalten.
Die Dokumentation dient als Grundlage fiir die Entscheidung und auch dem Rechtsschutzinteres-
se der Arrestantin oder des Arrestanten.

Zu Absatz 2:

Nach Satz 1 ist die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter verpflichtet, der Arrestantin oder dem Ar-
restanten die Entscheidung mindlich zu er6ffnen und sie mit einer kurzen schriftlichen Begrun-
dung zu versehen, sofern sie oder er die Disziplinarbefugnis geméaR 8§ 66 Abs. 1 Satz 2 mit Zu-
stimmung des Fachministeriums nicht anderen Justizvollzugsbediensteten Ubertragen hat. Insbe-
sondere zur Wahrung des Rechtsschutzinteresses der Arrestantin oder des Arrestanten bestimmt
Satz 2, dass der Arrestantin oder dem Arrestanten auf Verlangen die schriftliche Begriindung aus-
zuhandigen ist.

Zum Elften Kapitel (Entlassung, Nachsorge):

Das Elfte Kapitel regelt Entlassung und Nachsorge.
Zu § 54 (Entlassungsbericht, Entlassungsgesprach):
Zu Absatz 1:

Satz 1 verpflichtet die Vollzugsbehdrde, zum Ende des Arrestvollzuges einen Entlassungsbericht
zu erstellen, der nach Satz 2 einen nicht abschlieRenden Mindestkatalog von Angaben enthélt.
Nummer 1 verlangt Feststellungen zur Personlichkeit und zu den Lebensverhéltnissen der Arres-
tantin oder des Arrestanten vor dem Vollzug des Arrestes insbesondere fiir Zwecke des Adressa-
tenkreises des Entlassungsberichts nach Absatz 2. Nummer 2 verlangt eine Darstellung des Voll-
zugsverlaufes, die sich insbesondere zur Teilnahme an Férdermalinahmen und zur Mitarbeitsbe-
reitschaft verhalt. Ferner kommen z. B. Angaben uber Besuche, die Teilnahme an Freizeit- und
Sportangeboten, Aufenthalte aul3erhalb der Anstalt sowie Uber DisziplinarmafZnahmen und das
soziale Verhalten der Arrestantin oder des Arrestanten im Vollzug in Betracht. Nummer 3 verpflich-
tet die Vollzugsbehdrde, Angaben Uber durchgefiihrte Unterstiitzungsmafinahmen und (ber das
Verweigern solcher Manahmen zu machen. Dartber hinaus hat die Vollzugsbehérde anzugeben,
welche Unterstitzungsmalinahmen aus ihrer Sicht nach der Entlassung noch erforderlich sind
(z. B. Leistungen der Jugendhilfe). Namentlich kann es angezeigt sein, dass die Vollzugsbehorde
Vorschlage zu Weisungen und Auflagen oder zu deren Anderung oder Aufhebung macht, die fiir
die Dauer der Bewahrungszeit erteilt worden sind (§ 23 Abs. 1 Satz 3 JGG). Nummer 4 statuiert
eine Dokumentationspflicht Gber Auflagen und Weisungen, die die Arrestantin oder der Arrestant
wéahrend des Arrestvollzuges erfullt hat. Hierzu zéhlen auch Pflichten, die der Arrestantin oder dem
Arrestanten in einem anderen Verfahren gerichtlich auferlegt worden sind. Satz 3 schreibt vor,
dass der wesentliche Inhalt des Entlassungsberichtes mit der Arrestantin oder dem Arrestanten in
einem Entlassungsgesprach zu erortern ist. Dieses Gesprach steht am Ubergang vom Arrestvoll-
zug zum Leben in Freiheit und stellt einen wichtigen Bestandteil der Férderung und Unterstiitzung
dar, das dazu dient, der Arrestantin oder dem Arrestanten zu verdeutlichen, ob und inwieweit sie
oder er das Vollzugsziel erreicht hat, welcher Foérder- oder Unterstiitzungsbedarf zum Ende des
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Vollzuges gegebenenfalls noch besteht und welche MaRnahmen nach der Entlassung fortgesetzt
oder noch ergriffen werden sollten.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 legt den Adressatenkreis des Entlassungsberichtes fest. Der Entlassungsbericht kann
der Arrestantin oder dem Arrestanten als Orientierungshilfe namentlich fur solche Malinahmen
dienen, die nach der Entlassung aus Sicht der Vollzugsbehérde fortgesetzt oder aufgenommen
werden sollten. Er kann den Personensorgeberechtigten bei der Erziehung und Entwicklung der
Arrestantin oder des Arrestanten Hilfs- und Handlungsbedarf aufzeigen. Den in Absatz 2 genann-
ten Stellen dient er der Erfullung ihrer Aufgaben, namentlich auch der Priifung, ob Malinahmen
fortzusetzen oder einzuleiten sind. Auf Anregung des Kultusministeriums ist der Adressatenkreis
auf die Schulen ausgedehnt worden, soweit es fir deren Aufgabenerfillung erforderlich ist. Die
Regelung konkretisiert mithin die Regelung zur Zusammenarbeit nach § 3 des Entwurfs. Zu uber-
mitteln sind der Entlassungsbericht oder Ausziige davon an die Schule, die die Arrestantin oder
der Arrestant im Rahmen ihrer oder seiner Schulpflicht (sonst) besucht. Ob Schulpflicht besteht,
ergibt sich aus den jeweils einschlagigen Schulgesetzen der Lander. Zu Ubermitteln sind insbe-
sondere Informationen, die Anlass fur einen Wechsel der Klasse oder Schule oder fiir eine Unter-
stitzung der Arrestantin oder des Arrestanten durch den schulpsychologischen Dienst sein kdnn-
ten oder dazu beitragen, einen regelméaRigen Schulbesuch zu gewahrleisten.

Zu § 55 (Entlassung, Entlassungsbeihilfe):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 regelt die Moglichkeit der Vollzugsbehdrde zur vorzeitigen Entlassung der Arrestantin o-
der des Arrestanten. Voraussetzung fiir die vorzeitige Entlassung ist, dass die Arrestantin oder der
Arrestant aus schulischen oder beruflichen Griinden auf die vorzeitige Entlassung angewiesen ist
oder die Verkehrsverhaltnisse dies erfordern. Die Vorschrift greift damit den Regelungsgehalt des
§ 25 Abs. 2 JAVolIzO auf. Nicht abgebildet werden die Regelungen in § 25 Abs. 1, 3 und 4. Bei
diesen Vorschriften handelt es sich im Gegensatz zu § 25 Abs. 2 JAVollzO um vollstreckungs-
rechtliche Regelungen, zu deren Ersetzung dem Landesgesetzgeber keine Gesetzgebungskompe-
tenz zusteht. § 25 Abs. 1, 3 und 4 JAVollzO werden dementsprechend mit Inkrafttreten des Lan-
desgesetzes nicht ersetzt mit der Folge, dass diese Vorschriften weiterhin anwendbar bleiben.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 greift den Regelungsgedanken des § 26 Abs. 2 JAVollzO auf und bestimmt in Satz 1,
dass Arrestantinnen und Arrestanten eine Beihilfe zu den Reisekosten erhalten, soweit eigene Mit-
tel nicht ausreichen. Darlber hinaus sieht Satz 2 die Mdglichkeit vor, fur den Tag der Entlassung
sonstige notwendige Unterstiitzung zu gewéahren. In der Praxis kommen als Anwendungsbereiche
insbesondere die Bereitstellung angemessener Kleidung und Verpflegung in Betracht, die in der
Vorschrift - nicht abschlieRend - genannt sind.

Zu Absatz 3:

Die Regelung in Absatz 3 dient dazu, den zweckentsprechenden Einsatz der nach Absatz 2 ge-
wahrten Mittel sicherzustellen. Daher bestimmt Absatz 3, dass der Anspruch auf Reisebeihilfe so-
wie die ausgezahlte Beihilfe nicht der Pfandung unterliegen.

Zu § 56 (Freiwilliger Verbleib):

In der Regel ist nach dem Vollzug des Jugendarrestes die Wohnungssituation der Arrestantinnen
und Arrestanten geklart, da sie noch bei Personensorgeberechtigten oder Eltern leben oder die
bisherige Unterkunft vor dem Hintergrund des nur kurzfristigen Freiheitsentzuges weiterhin auf-
recht erhalten werden konnte. Gleichwohl ist auch bei sorgféltiger Planung und Gestaltung des Ar-
restes nicht immer sichergestellt, dass der Ubergang in die Freiheit nahtlos verlauft.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 sieht daher die Moglichkeit fur die Arrestantin oder den Arrestanten vor, auf ihren oder
seinen Antrag Uber den Entlassungszeitpunkt hinaus in der Jugendarrestanstalt zu verbleiben,
wenn die Wohnungssituation auBerhalb des Vollzuges ungeklart ist. Es handelt sich insoweit um
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Ausnahmefalle, in denen ein vorubergehender, freiwilliger Verbleib in der Einrichtung zum Wohl
der Arrestantin oder des Arrestanten erforderlich ist. Auch wenn die Zustandigkeit der Vollzugsbe-
hérde grundsatzlich mit Ablauf der Arrestzeit oder der regularen Entlassung endet, begriindet die
Bestimmung bei Vorliegen der Voraussetzungen einen Anspruch der Arrestantin oder des Arres-
tanten auf den vortbergehenden Verbleib in der Anstalt. Satz 2 schreibt das Erfordernis einer Zu-
stimmung der Personensorgeberechtigten fest. Satz 3 sieht vor, dass der freiwillige Aufenthalt die
Dauer von einer Woche nicht Uberschreiten soll. Der Entwurf geht insoweit davon aus, dass dieser
Zeitraum ausreichend ist, um die Wohnsituation der Arrestantin oder des Arrestanten zu klaren.

Zu Absatz 2:

Satz 1 stellt klar, dass gegen eine verbliebene Person MaRhahmen des Vollzuges nicht mit unmit-
telbarem Zwang durchgesetzt werden diirfen. Satz 2 bestimmt, dass im Ubrigen die sonstigen
Vorschriften des Entwurfs entsprechende Anwendung finden.

Zu Absatz 3:

Die Regelung in Satz 1 enthélt die Klarstellung, dass die verbliebene Person jederzeit ihre unver-
zugliche Entlassung bewirken kann, indem sie einen entsprechenden Antrag an die Vollzugsbe-
horde richtet. Satz 2 bestimmt, dass der Widerruf der nach Absatz 1 Satz 2 erforderlichen Zustim-
mung der Personensorgeberechtigten ebenfalls die unverzigliche Entlassung der verbliebenen
Person zur Folge hat.

Zum Zwolften Kapitel (Aufhebung von Verwaltungsakten, Beschwerderecht, gerichtlicher Rechts-
schutz):

Dieses Kapitel befasst sich mit der Aufhebung von Verwaltungsakten, dem Beschwerderecht und
dem gerichtlichen Rechtsschutz.

Zu § 57 (Aufhebung von Verwaltungsakten):

Die Vorschrift bestimmt, dass fir die Ricknahme und den Widerruf von Verwaltungsakten nach
diesem Entwurf die Vorschriften des Niedersachsischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(NVWVIG) Anwendung finden, soweit der Entwurf eine besondere Regelung nicht enthalt. Uber die
Regelung in 8 1 NVwVfG gelten damit die Vorschriften der §8§ 48, 49 des (Bundes-)Verwaltungs-
verfahrensgesetzes.

Zu § 58 (Beschwerderecht):

Die Vorschrift regelt das Beschwerderecht der Arrestantin oder des Arrestanten und der Perso-
nensorgeberechtigten.

Zu Absatz 1:

Absatz 1 ermdglicht es der Arrestantin oder dem Arrestanten, sich in eigenen Angelegenheiten mit
Wiinschen, Anregungen und Beschwerden schriftlich und mindlich an die Vollzugsbehérde zu
wenden. Das Recht zur Erhebung einer Dienstaufsichtsbeschwerde und auf Petitionen bleibt un-
benommen (vgl. Artikel 17 GG und Artikel 26 der Niederséchsischen Verfassung - im Folgenden:
NV -).

Zu Absatz 2:

Absatz 2 stellt sicher, dass sich die Arrestantin oder der Arrestant in eigenen Angelegenheiten im
Rahmen von Aufsichtsbesuchen an Vertreterinnen oder Vertreter der Aufsichtsbehdrde wenden
kann. Im Ubrigen ist die Moglichkeit, sich an Bedienstete der Aufsichtsbehérde zu wenden, in der
Hausordnung aufzunehmen (8 71 Abs. 2 Nr. 3).

Zu Absatz 3:

Absatz 3 raumt den Personensorgeberechtigten im Hinblick auf Artikel 6 GG ein eigenes Be-
schwerderecht ein und bestimmt, dass Absatz 1 auf sie entsprechende Anwendung findet.
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Zu § 59 (Gerichtlicher Rechtsschutz):

Die Vorschrift bestimmt, dass gegen eine Ma3nahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf
dem Gebiet des Jugendarrestes gerichtliche Entscheidung nach MaRRgabe des § 92 JGG beantragt
werden kann. Der Entwurf geht davon aus, dass die Regelung lediglich deklaratorische Bedeutung
hat (zur Gesetzgebungskompetenz des Landes: vgl. LT-Drs. 15/4325, S. 32).

Zu Dritter Teil (Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes):

Der Dritte Teil enthalt Bestimmungen Uber den Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes.
Zu 8 60 (Freizeit- und Kurzarrest):

Die Besonderheiten im Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes werden in § 60 normiert.
Zu Absatz 1:

Absatz 1 regelt, dass fur den Freizeit- und Kurzarrest grundséatzlich die Bestimmungen des Teils 2
Uber den Vollzug des Dauerarrestes gelten, soweit in diesem Teil nicht anderes bestimmt ist. Auch
bei dem sehr kurzen Aufenthalt von wenigen Tagen soll sich der Vollzug nicht auf ein bloRes
+~Wegsperren* der Arrestantinnen und Arrestanten beschranken. Auch wenn eine umfassende und
nachhaltige padagogische Forderung in nur wenigen Tagen nicht geleistet werden kann, soll die
wenige Zeit genutzt werden, um auch die jungen Menschen im Freizeit- und Kurzarrest erziehe-
risch zu erreichen. Hierzu sollen die Arrestantinnen und Arrestanten insbesondere an den wahrend
ihres Aufenthalts in den Einrichtungen angebotenen FdrdermaRnahmen teilnehmen. Zwar ist in-
soweit zu beriicksichtigen, dass aufgrund der Kirze des Arrestes nicht alle Férdermal3nahmen
durchgefiihrt werden kénnen, die im Dauerarrest zur Verfligung stehen. Allerdings ist bereits bei
der Gestaltung des Forderprogramms innerhalb der Einrichtung darauf zu achten, dass auch fiir
junge Menschen im Freizeit- und Kurzarrest sinnvolle MaRnahmen angeboten werden: Vor dem
Hintergrund des allgemeinen Gestaltungsgrundsatzes in § 7 Abs. 1 Satz 2 kommt Férdermafinah-
men, die sich auf die Auseinandersetzung mit dem begangenen Unrecht, dessen Folgen und die
Verantwortung hierfiir richten, eine besondere Bedeutung zu. In der Regel besteht in der Praxis
daher das Erfordernis, auch an Wochenenden gerade eine solche MalRnahme anzubieten, um
auch Arrestantinnen und Arrestanten im Freizeitarrest erreichen zu kénnen. Hinsichtlich der Aus-
stattung und Organisation der Anstalten hebt die Regelung in § 62 Satz 2 hervor, dass insbeson-
dere die Durchfuhrung erforderlicher FérdermaRnahmen sichergestellt werden muss.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 bestimmt die im Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes nicht oder modifiziert geltenden
Vorschriften des Teils 2.

Die Regelung in § 13 Abs. 2 Satz 2, wonach die Arrestantin oder der Arrestant alsbald nach der
Aufnahme im Vollzug &rztlich untersucht wird, findet wegen der sehr kurzen Verweildauer von ma-
ximal vier Tagen keine Anwendung. Liegen allerdings konkrete Hinweise auf eine Vollzugsuntaug-
lichkeit oder behandlungsbedurftige Krankheiten oder Verletzungen vor, hat die Vollzugsbehorde
bereits nach der Vorschrift des 8 32 Abs. 1 dafiir Sorge zu tragen, dass eine arztliche Untersu-
chung oder Behandlung erfolgt.

Eine Forderplanung erfolgt auch im Vollzug des Freizeit- und Kurzarrestes, allerdings findet die
Vorschrift des § 14 Abs. 3 keine Anwendung. Mit Ricksicht auf die besondere Kiirze des Aufent-
halts im Arrestvollzug wird der Umfang der Forderplanung damit auf die erforderlichen Angaben zu
dem individuellen Forderbedarf und zu den zur Erreichung des Vollzugszieles erforderlichen For-
dermalRnahmen begrenzt. Der Vollzugsbehérde steht es frei, im Einzelfall Uber dieses Mindester-
fordernis hinaus Angaben zu Mafinahmen im Sinne des § 14 Abs. 3 aufzunehmen. Eine Verpflich-
tung hierzu besteht allerdings nicht.

Anders als nach der Regelung in § 27 Abs. 2 JAVollzO, wonach die Abfassung eines Schlussbe-
richtes im Freizeit- und Kurzarrest nur bei besonderem Anlass vorgesehen war, ist die Vollzugsbe-
hérde nach dem Entwurf auch bei diesen Arrestformen verpflichtet, einen Entlassungsbericht zu
fertigen. Durch die Bestimmung, dass die Regelung des § 54 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 keine Anwen-
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dung findet, wird der Umfang des Berichtes allerdings - ebenso wie im Bereich der Férderplanung -
auf ein der Kirze des Aufenthaltes angemessenes Mal3 begrenzt.

Im Bereich der Freizeitgestaltung werden die Bestimmungen Uber den Sport modifiziert. So ist ab-
weichend vom Vollzug des Dauerarrestes kein Anspruch der Arrestantinnen und Arrestanten auf
sportliche Betatigung geregelt, sondern ein Anspruch auf ermessensfreie Entscheidung. Dement-
sprechend findet die Vorschrift Giber den Mindestumfang des Sportangebotes keine Anwendung.
Die Abweichung von den Regelungen fur den Vollzug des Dauerarrestes erklaren sich - ebenso
wie die Ubrigen Abweichungen - vor dem Hintergrund der besonderen Kirze des Freizeit- und
Kurzarrestes: Zur Erreichung des Vollzugszieles ist in erster Linie die Teilnahme an Férdermal-
nahmen vorgesehen, die dementsprechend der Nutzung von Sportangeboten vorgeht. Fir den
Fall, dass nach der Tageseinteilung der Vollzugsbehtrde Férdermalinahmen parallel zu Sport-
mdglichkeiten angeboten werden, gebiihrt der Teilnahme an den Férdermal3nahmen in allen Ar-
restformen der Vorrang. Wegen der Kirze der Zeit kann dies im Vollzug des Freizeit- und Kurzar-
restes auch zur Folge haben, dass eine sportliche Betatigung wahrend des Aufenthaltes nicht an-
geboten werden kann.

Zur Verbandsbeteiligung:

Die LAG Freie Wohlfahrt pladiert fur eine Abschaffung von Freizeit- und Kurzarresten, diesen sei-
en aus ihrer Sicht fUr die Vermeidung einer erneuten Straftat wirkungslos.

Dem kann seitens der Landesregierung nicht entsprochen werden. Das Jugendgerichtsgesetz
sieht als Bundesgesetz diese Mdoglichkeiten der Sanktionierung vor, sodass eine gesetzliche Re-
gelung zum Vollzug eines solchen Arrestes getroffen werden muss.

Zum Vierten Teil (Vollzugsorganisation, Datenschutz und Schlussbestimmungen):

Der Vierte Teil enthadlt Bestimmungen (ber die Vollzugsorganisation, den Datenschutz sowie
Schlussbestimmungen.

Zum Ersten Kapitel (Vollzugsorganisation):
In den 88 61 bis 74 wird die Organisation des Vollzuges geregelt.
Zu § 61 (Einrichtungen fiir den Vollzug des Jugendarrestes):

Nach § 61 erfolgt der Vollzug des Jugendarrestes in Jugendarrestanstalten der Landesjustizver-
waltung. Abweichend von der bisherigen Regelung des § 90 Abs. 2 JGG wird Jugendarrest damit
nicht mehr in Freizeitarrestraumen von Amtsgerichten vollzogen. Aus der Regelung folgt zugleich,
dass Jugendarrest nicht in Justizvollzugsanstalten, beispielsweise solchen zum Vollzug der Ju-
gendstrafe, vollzogen wird.

Zu § 62 (Gestaltung, Differenzierung und Organisation der Anstalten):

Die Vorschrift bestimmt in Satz 1, dass die fur den Vollzug des Jugendarrestes bestimmten Anstal-
ten so zu gestalten und zu differenzieren sind, dass das Ziel und die Aufgaben des Vollzuges ge-
wabhrleistet werden. Hervorgehoben wird mit Satz 2, dass insbesondere die Durchfihrung erforder-
licher FérdermaRnahmen sichergestellt werden muss, da es sich hierbei um MaRnahmen von
zentraler Bedeutung im Vollzug des Jugendarrestes handelt. Personelle Ausstattung, sachliche
Mittel und die Organisation der Anstalten sind daran auszurichten (Satz 3). Die Gestaltung, Diffe-
renzierung und Organisation des Vollzuges ist am Vollzugsziel nach § 6 auszurichten. Die hierflr
erforderlichen Mittel sind auch in haushaltsrechtlicher Sicht zu gewahrleisten. Satz 4 enthalt insbe-
sondere vor dem Hintergrund der Regelung in § 7 Abs. 3 Satz 2 in baulicher und organisatorischer
Hinsicht die Verpflichtung, getrennte Bereiche fiur die Unterbringung der verschiedenen Ge-
schlechter einzurichten.

Zu § 63 (Belegungsfahigkeit und Ausgestaltung der Raume):
Zu Absatz 1:

Die Bestimmung in Absatz 1 soll eine angemessene Unterbringung der Arrestantinnen und Arres-
tanten gewahrleisten und eine Uberbelegung der Anstalten verhindern. Die Ubertragung der Auf-
gabe an das Fachministerium unterstreicht die Schutzfunktion der Regelung.
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Zu Absatz 2:

Absatz 2 konkretisiert die Pflicht der Vollzugsbehorde, die Anforderungen an eine der Menschen-
wirde (Artikel 1 Abs. 1 GG) genligenden Unterbringung zu wahren. Hierzu z&hlt insbesondere die
Zurverfugungstellung eines ausreichend grof3en Arrestraums. Auch wenn eine Doppelbelegung ei-
nes Arrestraums im Vollzug des Jugendarrestes eine Ausnahme darstellt (vgl. § 18), muss die
Bemessung der zur Verfugung stehenden Grundflache der Belegung mit zwei Personen Rechnung
tragen.

Zu § 64 (Vollzugsgemeinschaften):

Die Regelung sieht die Mdglichkeit vor, Vollzugsgemeinschaften mit anderen Bundesléandern zu
bilden.

Zu § 65 (Zustandigkeit):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 stellt klar, dass die Jugendarrestanstalten als Verwaltungseinheiten Vollzugsbehdrden im
Sinne des Gesetzes sind, also Behdrdenstatus besitzen. Zugleich bestimmt die Regelung, dass
die Vollzugsbehorden fir alle Entscheidungen nach diesem Entwurf zustandig sein sollen, soweit
nicht ausdriicklich eine andere Zusténdigkeit vorgesehen ist. Auf diese Weise wird entbehrlich, in
jeder Befugnisnorm ausdrucklich zu regeln, wer flr die jeweilige Entscheidung zusténdig ist.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 ermdglicht es dem Fachministerium, bestimmte vollzugliche Aufgaben anstaltsubergrei-
fend einer nachgeordneten Stelle zu Ubertragen. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich
bei den Jugendarrestanstalten um im Vergleich zu Justizvollzugsanstalten verhéltnisméagig kleine
Einrichtungen handelt, kann sich eine Konzentration bestimmter Aufgaben bei einer zentralen Stel-
le anbieten.

Zu § 66 (Anstaltsleitung):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 legt den Zustandigkeitsbereich der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters fest. Hiernach
tragt sie oder er die Gesamtverantwortung fir den Vollzug des Jugendarrestes in der Einrichtung.
Des Weiteren obliegt ihr oder ihm die Aufgabe der AuRenvertretung der Vollzugsbehdérde. Die Be-
hdérdenleitung im Sinne des Entwurfs wird danach nicht nur als Entscheidungstrager gegentiber
der einzelnen Arrestanten oder dem einzelnen Arrestantin tatig. Vielmehr verantwortet sie oder er
die Vollzugsgestaltung im Ganzen und tragt daruber hinaus auch die Steuerungs- und Fuhrungs-
verantwortung innerhalb der Einrichtung. Hierzu z&hlen insbesondere Aufgaben im Bereich der
Personalfiihrung, aber auch die Budgetverantwortung oder das Controlling. Gleichwohl schlief3t die
Regelung nicht die Delegation von Aufgaben an Bedienstete aus. Vielmehr sieht die Regelung in
Satz 1 vor, dass die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter die Geschéftsverteilung innerhalb der
Einrichtung festlegt. Somit kann sie oder er im Innenverhéltnis Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
Aufgaben zur selbstandigen Erledigung betrauen. Diese Art der Aufgabenibertragungen entbindet
gleichwohl nicht von der Gesamtverantwortung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters fir die
Organisation und Funktionsfahigkeit der Vollzugsbehoérde. Fir die Ubertragung bestimmter Befug-
nisse sieht Satz 2 lberdies das Erfordernis einer Zustimmung des Fachministeriums vor: Es han-
delt sich insoweit um Aufgaben mit einer besonderen Grundrechtsrelevanz wie beispielsweise die
Anordnung von besonderen Sicherungsmaflnahmen oder Disziplinarmaf3nahmen.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt, welcher Personenkreis mit der Leitung einer Jugendarrestanstalt betraut werden
kann. Die Zustandigkeit fir die Bestellung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiterin liegt nach
der Vorschrift beim Fachministerium.

Zu Nummer 1:

Nummer 1 regelt die Leitung der Vollzugsbehérde durch die Jugendrichterin oder den Jugendrich-
ter am Ort des Vollzuges. Hiernach nimmt die Jugendrichterin oder der Jugendrichter neben seiner
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richterlichen Tatigkeit die Aufgabe der Leitung der Jugendarrestanstalt wahr. Dieses Leitungsmo-
dell entspricht der bisherigen Leitungskonzeption nach den Regelungen in § 90 Abs. 2 Satz 2 JGG
und 8 2 Abs. 1 Satz 1 JAVollzO. Im Rahmen ihrer oder seiner Téatigkeit als Anstaltsleiterin oder
Anstaltsleiter wird die Jugendrichterin oder der Jugendrichter als Verwaltungsbeamtin oder Verwal-
tungsbeamter tatig und ist insoweit weisungsgebunden. Fir den Fall, dass am Ort des Vollzuges
keine oder mehrere Jugendrichterinnen oder Jugendrichter tatig sind, weist Satz 2 dem Fachminis-
terium die Auswahlentscheidung zu.

Zu Nummer 2:

Nummer 2 sieht - anders als nach der bisherigen Leitungskonzeption nach § 90 Abs. 2 Satz 2 JGG
und § 2 Abs. 1 Satz 1 JAVollzO - die Mdglichkeit vor, eine andere Person als die Jugendrichterin
oder den Jugendrichter mit der Leitung der Einrichtung zu betrauen. Die Vorschrift ermdglicht ne-
ben einer Leitung durch eine Beamtin oder einen Beamten auch die Leitung durch eine Richterin
oder einen Richter. Voraussetzung ist allerdings eine hauptamtliche Tatigkeit: Anders als nach
Nummer 1 wére eine Richterin oder ein Richter in der Leitungsvariante nach Nummer 2 also paral-
lel nicht mehr richterlich tétig. Der Begriff der hauptamtlichen Téatigkeit bedeutet nicht, dass die Lei-
tung ausschlieBlich auf eine Vollzugsbehdérde begrenzt sein muss. Vielmehr kann die Anstaltsleite-
rin oder der Anstaltsleiter zugleich Behordenleitung einer anderen Vollzugsbehérde sein. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass die Einrichtungen zum Vollzug des Jugendarrestes in Nieder-
sachsen eine im Vergleich zu anderen Justizvollzugsanstalten deutlich niedrigere Belegungsféhig-
keit aufweisen (derzeit maximal 45 Personen), dirfte dies sogar der Regelfall sein. In fachlicher
Hinsicht soll die zu bestellende Person erzieherisch befahigt sowie in der Jugenderziehung erfah-
ren sein. Die Regelung ist der Vorschrift in 8 37 JGG nachgebildet, welche die Auswahl der Richte-
rinnen und Richter bei den Jugendgerichten betrifft.

Zu 8§ 67 (Aufgabenwahrnehmung durch Justizvollzugsbedienstete):

Die Vorschrift des § 67 setzt den verfassungsrechtlich verankerten Grundsatz des Artikels 33
Abs. 4 GG (Artikel 60 NV) um, wonach die Ausiibung hoheitsrechtlicher Befugnisse als standige
Aufgabe in der Regel Angehérigen des 6ffentlichen Dienstes zu libertragen ist, die in einem 6ffent-
lich-rechtlichen Dienst- und Treueverhaltnis stehen. Die Regelung in § 67 tragt damit dem hoheitli-
chen Charakter des Jugendarrestvollzuges Rechnung.

Zu Absatz 1:

Satz 1 bestimmt, dass die Aufgaben der Vollzugsbehérden in erster Linie von Justizvollzugsbeam-
tinnen und Justizvollzugsbeamten wahrgenommen werden. Satz 2 ermdglicht vor dem Hintergrund
des praktischen Bedirfnisses, aus besonderen Griinden auch Beamtinnen oder Beamte einzuset-
zen, die nicht Justizvollzugsbeamtinnen oder Justizvollzugsbeamte im laufbahnrechtlichen Sinne
sind. Uberdies legitimiert die Vorschrift den Riickgriff auf nichtbeamtete und nebenamtliche Kréfte.

Zu Absatz 2:

Satz 1 bestimmt, dass im Vollzug des Jugendarrestes Justizvollzugsbedienstete eingesetzt wer-
den, die fur den Umgang mit jungen Menschen besonders geeignet sind. Dies beinhaltet neben
der personlichen Eignung die fachliche Qualifikation der Justizvollzugsbediensteten. Satz 2 regelt,
dass die Eignung durch entsprechende Fortbildungen zu férdern ist. Satz 3 sieht dariiber hinaus
vor, dass bei den Justizvollzugsbediensteten regelmaRig eine Praxisberatung und Praxisbeglei-
tung (Supervision) durchgefiihrt werden soll. Die Satze 2 und 3 schreiben damit Mal3nahmen zur
Sicherung eines angemessenen fachlichen Standards sowie zur Gewéhrleistung eines professio-
nellen Umgangs mit den Arrestantinnen und Arrestanten vor.

Zu § 68 (Seelsorgerische Betreuung):

Die Vorschrift erganzt die Vorschriften Giber die Seelsorge in den 8§88 29 bis 31 in vollzugsorganisa-
torischer Hinsicht. Im Hinblick auf den kleinen Kreis der Arrestantinnen und Arrestanten und die
geringe Grof3e der jeweiligen Einrichtung wird bei der Bestellung nach Absatz 1 oftmals in Betracht
zu ziehen sein, eine im Hauptamt bestellte Seelsorgerin oder einen im Hauptamt bestellten Seel-
sorger aus einer gréReren Vollzugseinrichtung anteilsmagig fir den Bereich einer Jugendarrestan-
stalt mitzubestellen. Absatz 2 trifft eine Regelung fir die Seelsorge derjenigen Arrestantinnen und
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Arrestanten, flr die eine haupt- oder nebenamtliche Betreuung nicht in Betracht kommt. Sollen
freie Seelsorgehelferinnen, Seelsorgehelfer, Seelsorgerinnen oder Seelsorger von auf3en hinzuge-
zogen werden, so bedarf dies der Zustimmung der Vollzugsbehérde.

Zu 8 69 (Arztliche Versorgung):

Die Regelung verpflichtet die Vollzugsbehérde in organisatorische Hinsicht, die arztliche Versor-
gung der Arrestantinnen und Arrestanten sicherzustellen.

Zu § 70 (Beauftragung):

Die Vorschrift regelt, unter welchen Voraussetzungen vertraglich verpflichtete Personen im Vollzug
des Jugendarrestes eingesetzt werden kdnnen. Auch fiir den Einsatz solcher Verwaltungshelfer
gilt - ebenso wie im Fall des § 67 Abs. 1 - der Beamtenvorbehalt des Artikels 33 Abs. 4 GG (Artikel
60 NV). Danach ist die Ausiibung hoheitsrechtlicher Befugnisse als standige Aufgabe in der Regel
Angehdorigen des offentlichen Dienstes zu Ubertragen, die in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienst-
und Treueverhdltnis stehen. Eine Beauftragung im Bereich der reinen Leistungsverwaltung ist
nach der Formulierung zulassig. Um eine begrifflich klare Abgrenzung von der Beleihung zu errei-
chen, wird in der Vorschrift von der ,Beauftragung mit der Wahrnehmung von Aufgaben fur die
Vollzugsbehorde® gesprochen. Dadurch wird zugleich verdeutlicht, dass die Aufgabe selbst eine
solche der Vollzugsbehdrde bleibt. Satz 2 schlief3t eine Beleihung ausdricklich aus, indem die Re-
gelung die Definition der Beleihung (= Ubertragung von Aufgaben zur eigenverantwortlichen
Wahrnehmung) aufgreift.

Zu § 71 (Hausordnung):

Zweck der Hausordnung ist es insbesondere, die Rechte und Pflichten der Arrestantinnen und Ar-
restanten sowie den strukturierten Tagesablauf als besonders wichtige Elemente des Zusammen-
lebens in der Anstalt zu verdeutlichen.

Zu Absatz 1:
Der Erlass einer Hausordnung ist nach der Absatz 1 dieser Vorschrift verpflichtend.
Zu Absatz 2:

Absatz 2 hebt aus Grinden der Rechtsklarheit hervor, welche Bereiche in der Hausordnung min-
destens zu regeln sind. Der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter bleibt es unbenommen, dar-
Uber hinausgehend Regelungen aufzunehmen. Insoweit ist allerdings zu beachten, dass die
Hausordnung keine selbsténdige Eingriffsgrundlage darstellt. Damit darf die Hausordnung nur sol-
che Beschrankungen enthalten, die ihre Grundlage in anderen gesetzlichen Vorschriften finden.

Zu Absatz 3:

Nach Absatz 3 ist ein Ausdruck der Hausordnung allgemein zugénglich auszuhéngen und auf Ver-
langen auszuhandigen, damit sich die Arrestantinnen und Arrestanten Uber ihre Rechte und Pflich-
ten sowie den Tagesablauf innerhalb der Einrichtung informieren kdnnen.

Zu § 72 (Aufsicht):
Die Vorschrift weist dem Fachministerium die Funktion der Aufsichtsbehorde zu.
Zu § 73 (Vollstreckungsplan):

Die Vorschrift regelt das rechtsstaatlich gebotene und in organisatorischer Hinsicht notwendige
Verfahren zur Bestimmung der Vollzugsbehérde, die fur die Aufnahme der Arrestantin oder des Ar-
restanten in den Vollzug des Jugendarrestes zustandig ist.

Zu § 74 (Evaluation):
§ 74 regelt die Evaluation im Bereich des Jugendarrestvollzuges.
Zu Absatz 1:

Die Regelung greift die Forderungen des BVerfG aus seinem Urteil vom 31. Mai 2006 (a. a. O., Rn.
62 bis 64) auf, die Entwicklungen des Jugendstrafvollzuges zu beobachten und aus festgestellten
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Mangeln Konsequenzen zu ziehen. Diese unmittelbar nur an den fir den Jugendstrafvollzug zu-
stéandigen Gesetzgeber gerichtete Forderung des BVerfG gilt indes nicht nur fur den Jugendstraf-
vollzug, sondern gleichermafen auch fir den Vollzug des Jugendarrestes und auch nicht nur fir
den Gesetzgeber, sondern auch fur die Landesjustizverwaltung. Dementsprechend richten sich die
Vorschriften des Entwurfs zundchst an Letztere. Ob und inwieweit der Gesetzgeber die ihm oblie-
gende Verpflichtung zur Beobachtung und zur Nachbesserung des Gesetzes nach Maf3gabe der
Beobachtungsergebnisse durch Rickgriff auf die hiernach gewonnenen Erkenntnisse oder durch
eigene Nachforschungen erfillt, bleibt ihm Uberlassen. Die durchzufihrende Evaluation dient
schlielRlich auch dazu, die Wirksamkeit von MalRnahmen im Sinne des 8§ 9 des Entwurfs festzustel-
len und diese fortzuentwickeln.

Zu Absatz 2:

Um eine Evaluation fur den Bereich des Arrestvollzuges zu ermdglichen, verpflichtet Absatz 2 die
Vollzugsbehdrden zur Erhebung aussagefahiger und auf Vergleichbarkeit angelegter Daten.

Zum Zweiten Kapitel (Beirate):

Der Entwurf sieht erstmals die Bildung von Beiraten auch im Vollzug des Jugendarrestes vor.
Zu § 75 (Bildung der Beirate):

Zu Absatz 1:

Absatz 1 sieht die Bildung von Beiraten bei den Jugendarrestanstalten vor. Mit der Bildung eines
Beirates sollen die Offentlichkeit institutionell am Vollzug des Jugendarrestes beteiligt und externer
Sachverstand in die Vollzugsgestaltung eingebunden werden.

Zu Absatz 2:

Die Satze 1 und 2 legen fest, dass nahere Bestimmungen zur Bildung der Beirate, inshesondere
zur GroRRe des Beirats sowie zur Bestellung und Abberufung der Beiratsmitglieder, einer Verord-
nung durch das Fachministerium vorbehalten bleiben. Zur Vermeidung von Interessenkollisionen
regelt Satz 3, dass Justizvollzugsbedienstete, Beauftragte sowie Bedienstete des Fachministeri-
ums nicht Mitglieder eines Beirates sein dirfen. Mit diesem Ausschluss wird zugleich verdeutlicht,
dass es sich bei den Mitgliedern des Beirates um Personen handeln soll, welche beruflich nicht mit
dem Justizvollzug - einschlieBlich des Vollzuges des Jugendarrestes - befasst sind und als externe
Vertreterinnen und Vertreter die Offentlichkeit reprasentieren.

Zur Verbandsbeteiligung:

Der Landesjugendhilfeausschuss befiirwortet die Einbindung der Offentlichkeit und des externen
Sachverstandes durch die Bestellung von Beiraten im Jugendarrestvollzug.

Zu § 76 (Aufgaben und Befugnisse der Beirate):
Zu Absatz 1:

Absatz 1 benennt die Aufgaben und Befugnisse der Beirate. Hierzu zahlt es nach Satz 1, an der
Gestaltung des Vollzuges durch Anregungen und Verbesserungsvorschlage mitzuwirken. Zugleich
kann der Beirat nach Satz 2 Arrestantinnen und Arrestanten - auch zur Vorbereitung der Entlas-
sung - unterstiitzen, soweit dies mit dem Vollzugsziel im Einklang steht.

Zu Absatz 2:

Die Satze 1 und 2 zahlen die Befugnisse des Beirates zur Erfilllung ihrer nach Absatz 1 genannten
Aufgaben auf.

Zu Absatz 3:

Mit der Regelung in Absatz 3 wird sichergestellt, dass die Mitglieder des Beirates zur Ausiibung ih-
rer Tatigkeit Zugang zu den Arrestantinnen und Arrestanten erhalten. Weiter wird geregelt, dass
Gesprache und Schriftwechsel nicht einer Uberwachung oder Kontrolle unterliegen.
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Zu § 77 (Pflicht zur Verschwiegenheit):

Das weitgehende Informationsrecht des Beirates bringt es mit sich, dass den Beiratsmitgliedern
Tatsachen bekannt werden, die eine vertrauliche Behandlung erfordern. Die Vorschrift sieht des-
halb eine besondere Verschwiegenheitspflicht vor. Das Recht zu sachlicher, offentlicher Kritik wird
dadurch nicht bertihrt.

Zum Dritten Kapitel (Datenschutz):

Das Dritte Kapitel befasst sich mit dem Datenschutz.

Zu § 78 (Datenschutz):

Die Regelung bestimmt die entsprechende Geltung der §8 190 bis 200 NJVollzG.
Zum Vierten Kapitel (Schlussbestimmungen):

Das Vierte Kapitel enthélt die Schlussbestimmungen des Entwurfs.

Zu § 79 (Einschrankung von Grundrechten):

Die Bestimmung tragt dem Zitiergebot geman Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG Rechnung.
Zu Artikel 2 (Anderung des Niedersachsischen Richtergesetzes):

Die Neufassung des 8§ 13 bildet die in § 66 Abs. 2 des Niedersachsischen Jugendarrestvollzugs-
gesetzes geschaffene Moglichkeit der Ubertragung der Leitung einer Jugendarrestanstalt auf Rich-
terinnen und Richter ab. Zugleich wird die Vorschrift redaktionell bereinigt. Uberschrift und Struktur
der Vorschrift orientieren sich an den Regelungen der anderen Lander des Nordverbundes (8§ 5 a
des Bremischen Richtergesetzes, § 13 des Hamburgischen Richtergesetzes, 8 5 des Landesrich-
tergesetzes des Landes Schleswig-Holstein). Die bislang in § 13 des Niederséchsischen Richter-
gesetzes enthaltene Mdglichkeit, einer Richterin oder einem Richter den Vorsitz in einer Eini-
gungsstelle nach § 45 des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs zu Ubertragen, wird gestrichen,
da derartige Einigungsstellen seit dem 1. Januar 2011 nicht mehr vorgesehen sind.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten):

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes.

(Ausgegeben am 03.09.2015)



	Drucksache 17/4111
	Gesetzentwurf
	Der Niedersächsische Ministerpräsident
	Hannover, den 23.08.2015
	Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Jugendarrestvollzuges in Niedersachsen

